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Grundlegende publizistische Richtung des Hauptver- sondere einschlägige Gesetze und Vorschriften Unter­
bandes der allgemein beeiqeten und gerichtlich zerti- richten, das Ansehen des Berufsstandes heben, den 
fizierten Sachverständigen Osterreichs für die von ihm Nachwuchs fördern sowie den unlauteren Wettbewerb 
herausgegebene Zeitschrift "Der Sachverständige": bekämpfen. Politische Ziele werden keine verfolgt. 
Der Hauptverband der allgemein beeideten und Betriebsgegenstand der Firma CREATIVE CON-
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs SULTING Michael Rathausky KEG: die Herausgabe, 
hat sich zur Aufgabe gesetzt, mit der von ihm heraus- der Verlag, der Druck und Verschleiß von Zeitungen 
gegebenen Zeitschrift HDer Sachverständige" die und Zeitschriften sowie sonstiger periodischer Druck­
berufsständischen, rechtlichen und wirtschaftlichen schritten, welche auf das Gebiet von Industrie, Han­
lnteressen der allgemein beeldeten und gerichtlich del, Gewerbe, Verkehr, des Fremdenverkehrs, Geld­
zertifizierten Sachverständigen zu vertreten. Er will und Kreditwesens und die freien Berufe Bezug haben 
den Gedanken des qualifizierten Sachverständigen sowie die Verlagstätigkeit überhaupt. 
wahren und fördern, die Mitglieder des Hauptverban- Geschäftsführer der Michael Rathausky KEG: 
des weiterbilden, laufend über Berufsfragen, insbe- Michael Rathausky 
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Erlass des BMJ: 

Neue Sachverständigenausweise 
Neue Fachgruppen- und Fachgebiets­
einteilung 
Erlass des Bundesministeriums für Justiz vom 28. Jänner 
2005, BMJ-11.852/0002-16/2005 über die Ausweise der 
Gerichtssachverständigen und -dolmetscher sowie die Fach­
gruppen- und Fachgebietseinteilung für die Gerichtssach-

-~ Verständigenliste und die Sprachenliste der Gerichtsdolmet­
scher 

I. Neue Ausweiskarten mit sicherer elektronischer Signatur 
für Gerichtsdolmetscher und Gerichtssachverständige: 

A) Das insoweit am 1. Jänner 2005 in Kraft tretende Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über die allgemein be­
eideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen und 
Dolmetscher (SOG) geändert wird, BGBI I 115/2003 (§ 16 b 
Abs 5 SOG), sieht in§§ 8, 14 Z 6 SOG anstelle des bisheri­
gen Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscher­
ausweises einen Lichtbildausweis in Kartenform (Ausweis­
karte) vor. Die derzeit in Verwendung stehenden Gerichts­
sachverständigen- und -dolmetscherausweise (GeoForm 5a 
und Sb) werden daher aufgehoben und aus Anlass dieser 
Änderung neue Gerichtssachverständigen- und Dolmet­
scherausweiskarten gemäß §§ 8, 14 Z 6 SOG aufgelegt 
(siehe die dem Erlass im Anhang I und II angeschlossenen 
Muster). 

B) Der Ausweis wird als amtlicher Lichtbildausweis im Sinn des 
§ 40 Abs 1 BWG gemäß § 8 Abs 1 bis 3 SOG in Form einer 

- Kunststoffkarte mit Chip und einem Sicherheitszeichen 
(Kippeffekt beim Paragraphenzeichen im Bundesadler) neu 
aufgelegt. Auf der Vorderseite der Ausweiskarte werden die 
Eigenschalt als allgemein beeidete/r und gerichtlich zertifi­
zierte/r Sachverständige/r (GeoForm 5a) bzw Dolmetscher/in 
(GeoForm Sb), ein nicht austauschbares, gut erkennbares, 
zum Ausstellungszeitpunkt aktuelles Kopfbild, der Vor- und 
Familienname, der Tag der Geburt und die Unterschrift der 
Sachverständigen bzw Dolmetscher, das Landesgericht als 
ausstellende Behörde, das Ausstellungsdatum, die Gültig­
keitsdauer sowie auf der Rückseite der Ausweiskarte die 
Fachgruppein bzw Sprachen, für die die Sachverständigen 
bzw Dolmetscher jeweils eingetragen sind, angeführt. Aus 
Platzgründen können auf der Ausweiskarte nur bis zu zwölf 
Fachgruppen bzw Sprachen eingetragen werden. Der Chip 
auf der Rückseite der Ausweiskarte enthält das qualifizierte 
Zertifikat für die sichere elektronische Signatur gemäß § 8 
Abs 3 SOG, welches als Attribut jeweils die Eigenschaft der 
Ausgewiesenen aufweist. Bei elektronischer Unterfertigung 
(zB von Gutachten oder Übersetzungen) ersetzt die Verwen­
dung des Zertifikates der Ausweiskarte das Anbringen des 
Rundsiegels (§ 8 Abs 5 letzter Satz SOG). 

C) Beim Ausfüllen der neu aufgelegten Ausweiskarten (Geo­
Form 5a und Sb) ergeben sich einige wesentliche Änderun-
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gen. Die Eintrag_ungen können- materialbedingt-nicht ver­
ändert werden. Andern sich die Daten im Ausweis, so ist eine 
neue Ausweiskarte auszustellen. Es besteht kein Raum für 
weitere behördliche Eintragungen, auch Geburtsort und 
Anschrift können auf der Karte nicht mehr angeführt werden, 
ebenso entfällt die Unterschrift des ausstellenden Organs. 
Da das Platzangebot auf der Karte nur zwölf Zeilen il 55 Zei­
chen erlaubt, manche Fachgebiete aber einschließlich der 
Leerzeichen mehr als. 55 Zeichen aufweisen und einige 
Sachverständige für mehr als zwölf Fachgebiete zertifiziert 
sind, sind anstelle der Fachgebiete die Fachgruppen anzu­
führen. 

0) Die Ausweiskarten sind bei den zuständigen Landesge­
richtspräsident/en/innen mit dem im Internet bereitgestellten 
Formular zu bestellen. ln diesem Formular ist eine Kontover­
bindung für die laufende Einziehung der Kosten durch den 
Zertifizierungsdiensteanbieter anzugeben. Die Bestellung 
der Ausweiskarte leitet das zuständige Landesgericht an den 
Zertifizierungsdiensteanbieter weiter. Die Ausweiskarten sind 
beim zuständigen Landesgericht abzuholen. Bestellungen 
für die Ausweiskarten mit dem qualifizierten Zertifikat ent­
sprechend der Signaturverordnung idF BGBI II 527/2004 
können ab 1. Februar 2005 erfolgen und werden vom Zertifi­
zierungsdiensteanbieter voraussichtlich erst ab März erfüllt 
werden können, ermöglichen damit aber eine Gültigkeits­
dauer von fünf Jahren für das Zertifikat, welches im Bedarfs­
fall auch für eine neue Ausweiskarte (zB bei Zertifizierung für 
eine weitere Fachgruppe/Sprache oder Ablauf der Gültig­
keitsdauerder Ausweiskarte) ausgestellt wird. 

E) Ab dem 1. Jänner 2005 sind für die Ausstellung der Aus­
weise der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen und Dolmetscher die Ausweiskarten Geo­
Form 5a und Sb in der neuen Fassung zu verwenden. Allfäl­
lige Restbestände der alten Formularblätter GeoForm 5a 
sind nachweislich der Vernichtung zuzuführen. 

F) Die bereits ausgegebenen Ausweise können bis zum Ablauf 
ihrer jeweiligen Gültigkeitsdauer weiter geführt, jedoch nicht 
mehr berichtigt, ergänzt oder verlängert werden. Im Falle 
einer Änderung der Angaben im Ausweis sowie mit Ablauf 
der Gültigkeitsdauer der alten Ausweise sind neue Ausweis­
karten auszustellen. 

II. Neue Fachgruppen- und Fachgebietseinteilung für 
Gerichtssachverständige, Sprachenliste für Gerichts­
dolmetscher: 

A) Im Hinblick auf die neuen Ausweiskarten für Gerichtssach­
verständige und -dolmetscher, welche für die Beschriftung 
nur ein geringes Platzangebot aufweisen, ist auch die Fach­
gruppen- und Fachgebietseinteilung anzupassen. Das 
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·: Erlass des BMJ ,. 

Bundesministerium für Justiz hat daher in Zusammenarbeit 
mit dem Hauptverband der allgemei~ beeideten und gericht­
lich zertifizierten Sachverständigen Osterreichs die aus den 
Anhängen 111 und IV ersichtliche neue Fachgruppen- und 
Fachgebietseinteilung erarbeitet, die- wie in der SOG-Liste­
in alphabethischer Reihenfolge gegliedert ist. Die Neuord­
nung soll zum einen den Anforderungen der Ausweiskarten 
durch entsprechend kurze und aussagekräftige Fachgrup­
penbezeichnungen, zum anderen auch den neuen wirt­
schaftlichen und technischen Entwicklungen, insbesondere 
den in den letzten Jahren eingelangten Änderungsanregun­
gen aus dem Kreis der Gerichtssachverständigen, Rechnung 
tragen. Der Vollständigkeit halber wird auch die Sprachen­
liste in alphabethischer Reihenfolge in Anhang V wiederge­
geben. 

B) Mit der neuen Fachgruppen- und Fachgebietseinteilung wird 
der Prozess einer durchgreifenden Neuregelung und Anpas­
sung an den jeweiligen Wissensstand eingeleitet, der im Hin­
blick auf die Eröffnung neuer Fachgruppen, Fachgebiete und 
Sprachen in Zusammenarbeit mit dem Hauptverband der 
Gerichtssachverständigen und dem Österreichischen Ver­
band der Gerichtsdolmetscher künftig laufend fortgesetzt 
werden soll. 

C) Die neue Fachgruppeneinteilung soll dem Umstand Rech­
nung tragen, dass die jeweilige Bezeichnung der Fachgrup­
pe ausreichende Aussagekraft über den tatsächlichen Tätig­
keitsbereich des Sachverständigen haben soll, wobei nach 
den technischen Voraussetzungen der Ausweiskarte nur 55 
freie Zeichen pro Zeile (= Fachgruppe) zur Verfügung ste­
hen. Um den Informationsgehalt für den Betrachter der Aus­
weiskarte nicht allzu sehr zu mindern, sollen die Fachgrup­
penbezeichnungen das Tätigkeilsgebiet der Sachverständi­
gen klarer umschreiben, was dazu führt, dass Fachgruppen 
geteilt werden müssen, die bisher Tätigkeiten unterschied­
lichster Art zusammengefasst haben (zB die Fachgruppe 
Gesundheit für die Tätigkeit der Arzte, Tierärzte, Pflegeberu­
fe und Bestatter). Wo bisher in einer Fachgruppe auch Fach­
gebiete erfasst waren, die sich nicht unmittelbar aus der 
Fachgruppenbezeichnung selbst erschließen lassen, werden 
diese in eine aussagekräftigere Fachgruppe abgespalten (zB 
wird die Fachgruppe Warentransporte, Warenverpackung 
von der Fachgruppe Verkehr getrennt). Teils wird die 
Bezeichnung auch dem allgemeinen Sprachgebrauch ange­
passt (zB wird die Fachgruppe Galanteriewaren in Kleinsil­
berwaren, Modeschmuck umbenannt), teils werden erklä­
rende Zusätze angefügt (zB wurde die Fachgruppe Dienst­
leistungen um den Zusatz "Gewerbe und freie Berufe" 
ergänzt). Manche Fachgruppen müssen wegen der Überlän­
ge ihrer Bezeichnung geteilt werden. 

D) Im Zuge der kartenbed'1ngten Umbenennung von Fachgrup­
pen sind auch die Fachgebiete unter dem Blickwinkel der 
wirtschaftlichen und technischen Entwicklung sowie einer 
möglichst aussagekräftigen Bezeichnung und leichteren Auf­
findbarkeil zu überarbeiten. Zum Teil sind -wie aus Anhang 
IV ersichtlich - einzelne Fachgebiete, in denen keine Sach­
verständigen eingetragen sind, mangels Bedarfs aufzulas­
sen, andere Fachgebiete infolge ausbildungs- und aus­
übungsbedingter Konnexität zusammenzulegen und letztlich 
neue Fachgebiete zu eröffnen, für die sich ein Bedarf ent­
sprechend der Anregung des Hauptverbands der Gerichts­
sachverständigen Österreichs bzw aus dem Kreis der Sach­
verständigen, der Rechtsprechung oder aus den Eintragun-
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gen in der SOG-Liste selbst ergibt (zB aus mehreren Spezia­
lisierungen beim Fachgebiet "Verschiedenes", etwa für 
Säuglings-, Kinder- und Diätnahrung in der Fachgruppe 
"Lebens- und Genussmittel"). Bei Zusammenlegung von 
Fachgebieten werden jene Sachverständigen, die nur für 
eines der nunmehr zusammengefassten Fachgebiete einge­
tragen waren, in das neue Fachgebiet migriert. Dadurch wird 
ihr Zertifizierungsumfang überschritten. Es obliegt daher den 
zuständigen Landesgerichtpräsidenl/en/innen in Ansehung 
jener Sachverständigen, die nur für eines der nunmehr 
zusammengefassten Fachgebiete eingetragen waren, den 
Zusatz "nur für" unter Anführung ihres bisherigen Tätigkeits­
bereichs in die neuen Fachgebiete einzutragen. Zu diesem 
Zweck wird ihnen eine Liste der in ihrem Sprengel jeweils 
betroffenen Sachverständigen von der BRZ GmbH zugehen. 
Von der Zusammenlegung sind die Fachgruppen "Lebens­
und Genussmittel" (alte Bezeichnung) und "unbelebte 
Natur" in den nachstehend angeführten Fällen betroffen: 

Die Fachgebiete "Milch-, Rahm und andere Milchproduk­
te", "Butter und Butterschmalz" sowie "Käse" migrieren in 
das Fachgebiet mit der neuen Bezeichnung "Milch- und 
Milchprodukle". 

Die Fachgebiete "Fleisch- und Wursterzeugung (ein­
schließlich Konserven)" und "Fleisch und Fleischwaren" 
migrieren in das Fachgebiet mit der neuen Bezeichnung 
"Fleisch und Fleischwaren, Wurst und -konserven". 

Die Fachgebiete "Fisch- und Schalentierverarbeitung (ein­
schließlich Konserven)" und "Fische und Schalentiere" 
migrieren in das Fachgebiet mit der neuen Bezeichnung 
"Fische und Schalentiere, Verarbeitung und Konserven". 

Die Fachgebiete "Obst" und "Gemüse" migrieren in das 
Fachgebiet mit der neuen Bezeichnung "Obst und Gemü­
se". 

Die Fachgebiete "Hülsenfrüchte" und "Erdäpfel, Zwiebel 
und dgl" migrieren in das Fachgebiet mit der neuen 
Bezeichnung "Hülsenfrüchte, Erdäpfel, Zwiebel". 

Die Fachgebiete "Konservierung von Obst" und "Konser­
vierung von Gemüse (einschließlich Sauerkraut, Rüben, 
Gurken und dgl)" migrieren in das Fachgebiet mit der 
neuen Beze·lchnung "Konservierung von Obst und Gemü­
se". 
Die Fachgebiete "Kaffee und Kaffeesurrogate", "Tee" und 
"Kakao, Schokolade, Kanditen, Bonbons" migrieren in 
das Fachgebiet mit der neuen Bezeichnung "Kaffee, Tee, 
Kakao, Schokoladewaren". 

Die Fachgebiete "Bierbrauerei und Malzprodukte" und 
"Biere" migrieren in das Fachgebiet mit der neuen 
Bezeichnung "Biere, Bierbrauerei und Malzprodukle". 

Die Fachgebiete "Geodäsie" und "Vermessungswesen" 
migrieren in das Fachgebiet mit der neuen Bezeichnung 
"Geodäsie und Vermessungswesen". 

Migriert ein Fachgebiet in eine neue Fachgruppe, so gilt dies 
auch für die dort Eingetragenen, die damit automatisch zu 
Sachverständigen der neuen Fachgruppe werden, was für 
die Ausweiskarten von besonderer Bedeutung ist. 

E) Da die Fachgebietsbezeichnung "Verschiedenes" keinerlei 
Rückschluss auf den Tätigkeitsbereich des Sachverständi­
gen zulässt, wird dieses Fachgebiet unter dem Gesichts­
punkt seiner mangelnden Aussagekraft in jeder Fachgruppe 
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aufgelassen und die bisher zu diesem Fachgebiet eingetra­
genen Gerichtssachverständigen einem möglichst themen­
verwandten Fachgebiet, sofern ein solches mehrheitlich aus 
den tatsächlichen Eintragungen in der Liste erkennbar war, 
zugeordnet oder aber, sofern aus der Liste kein Aufschluss 
über konkrete Themenbereiche zu entnehmen war, dem all­
gemeinsten Fachgebiet der Fachgruppe zugeteilt. 

F) Da die Migration der Eingetragenen des jeweiligen Fachge­
biets "Verschiedenes" nicht für jeden Sachverständigen 
getrennt, sondern uno actu mit Unterstützung der BRZ 
GmbH erfolgt, kann nur eine Übertragung aller Eintragungen 
zu ein und demselben Fachgebiet stattfinden. Dabei wird 
darauf geachtet, dass jene Sachverständigen, die schon vor 
der Migration in das Fachgebiet eingetragen sind, welches 
nunmehr das Fachgebiet "Verschiedenes" aufnimmt, keine 
ihrem Zertifizierungsumfang widersprechende Einschrän­
kung oder Überschreitung erfahren (Eintragungen "nur für" 
beim Fachgebiet Verschiedenes werden daher beim allge­
meinen Fachgebiet mit "insbesondere für" wiedergegeben, 
Eintragungen "nicht für" werden mit "nicht für" übernom­
men). Da die Migration ohne Berücksichtigung anderer für 
einzelne Sachverständige allenfalls besser geeigneter Fach­
gebiete dieser Fachgruppe erfolgt, obliegt es den zuständi­
gen Landesgerichtspräsident/en/innen, denen eine Liste 
aller migrierten "Verschiedenes-Eintragungen" ihres Spren­
gels von der BRZ GmbH zugehen wird, diese Sachverstän­
digen in der Liste einem dem Zertifizierungsumfang allenfalls 
besser entsprechenden Fachgebiet zuzuordnen. Auf Antrag 
des/der Sachverständigen wird diese/r im Hinblick auf den 
konkreten Zertifizierungsumfang vom Landesgerichtspräsi­
denten/von der Landesgerichtspräsidentin jedenfalls in ein 
~esser geeignetes Fachgebiet einzutragen sein. Von diesen 
Anderungen sollen die Gerichtssachverständigen über den 
Hauptverband der Gerichtssachverständigen Österreichs 
informiert werden. 

G) Überblicksweise wird nunmehr die Migration des Fachgebie­
tes "Verschiedenes" der bisherigen Fachgruppe in das 
nächstverwandte Fachgebiet bzw in das allgemeinste Fach­
gebiet dieser Fachgruppe bzw in ein neu geschaffenes Fach-

~· gebiet dargestellt: 

Gesundheitswesen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Gesundheits- und Krankenpflege zugeordnet. 

Biologie: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Allgemeine 
Biologie zugeordnet. 

Archäologie: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Archäologie zugeordnet. 

• Pädagogik und Psychologie: Verschiedenes wird dem 
Fachgebiet Allgemeine Psychologie zugeordnet. 

Sport, Spiel: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Sonsti­
ge Sportarten zugeordnet. 

Natur- und Umweltschutz: Verschiedenes wird dem Fach­
gebiet Naturschutz zugeordnet. 

Stadt- und Landesplanung, Verkehrsplanung, Denkmal­
schutz: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Raumpla­
nung zugeordnet. 

Kriminologie, Schießwesen, Schriftfach und Chiffrier­
wesen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Allgemeine 
Kriminologie zugeordnet. 

Sicherheitswesen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Andere Fahrzeuge, Reparatur, Bewertung zugeordnet. 
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Physik: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Allgemeine 
Physik zugeordnet. 

Mathematik und Statistik: Verschiedenes wird dem Fach­
gebiet Mathematik zugeordnet. 

Pflanzen und pflanzliche Produkte: Verschiedenes wird 
dem Fachgebiet Botanik zugeordnet. 

Tiere und tierische Produkte: Verschiedenes wird dem 
Fachgebiet Zoologie zugeordnet. 

Lebens- und Genussmittel: Verschiedenes wird dem 
Fachgebiet Lebensmitteltechnologie zugeordnet. 

Holz und Holzverarbeitung: Verschiedenes wird dem 
Fachgebiet Sonstige Holzverarbeitung zugeordnet. 

Textilien, Bekleidung: Verschiedenes wird dem Fachge­
biet Sonstige Textilien, Bekleidung zugeordnet. 

Schuhe: Verschiedenes entfällt. 

Galanteriewaren: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Modeschmuck, Bijouterie zugeordnet. 

Unbelebte Umwelt, Rohstoffe und Energie: Verschiede­
nes wird dem Fachgebiet Bergbau zugeordnet. 

Chemie: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Allgemeine 
Chemie zugeordnet. 

Edelmetalle und Juwelen, Glas und Glaswaren: Verschie­
denes wird dem Fachgebiet Glaswaren zugeordnet. 

Metall, Metallbearbeitung, Metallverarbeitung: Verschie­
denes wird dem Fachgebiet Metallurgische Technologie, 
Schweißarbeiten zugeordnet. 
Instrumente, Geräte und Maschinen: Verschiedenes wird 
dem Fachgebiet Allgemeiner Maschinenbau zugeordnet. 

Starkstromtechnik: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Sonderanlagen zugeordnet. 

Nachrichtentechnik: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Leitungsgebundene Nachrichtenübertragung zugeord­
net. 

Informationstechnik und -Verarbeitung: Verschiedenes 
wird dem Fachgebiet Netzwerktechnik zugeordnet. 

Bauwesen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Hochbau 
und Architektur zugeordnet. 

Herstellung und Verwertung von Werken der Literatur, 
Musik und darstellenden Kunst, Medienwesen, graphi­
sche Arbeiten und dgl: Verschiedenes wird dem Fachge­
biet Kunstpräsentation zugeordnet. 

Dienstleistungen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Unternehmensberatung zugeordnet. 

Handel: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Handel mit 
Maschinen zugeordnet. 

Verkehr: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Logistik 
zugeordnet. 

Geld, Kredit, Banken und Börsen: Verschiedenes wird 
dem Fachgebiet Geld- und Währungsfragen zugeordnet. 

Versicherungen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Ver­
sicherungswesen zugeordnet. 
Patentwesen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Patentwesen zugeordnet. 
Arbeit und Betrieb: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Betriebswissenschaft, Betriebswirtschaft zugeordnet. 
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Rechnungswesen: Verschiedenes wird dem Fachgebiet 
Unternehmensführung, -(re)organisation, -Sanierung, 
-Iiquidation zugeordnet. 

Immobilien: Verschiedenes wird dem Fachgebiet Bau­
grundstücke zugeordnet. 

H) Aufgrund der Umstellung sind folgende Grundsätze zu 
beachten: 

1. Sachverständige, die derzeit für Fachgebiete eingetragen 
sind, die nach diesem Erlass ohne inhaltliche Änderung 
nur anders bezeichnet werden, gelten ab diesem Zeit­
punkt für das neu bezeichnete Fachgebiet als zertifiziert 
und beeidet. 

2. Sachverständige, die derzeit für Fachgebiete eingetragen 
sind, die nach der neuen Fachgruppeneinteilung in eine 
neue Fachgruppe wechseln, gelten für die neue Fach­
gruppe als zertifiziert und beeidet. 

3. Werden Fachgebiete inhaltlich ergänzt oder zusammen­
gefasst, so sind die eingetragenen Sachverständigen auf 
den bisherigen Umfang ihres Fachgebietes begrenzt (Ein­
tragung "nur für"), eine Ausweitung kann nur über Antrag 
und ergänzende Erhebung und gegebenenfalls Zertifizie­
rung durch die zuständigen PräsidentJenlinnen erfolgen. 

4. Sachverständige, die derzeit in ein Fachgebiet eingetra­
gen sind, welches es nach der neuen Fachgruppen- und 
Fachgebietseinteilung nicht mehr gibt (zum Beispiel Ver­
schiedenes), gelten ab diesem Zeitpunkt grundsätzlich für 
jenes Fachgebiet als gerichtlich zertifiziert und allgemein 
beeidet, welchem das betreffende Fachgebiet zugeordnet 
wurde oder mit welchem das Fachgebiet verschmolzen 
ist. 

5. Werden Sachverständige in eine andere Fachgruppe ein­
getragen oder ändert sich das Fachgebiet, so behält der 
bisherige Ausweis seine Gültigkeit, auf Antrag der Sach­
verständigen ist ihnen jedoch eine neue Ausweiskarte 
auszustellen. 

Das Bundesministerium für Justiz ersucht, diesen Erlass allen 
mit der Rechtsprechung befassten Entscheidungsorganen zur 
Kenntnis zu bringen. Die dafür vorgesehenen Ausfertigungen 
des Erlasses sind angeschlossen. Zusätzlich erforderliche Aus­
fertigungen mögen im eigenen Wirkungsbereich hergestellt wer­
den. 

Der Erlass wird auch im JABI kundgemacht. 

28. Jänner2005 

Für die Bundesministerin: Dr. Gerhard Hopf 

Hinweis: Von einem Abdruck der Anhänge I bis V des 

Erlasses wird abgesehen, weil die Publikation zu 

umfangreich wäre. Der Text des Erlasses samt Anhän­

gen Ist im Rahmen der Gerichtssachverständigen- und 

Gerichtsdolmetscherliste Im Internet unter 

www.sdgliste.justlz.gv.at 

abrufbar. Dort findet man auch eine Uste der Fachgrup· 

pen und Fachgebiete samt Nummerierung. 
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Der vorstehend abgedruckte Erlass des Bundesministeriums 
für Justiz spricht umfangreiche Änderungen im Sachver­
ständigenwesen an. Soweit diese durch die Novelle zum 
Sachverständigen- und Dolmetschergesetz (SDG) vorgege-
ben sind, enthält er Durchführungsbestimmungen zu Projekten, 
die schon seit längerer Zeit bekannt sind und über die in die-
ser Zeitschritt auch immer wieder berichtet wurde (vgf etwa 
Me/nizky, Delegiertenversammlung 2003, SV 2003/2, 66; 
Schmidt, Elektronische Sachverständigenfiste und Chipkarte -
Entwurf des BMJ, SV 2003/3, 7 25; Schmidt, 
www.sdgliste.justiz.gv.at - Gerichtssachverständigenliste on­
fine! SV 2004/1, 7; Schmidt, Elektronische Signaturen - Recht· 
liehe Rahmenbedingungen und Anwendungen im Behörden­
verkehr, SV 2004/1, 3; Mefnizky, Delegiertenversammlung 2004, 
SV 2004/2, 69; Schmidt, Gerichtssachverständigenfiste und 
Chipkarte - praktische Umsetzung, SV 2004/3, 7 25; Schmidt, ··'. · 
Elektronische Kommunikation mit dem Gericht, SV 2004/4, 
7 82). Im Zusammenhang mit der Entwicklung des Lichtbild­
ausweises in Kartenform gab es eine rege Zusammenarbeit 
in Arbeitsgruppen, an denen für die Sachverständigen insbe­
sondere Hon.Prof. Dipf.-/ng. Dr. Kurt Judmann teilnahm. 

Schwierig gestaltete sich allerdings die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Fachgruppen- und Fachgebietseinteilung 
(Nomenklatur). Hier werden mit dem vorliegenden Erfass tief 
greifende Änderungen vorgenommen. in Punkt II. A} des 
Erlasses wird zum Ausdruck gebracht, dass die aus den 
Anhängen 1/1 und IV ersichtliche neue Fachgruppen- und Fach­
gebietseinteilung in Zusammenarbeit mit dem Hauptverband 
der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachver­
ständigen Österreichs erarbeitet worden sei. 

Dazu ist festzuhaften, dass die Mitarbeit des Verbandes zu 
dem ursprünglich bekannt gegebenen Zweck erfolgt ist, dass 
die Titel der Fachgruppen eine kurze (für die Rückseite des 
neuen Ausweises taugliche), aber prägnante Umschreibung 
der jeweiligen Fachgebiete enthalten sollten. Klar war auch, 
dass die Teilung großer Fachgruppen (zB Gesundheit) eine 
Neuzuordnung einzelner Fachgebiete erfordern würde. Erst 
während der Arbeiten stellte sich aber heraus, dass - vor allem 
durch die Auflösung des Fachgebietes" Verschiedenes", aber 
auch durch weitere Änderungen und Neuzuordnung von Fach­
gebieten eine weit über den anfänglich angestrebten Zweck 
hinaus gehende Veränderung angestrebt wurde. Dazu sollte 
eine komplette Umnummerlerung aller Fachgruppen und 
Fachgebiete erfolgen, was die Verbände vor erhebliche Ver­
wallungsprobleme gestellt und die Sachverständigen sowie 
ihre Auftraggeber ohne erkennbare Vorteile mit einer für sie völ· 
fig neuen und ungewohnten Systematik konfrontiert hätte. 
Dies konnte in zähen Verhandlungen zwar abgewehrt werden, 
doch wurde auch dieser Erfolg wiederum dadurch relativiert, 
dass nun im Erfass überhaupt keine Nummerierung mehr 
angegeben wird, obwohl sowohl die Verbände als auch das 
Bundesrechenzentrum mit der herkömmlichen Nummerierung 
arbeiten und die Daten ohne ein Ordnungssystem gar nicht 
organisiert werden können. 

Zu dieser erst während der Arbeiten vorgeschlagenen Umge­
staltung der Fachgebiete hat der Hauptverband nachdrück-
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lieh darauf hingewiesen, dass eine über die durch die Ausga­
be der Chipkarten als Ausweise gegebenen technischen Not­
wendigkeiten hinaus gehende Überarbeitung der Nomen­
klatur nur nach eingehender Beratung in den entsprechen­
den Fachgruppen erfolgen kann. Es wurde auch klargestellt, 
dass sowohl die bisher beigezogenen Experten als auch die 
Landesverbände zu Recht darauf hin gewiesen haben, dass für 
eine solche Revision genügend Zeit zur Verfügung stehen 
muss, um alle Betroffenen entsprechend anhören und ihre 
Argumente berücksichtigen zu können. Daher sei es zum jet­
zigen Zeitpunkt völlig ausgeschlossen, Fragen der Benen­
nung und Abgrenzung von Fachgebieten zu erörtern. 

Über Wunsch des Bundesministeriums für Justiz wurden den­
noch alle bisher von einzelnen Mitgliedern und Fachgruppe­
nobleuten geäußerten Anregungen übermittelt, so wie dies 
auch in der Vergangenheit immer wieder gehandhabt wurde. 
Dies hat in der Folge unter enormem Zeitdruck zu umfang­
reichen Änderungen geführt, die aus dem Anhang IV des 
Erlasses ersichtlich sind. Dabei dürfte vor allem die Auflösung 
des Fachgebietes ,. Verschiedenes" die für die Vollziehung 
zuständigen Gerichtshofpräsidenten vor erhebliche Probleme 
stellen, weil alle dort eingetragenen Sachverständigen durch 
das Rechenzentrum einem einzigen neuen Fachgebiet 
zugeordnet werden, was in vielen Fällen nicht zu sachgerech­
ten Ergebnissen führt. Bedenklich erscheint jedenfalls die im 
Erlass getroffene Anordnung, einen bisher im Fachgebiet" Ver­
schiedenes" mit sachlicher Beschränkung (,.nur für") einge­
tragenen Sachverständigen im allgemeinen Fachgebiet, in das 

Erlass des BMJ 

er wechselt, mit "insbesondere für" wiederzugeben, was eine 
Spezialisierung indiziert, mit der jedenfalls auch zum Aus­
druck gebracht wird, der Sachverständige sei auch für den 
Rest des neuen Fachgebiets fachkundig. 

Es wird daher allen Sachverständigen dringend empfohlen, 
unter der Adresse www.sdgliste.jusllz.gv.at ihre Eintragung 
in der Liste abzufragen, um allfällige Veränderungen zu erken­
nen. Die neue Fachgruppen- und Fachgebietseinteilung ist 
dort ebenfalls wiedergegeben. Sollten Details der Eintragung 
als nicht sachgerecht empfunden werden, wäre das Einver­
nehmen mit dem zuständigen Präsidenten oder der Präsidentin 
des Gerichtshofs herzustellen. 

Sehr zu begrüßen ist dagegen die im Erlass angekündigte 
Bereitschaft, in Hinkunft in Zusammenarbeit mit den Verbänden 
der Gerichtssachverständigen und der Gerichtsdolmetscher 
eine durchgreifende Neuregelung und Anpassung der 
Fachgruppen- und Fachgebietseinteilung einzuleiten. Dies 
eröffnet die Möglichkeit, rascher als bisher auf die immer 
raschere Entwicklung des Fachwissens zu reagieren. Gleich­
zeitig dürfen aber die komplexen Zusammenhänge und die 
zugrunde liegenden Strukturen nicht außer Acht gelassen 
werden. Der Hauptverband bietet dazu ausdrücklich die Mitar­
beit im Rahmen seiner Organisation an. Voraussetzung dafür 
ist aber, dass derartige Vorhaben mit allen Betroffenen 
umfassend erörtert werden und dass auch die dafür notwen­
dige Zeit eingeräumt wird. 

Alexander Schmidt 

ADV für Sachverständige immer wichtiger! 
Die zeitgemäße Ausstallung von Arbeitsplätzen mit Gerä­
ten zur automationsunterstützten Datenverarbeitung 
(ADV) ist auch aus dem Bereich der Sachverständigentätig­
keit nicht mehr wegzudenken. Dazu in aller Kürze einige 
Gedanken: 

Schon bei der Kerntätigkeit der Sachverständigen, bei 
Erhebung des Betundes und Erstattung des Gutachtens, 
erspart ein PC mit Schreibprogramm durch die Anwendung 
moderner Textverarbeitung eine Menge Korrekturarbeit 
und verleiht schriftlichen Expertisen ein zeitgemäßes und 
professionelles Aussehen. 

ln vielen Tätigkeitsgebieten erleichtern Tabellenkalkulation, 
Datenbankprogramme und spezielle Software die Routi­
nearbeit beträchtlich. 

Internet und e-mail gewährleisten rasche Kommunikation 
mit anderen und bieten eine neue Dimension der Beschaf­
fung und Weitergabe von Informationen. 
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Die Justiz als wichtiger Partner der Gerichtssachverständi­
gen setzt schon seit einiger Zeit auf neue Technologien: 
Elektronische Sachverständigenliste, Gutachtensübermitt­
lung auf elektronischem Weg, Sachverständigenausweis als 
Chipkarte können als Beispiele dafür dienen. 

Auch der Hauptverband und die Landesverbände der 
Gerichtssachverständigen nutzen die neuen Technologien, 
informieren auf ihren Homepages Mitglieder und die Allge­
meinheit über neue Entwicklungen und bieten Serviceleis­
tungen an. 

Es gibt viele gute Gründe, sich mit dem Einsatz von ADV bei 
der Sachverständigentätigkeit zu befassen. So Sie es nicht 
ohnehin schon tun, denken Sie bille darüber nachl 

Alexander Schmidt 
Rechtskonsulent 

Prof. Dlpl.-lng. Dr. Mallhias Rant 
Präsident 
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o. Univ.-Prol. Dipl.-lng. Dr. techn. Horst Gamerlth 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Flachdach - Gründach - Umkehrdach 
Das Flachdach als Konstruktionsprinzip ist Thema der 
folgenden Ausführungen 

1.1 Begriffsbestimmung 

Als Flachdach wird im allgemeinen ein horizontales, nur gering 
geneigtes Dach bezeichnet. Der Begriff "FLACHDACH" ist in sei­
ner Unterscheidung und Abgrenzung zum "STEILDACH" durch 
mehrere Definitionen möglich, auf die in den nachfolgenden Ab­
schnitten genauer eingegangen wird. 

1.2 Stellenwert im Hochbau 

Heute hat das Flachdach neben anderen Dachformen eine ent­
scheidende Stellung im Bauwesen. Diese erklärt sich einerseits 
durch die Möglichkeiten und Vorteile die nur das Flachdach bie­
tet und andererseits durch allgemein anerkannte Konstruktions­
lösungen die uns heute zur Verfügung stehen und Regel der 
Technik sind. 

Für bestimmte Bauaufgaben wird das Flachdach die selbstver­
ständlich richtige, oft einzig mögliche Dachform sein. Im folgen­
den können die wesentlichen Begründungen für das Flachdach 
angeführt werden: 

1.3 Architektur, formale Gestaltung 

Für die Architektur der Moderne wird das flache Dach bestim­
mendes Element. Beispielhaft dafür kann Ado/1 Laos zitiert wer­
den. Er schreibt 1923 im Aufsatz "Das Grand-Hotel Babylon": 

Man muss sich fragen, warum die Terrassen seit Jahrtausenden 
im Orient gebräuchlich sind und warum sie in unserem Him­
melsstrich nicht angewendet wurden. Die Antwort ist einfach: Die 
bisher bekannten Baukonstruktionen konnten das flache Dach 
und die Terrasse nur in frostfreien Gegenden zur Anwendung 
bringen. Seit der Erfindung des Holzzementdaches (Kiesdach, 
Schofferdach) und seit der Verwendung des Asphalts ist auch 
das flache Dach und somit auch die Terrasse möglich. Seit vier 
Jahrhunderten war das flache Dach der Traum der Baukünstler. 
Miffe des 19. Jahrhunderts ging der Traum in Erfüllung. Aber die 
meisten Architekten wussten mit dem flachen Dach nichts anzu­
fangen. Heute kann man sagen: Das flache Dach ist, da es das 
beste, billigste und dauerhatteste Dach ist, das Kriterium dafür, 
ob man es mit einem Architekten oder einem Theaterdekorateur 
zu tun hat. 

1.4 Funktion und Nutzung 

Die Funktion und Nutzung spezieller Gebäude bestimmt vielfach 
die Ausführung von Flachdächern. 

Bauten mit großflächigem Grundriss, Hochhäuser, Hallen, Park­
häuser, Industriebauten, begehbare oder befahrbare Dächer 
sind häufig nur als Flachdächer sinnvoll oder möglich. Ebenso 
gewinnen mit zunehmender Verbauung der Landschaft begrün­
te Dächer und Dachgärten immer mehr an Bedeutung. 
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2 Definition 

Die Definition eines Flachdaches kann nach verschiedenen 
Gesichtspunkten erfolgen. Aus diesem Grunde und durch diffe­
renzierte Ausführungs- und Anwendungsmöglichkeiten wird 
eine eindeutige Definition des Begriffes erschwert. 

2.1 Neigung 

Die Wortbezeichnung "FLACHDACH" weist auf eine generelle 
Definition hin: 

EIN FLACHDACH IST ÜBLICHERWEISE EIN DACH MIT 
GERINGEM GEFÄLLE 

Flachdachkonstruktionen mit ihrem kennzeichnendem Schicht­
aufbau sind jedoch unter bestimmten Voraussetzungen auch auf 
steilen Dachflächen ausführbar. Daher kann die Flachdachdefi­
nition nicht eindeutig durch die Neigung eines Daches festgelegt 
werden. 

2.2 Abdichtung 

Jeder Flachdachaufbau wird aber durch ein wesentliches Kon­
struktionsmerkmal bestimmt: 

Es ist die dicht verklebte oder verschweißte Dach haut. Daher die 
Definition: 

DAS FLACHDACH IST EIN GEDICHTETES DACH 

Im Gegensatz dazu erfordert die Dachdeckung, durch die Ablei­
tung der Niederschläge nach dem Prinzip der Überschuppung, 
immer ein bestimmtes Mindestgefälle. 

2.3 Entwässerung 

ln unserem Klima (Winter mit Frost) ist in der Regel ein Flach­
dach nach innen und punktförmig zu entwässern, damit Regen­
abfallrohre nicht einfrieren. Ausnahme: begteilgeheizte Abfluss­
wege. So ist eine weitere Definition möglich: 

DAS FLACHDACH IST EIN NACH INNEN 
ENTWÄSSERTES DACH 

2.4 Aufbau 

Da es konstruktiv sinnvoll ist, erforderliche Wärmedämmungen 
auf der Dachdecke in Verbindung mit der Dachhaut anzuordnen, 
kann auch als Definition gelten: 

IM FLACHDACHAUFBAU BILDEN DACHDECKE, WÄRMEDÄM­
MUNG UND DACH-HAUT EINE KONSTRUKTIVE EINHEIT. 

Die Konstruktion des Flachdaches ist ein Teil des "obersten 
Geschosses" (alle Reaktionen und äußeren Einwirkungen be­
treffen daher das gesamte oberste Geschoss). 
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FLACHDACHDEFINITIONEN 

Flach geneigtes Dach - 2% bis 10% (Ausnahmen sind mög­
lich) 

Gedichtetes Dach (im Unterschied zur Dachdeckung) 

Nach innen entwässert (wegen Winterklimate mit Frost) 

Konstruktionseinheit 
Abdichtung - Wärmedämmung - Tragdecke 

PRINZIPIELLER 
FLACHDACHKONSTRUKTIONSAUFBAU 

3 Anwendungserfordernisse 

Dachabdichtung 

Wärmedämmung 

Tragdecke 

Durch einfaches Weglassen des Steildaches von einem Gebäu­
de lässt sich die Anwendung eines Flachdaches nicht begrün­
den. Ebenso wird sich auf ein Haus, das mit einem Flachdach 
konzipiert wurde, kein Steildach aufsetzen lassen, ohne dass 
das Gesamtkonzept gestört wird. 

3.1 Planungsanforderungen 

Ein Flachdach muss geplant werden. Es ist formal und kon­
struktiv unter Berücksichtigung aller Anforderungen in das 
Gesamtkonzept des Bauwerkes einzubinden. Bei der Planung 
sind neben dem generellen Konstruktionsaufbau ebenso Gefäl­
le- und Entwässerungssituation, Randanschlüsse und Durch­
dringungen sowie alle projektbezogenen Sonderdetails zu 
lösen. 

3.2 Planungsgrundsätze 

Zur Erfüllung der gestalterischen Aussage wird für alle Kon­
struktionsentscheidungen neben den Herstellungskosten die 
Nutzungsdauer, Sicherheit, Instandhaltung, Erneuerung sowie 
Reparierbarkelt wesentlich sein. 

3.3 Konstruktionsoptimierung 

Der Planer wird für eine bestimmte Bauaufgabe die geeignete 
Konstruktionslösung aus einer Reihe von Möglichkeiten aus­
wählen und durch seine Erfahrung und sein Wissen den Kon­
struktionsaufbau optimieren. 
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Flachdach - Gründach - Umkehrdach 

3.4 Konstruktionsaufbauten 

Folgende generelle Flachdachkonstruktionen können neben 
einer Vielzahl von möglichen am Markt angebotenen Kombina­
tionen unterschieden werden: 

LEICHTDACH 
SCHWERDACH 
BEGRÜNTES DACH 
KONVENTIONELLES FLACHDACH 
UMKEHRDACH 
FLACHDACH MIT FREIBEWIITERTER DACHHAUT 
FLACHDACH MIT BEKIESUNG BZW. SCHUTZSCHICHT 

4 Grundsätze 

4.1 Gedichtetes Dach 

Die Abdichtung am Flachdach erfolgt durch eine wasserdichte 
"Dachhaut". 

Für die Abdichtung stehen heute folgende Dichtungsmaterialien 
zur Verfügung: 

BITUMENABDICHTUNGSBAHNEN 
KUNSTSTOFFDICHTUNGSBAHNEN (HOCHPOLYMERDICH­
TUNGSBAHNEN) 
KUNSTSTOFFBESCHICHTUNGEN 

Die Dichtungsbahnen werden verklebt bzw. verschweißt und 
somit ist es möglich, über die gesamte Dachfläche einschließlich 
aller Randanschlüsse und Hochzüge eine wasserdichte Dach­
haut herzustellen. Die Dachhaut kann entweder mehrlagig vor­
zugsweise aus bituminösen Dichtungsbahnen oder einlagig in 
der Regel mit Kunststoffdichtungsbahnen hergestellt werden. 

4.2 Herstellungsanforderungen 

Um ein Flachdach für eine geplante Nutzungsphase zuverlässig 
dicht und schadensfrei auszuführen, müssen folgende Voraus~ 
setzungen erfüllt werden: 

Bauphysikalisch einwandfreie Konzeption des Flachdachauf­
baues. 

Anordnung der Dicht-, Dämm- und Trennschichten entspre­
chend den auftretenden Anforderungen. 

Klare Konstruktionslösung nach Planung aller Detailpunkte. 

Alle Werkstoffe, im besonderen die Dichtungsbahnen und 
Dämmstoffe sind entsprechend den auftretenden Belastun­
gen auszuwählen. 

Eine fachkundige und gewissenhafte Ausführung bei zulässi­
gen äußeren Bedingungen. 

4.3 Entwässerung nach innen 

Bei Schneelage können sich über dem Flachdach Tauzonen bil­
den, auch wenn die Außenlufttemperatur unter O"C liegt. Bewirkt 
kann das durch den Wärmestrom von innen nach außen, bzw 
durch Sonneneinstrahlung werden. 

Aus diesem Grund können außen liegende Dachentwässe­
rungsrohre, speziell wenn diese nordseilig angeordnet sind, 
zufrieren und dadurch beschädigt werden. 

Solche Bauschäden lassen sich zwar durch spezielle Begleithai­
zungen verhindern, doch wird damit ein zusätzlicher Autwand 
und die Kontrolle bzw Wartung notwendig. 
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Liegt die Dachentwässerung hingegen im Inneren eines beheiz­
ten Gebäudes können die Probleme vermieden werden, da ein 
Einfrieren unmöglich ist 

Ein Flachdach (Warmdach) ist daher nach innen zu entwässern. 

4.4 Gefälle, Hoch- und Tiefpunkte 

Die Dachhaut bildet eine, unabhängig vom Gefälle, wasserdich­
te Fläche. Es wäre daher denkbar, ein Flachdach gefällelos aus­
zubilden oder sogar durch Anstauen eine Wasserfläche am 
Dach zu schaffen (Wasserdach). Solche Lösungen sind jedoch 
mit sehr großen Nachteilen verbunden: 

Nachteile gefälleloser Dächer 

Durch Unebenheiten der Dachdecke (zulässige Toleranz, 
Stichmaß 20 mm bei 4 m Messpunktabstand nach DIN 
18202) entstehen Pfützen. 
ln den Niederschlägen enthaltene Atmosphärilien (zB so, 
aus Abgasfängen) konzentrieren sich beim Auftrocknen der 
Pfützen und bilden neben Schlammrückständen aggressive 
Medien, die die Dachhaut angreifen. 
Durch Eisbildung am Flachdach wird der Dachaufbau mecha­
nisch beansprucht, was zu Bauschäden führen kann. 

• Die Arbeitsdurchführung bei der Herstellung des Flachdach­
aufbaues wird durch langsam auftrocknende Pfützen behin­
dert. 
Eine einzige undichte Stelle führt zu großen Wassereinbrü­
chen. 

Mindestgefälle 2% 

Aus den zuvor angeführten Gründen wird lt ÖNORM für Flach­
dächer ein Mindestgefälle von 2% gefordert. Durch Konzeption 
und entsprechende Planung des Flachdaches ist dieses Min­
destgefälle überall einzuhalten. Es darf weder durch die Durch­
biegung noch Überhöhung von Bauteilen, durch Einbauten oder 
durch zu hohe Dachabläufe unwirksam werden. Am Flachdach 
sind daher Hochpunkte und Tiefpunkte eindeutig zu definieren. 
Dachabläufe (Überläufe) sind generell an den Tiefpunkten anzu­
ordnen. An den Hochpunkten sind Durchdringungen, wie Rohr­
durchführungen, Fänge, Oberlichtöffnungen u.dgl. anzuordnen, 
desgleichen Dachaufbauten für Klimageräte, Reklameeinrich­
tungen, Aufzugsanlagen usw. 

Konstruktive Möglichkeiten zur Gefälleausbildung 

Zur Ausbildung eines Gefälles am Flachdach bieten sich mehre­
re Möglichkeiten: 

Gefällebeton 

Durch Aufbringen eines Gefällebetons lässt sich auf Massiv­
decken auf einfache Art die gewünschte Gefällesituation her­
stellen. Ein Nachteil ist das relativ große Gewicht, speziell bei 
größeren Abständen zwischen Hoch- und Tiefpunkt. 

Leichtbeton ist hingegen in der Herstellung aufwendiger und 
kann durch die damit verbundene Unterdämmung (Wärme­
dämmung unter der Dampfsperre) des Dachaufbaues ungün­
stig wirken. 

Gefälle durch Dämmschichten 

Einige Dämmstoffhersteller bieten Gefälledämmplatten an, 
durch die auf einer gefällelosen Dachdecke das gewünschte 
Gefälle hergestellt werden kann. Die Lieferung und Ausfüh­
rung nach genauen Verlegeplänen ist dabei Voraussetzung. 
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Gefälle durch entsprechende Neigung der Dachdecke 

Die einfache Möglichkeit ein erforderliches Gefälle herzustel­
len, erreicht man durch entsprechende Neigung der Dach­
decke bzw. Unterkonstruktion. Im Geschossbau wird diese 
Möglichkeit nicht immer gegeben sein, im Hallenbau dage­
gen lässt sich sowohl für Holz-, Massiv- und Trapezblech­
decken bei entsprechender Berücksichtigung im Gesamtkon­
zept das Gefälle ohne Mehraufwand durch die Dachdecke 
herstellen. 

Flachdachaufbauten auf geneigten Dachflächen 

Gedichtete Dächer, hinterlüftet oder einschalig, sind auch auf 
steilen Dachflächen (Neigung 25°-60°) ausführbar. Solche 
Dächer werden mit frei bewitterter Dachhaut auszuführen sein, 
da ein Oberflächenschutz durch Bekiesung bzw. Beläge nur mit 
Sondermaßnahmen durchzuführen ist. 

Ein Abrutschen der Dachhaut aber auch der Wärmedämmung 
mit dem gesamten Schichtaufbau muss durch mechanische 
Befestigung auf jeden Fall vermieden werden. 

4.5 Kaltdach - Warmdach 

Kaltdach ist ein allgemein gebräuchlicher Ausdruck für das zwei­
schalige durchlüftete Dach. Dabei müssen sich unter dem Dach 
nahezu die gleichen Temperaturzustände einstellen wie an der 
Außenluft Etwaige vom Innenraum durch die Geschossdecke 
strömende Luft und diffudierender Wasserdampf werden durch 
die Durchlüftung an die Außenluft abgeführt. 

Warmdach ist der üblichere Ausdruck für das einschalige nicht 
belüftete Dach mit einer Wärmedämmschicht 

lnfolge der Dampfdruckdifferenz zwischen warmer Innenluft und 
kalter Außenluft diffundiert Wasserdampf durch Außenbauteile. 
Behindert die Dachhaut an der kalten Außenseite die Dampf­
diffusion kann Kondensation im Bauteilinneren auftreten. Um 
schädliche Kondensation zu vermeiden, muss an der Bauteil­
innenseile stets an der warmen Seite eine Dampfsperre ange­
ordnet werden. 

Die Begriffe sind in der Baupraxis eingebürgerte gebräuchliche ·:·.::.> 
Bezeichnungen, für die es zwar keine technisch-physikalische \fo 
Begründung gibt, die aber im bautechnischen Sprachgebrauch 
für Konstruktionsprinzipien eingeführt sind und aus Gründen des 
Verständnisses beibehalten werden. 

PRINZIP DES GEDICHTETEN FLACHDACHES 

• Beim gedichteten Dach bildet die Dachhaut eine wasserdich­
te Wanne. 

• Das Flachdach ist nach innen zu entwässern 

o· c 

+20° C Innenraum beheizt 

II' 

Der Schnee schmilzt 
nach innen ab. die 
Dachahläufe (Gullys) 
können nicht zufrieren. 
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Flachdachentwässerung nach außen ist falsch' Dies gilt jedoch 
nur für Gebiete mit ausgeprägten WinteNerhältnissen bzw. 
Schneelagen. 

-10° C Außentemperatur- unter oo C Frost 

+20° C Innenraum beheizt 

Tauwasser von der warmen I fließt 
zu den kalten Dachabläufen- diese frieren zu! 
Schnee ist Wärme dämmend, wirkt also als 

· 0° C Isotherme wird in die 
1 daher Schmelzwasser. 

FLACHDACHAUFBAUTEN AUF DACHFLÄCHEN 
MITGEFÄLLE > I 0% bzw. 5° 
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Eine mechanische Befestigung 
gegen Abrutschen ist notwendig! 

BEDINGUNG: 
DAMPFDICHTHEIT DER UNTERSCHALE 
Bei geringem Höhenuntl:!rschied kann ein 
Kaltdach-Prinzip" nur dann funktionieren, 
•enn die dampfdiclue Unterschale ausreichend 

dicht ist! 

Auf steilen Dächern entsteht die 
Durchlütlung durch Auftrieb. 

WARMDACH 
(konventionell) 
Dachhaut 
Dampfsperre 

UMKEHRDACH 
achhaut ist gleich 
nmpfsperre 

Flachdach - Gründach - Umkehrdach 

GEFÄLLE AUF FLACHDÄCHERN MINDESTENS 2% 

Entwii~~emng an den Tiefpunkten! 
Ötlhungen und Durchdringungen an Hochpunktcn! 

+ 
Ir 

Da~ Gellilie darf in folge von Durchbiegungen bzw. 
Bautoieranzen nicht vermindert werden! 

KONSTRUKTIVE MÖGLICHKEITEN ZUR GEFÄLLEAUSBILDUNG 

Bei größeren Gullyab~tünden 
ergeben sich erhebliche Auflasten. 

Voraussetzung ist die punktbezogene 
Bestellung und Verlegung nach 
Verlegeplänen. 

Konstruktionsbedingte . ~~ 

Gdäll•mhUdnng _,? ?-
.... ...-~-~---- ;r- Gel:, [Je durch eme entsprechende 

Bmderlo1m 

"'-==~=-- QuergcJ:ille durch Hohenlage 
I der Daehhmder 

4.6 Herkömmlicher Flachdachaufbau und Umkehrdach 

Konventioneller Flachdachaufbau 
Aufgrund der konstruktiven und bauphysikalischen Anforderun­
gen wurde für das nicht hinterlüftete einschalige Flachdach 
(Warmdach) ein Konstruktionsaufbau entwickelt, der als her­
kömmlicher oder konventioneller Dachaufbau bezeichnet wird 
und folgende Schichtfolge autweist: Dachdecke, Ausgleichs­
bzw Trennlage, Dampfsperre, Wärmedämmung, Dampfaus­
gleichsschicht, Dachhaut, Oberflächenschutz. Diese Schichten 
sind in Kombination und Dimension je nach Anforderungen rich­
tig aufeinander abzustimmen. 

Für den konventionellen Dachaufbau ist folgendes zu beachten: 

Komplizierter Aufbau kann zu Planungs- und Ausführungs­
fehlern führen. 

Feuchtigkeit jeder Art kann während der Herstellung zwi­
schen die beiden Dichtschichten eingeschlossen werden; 
Wetterabhängigkeit bei der Ausführung! 

Undichte Dachhaut führt zum "Absaufen" der gesamten Kon­
struktion. 

Umkehrdach 

Durch die Entwicklung des extrudierten Polystyrols als Wärme­
dämmstoft wurde das Umkehrdach oder auch lAMA-Dach (lnsu­
lated Roof Membran Assembly) möglich. Beim Umkehrdach 
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liegt die Wärmedämmung über der Dach haut. Extrudiertes Poly­
styrol ist ein geschlossenzelliger Hartschaumstoff der von DOW 
Chemical in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts entwi­
ckelt wurde und in Europa seit 30 Jahren erfolgreich eingesetzt 
wird. Extrudiertes Polystyrol nimmt auch nach langjähriger 
Wasserlagerung keine Feuchtigkeit auf und behält somit seine 
Wärmedämmfähigkeit Dadurch ist es möglich, die Wärme­
dämmschicht aus extrudiertem Polystyrol über der Dachhaut 
anzuordnen. 

Das Umkehrdach bietet folgende wesentliche Vorteile: 

Die Dachhaut liegt unter der Wärmedämmung. Daher bleibt 
sie vor extremen thermischen und mechanischen Einwirkun­
gen geschützt. 

Die Nutzungsphase der Dachabdichtung wird wesentlich ver­
längert. 

Die Anordnung einer Dampfsperre entfällt. 

Die Dämmschicht kann bei jedem Wetter problemlos verlegt 
werden. 

GRUNDSÄTZLICHE KONSTRUKTIONSMÖGLICHKEITEN VON 
FLACHDACHAUFBAUTEN 

Schwerdach 
Begrünung int~nsiv 
Bckicsung 
Verklebung vollfliichig 
Abclichtung mehrlagig 
Bitumenbahnen 

/ 

Leichtdach 
Begrünung extensiv 
Frei bewittert 
Unterläufig 
Abclichtung cinlagig 
Kunststoffbahnen 

/ .(/' 
/ I •"-/ 

/ -

DACHABDICHTUNG BEIM KONVENTIONELLEN DACH 
UND BEIM UMKEHRDACH 
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5 Historische Entwicklung des Fachdaches 

Flachdachkonstruktionen haben im Zuge der geschichtlichen 
Entwicklung den heutigen hohen technischen Standard erreicht. 
Es erscheint daher sinnvoll, die geschichtliche Entwicklung an 
dieser Stelle in kurzen Abrissen aufzuzeigen. 

5.1 Holzzementdach 

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts wurden Flachdachabdich­
tungen entwickelt, die unter dem Namen Holzzementdach vor 
allem in Österreich, im Deutschen Reich und in Holland große 
Verbreitung fanden und häufig ausgeführt wurden. Die Flach­
dachabdichtungen bestanden aus einer 35 mm dicken gespun­
deten Holzbohlenlage, auf die Dichtungsschichten aus Holzze­
ment mit übereinander geklebten Papierlagen aufgebracht wur­
den. Darüber kam eine Beschüttung aus lehmigem weichen 
Sand von ca. 5 cm und darauf eine Kiesschicht in gleicher Dicke. 
Diese Deckschichten boten einen genügenden Schutz und eine 
entsprechende lsolierschicht für die Dachabdichtung. Holz­
zement war eine Mischung von Steinkohlenteer, Pech und min­
destens 5% Schwefel. Diese giftige Zusammensetzung wurde 
von Wurzeln nicht angegriffen. Die Entwässerung erfolgte über 
einen Saumstreifen, mit aufgelösten Kiesleisten in Zinkblech. 

5.2 Presskiesdach 

Eine weitere Ausführung war das Presskiesdach (Kiespappe­
dach). Dieses Dach bestand aus einer doppelten Pappe­
deckung mit einem satten Anstrich aus Holzzementmasse oder 
auch aus heißer Asphaltbitumenmasse, auf die eine ca 1 ,5 cm 
dicke Schicht aus vorgewärmtem Kies bis 8 mm Durchmesser 
aufgewalzt wurde. Diese Dichtung musste ungefähr alle 10 Jahre 
erneuert werden. Die ersten Dachpappen hatten als Trägerein­
Jage Jute, Pappe und Hadern. 

5.3 Wärmegedämmtes Flachdach 

ln den 30er Jahren des vorigen Jahrhunderts gewinnt dann das 
bitumengedichtete Flachdach an Bedeutung. Dabei werden 
auch erstmals Wärmedämmschichten aus Kork in den Dachauf­
bau eingebaut. 

Nach dem 2. Weltkrieg geht die Entwicklung des Flachdaches 
unter Verwendung von Bitumenbahnen weiter, bis in den 60er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts der konventionelle Flachdach­
aufbau mit Ausgleichsschicht, Dampfsperre, Dämmschicht, Ent­
spannungslage, dreilagiger Dachhaut auf bituminöser Basis und 
Schutzschicht entwickelt wird. Parallel dazu wurde die Bedeu­
tung der bauphysikalischen Zusammenhänge erkannt. Ab da 
wurden Flachdachkonstruktionen entsprechend den bauphysi­
kalischen Anforderungen bemessen und ausgebildet. 

5.4 Umkehrdach 

Ein weiterer bedeutender Schritt war die Entwicklung des 
Umkehrdaches, das durch die extrudierte Polystyroi-Hart­
schaumplatte ermöglicht wurde. Die Entwicklung des Umkehr­
daches setzte bei uns seit dem Jahre 1968 im größeren Umfang 
ein; das erste Umkehrdach wurde jedoch schon im Jahre 1951 
in Midland, USA, ausgeführt. Wie wir sehen, wurde die Entwick­
lung des Flachdaches entscheidend durch neu entwickelte 
Dichtungsstoffe, aber auch durch Dämmstoffe bestimmt. 

Steinkohlenteer als Produkt der Steinkohledestillation wurde 
durch zunehmende Bedeutung der Erdölraffinerie und des Bitu­
mens, das ein Produkt der Erdölraffinerie ist, ersetzt. Mit der Ver­
wendung von Bitumen waren die toxischen Eigenschaften des 

HEFT 1/2005 



Steinkohleteers aufgehoben und somit die Wurzelfestigkeit nicht 
mehr gegeben. 

5.5 Bitumendachbahnen - Kunststoffdachbahnen 

ln den letzten 40-50 Jahren sind zwei parallele Entwicklungen 
von Dichtungsmaterialien festzustellen. Einerseits sirld das bi­
tuminöse Dachdichtungsbahnen und Dachabdichtungen, ande­
rerseits die heute unter dem Begriff Hochpolymerbahnen 
zusammen gefassten Dichtungsmaterialien aus Kunststoffen. 
Die Entwicklung der Bitumenbahnen erfolgte einerseits durch 
die Verbesserung der Bitumeneigenschaften infolge Modifizie­
rung mit Kunststoffen zur Plastomerbitumenbahn und Elasto­
merbitumenbahn, andererseits durch Weiterentwicklung der Trä­
gereinlage vom Glasvlies und Glasgewebe zur Polyestereinlage. 
Bitumenbahnen halten derzeit einen Marktanteil von ca 50%. 
Kunststoffdichtungsbahnen werden noch an Bedeutung gewin­
nen, wenn weiters eine Verbesserung der Werkstoffeigenschaf­
ten verbunden mit der Perfektion in der Verlegetechnik erreicht 
wird. Dadurch werden die Dachabdichtungsarbeiten zu hoch 
qualifizierten Tätigkeiten mit technisch anspruchsvollem Niveau. 

6 Ausblick 

Wir sind heute durchaus in der Lage, sichere Flachdachkon­
struktionen, die allen Anforderungen entsprechen, zu planen 
und auszuführen. Die dafür erforderlichen Materialien mit den 
geforderten Güteeigenschaften stehen zur Verfügung. Was weit­
gehend fehlt, ist einerseits ein Qualitätsbewusstsein auf der Auf­
traggeberseite, andererseits fehlen in manchen Bereichen noch 

HR Dr. Alexander Schmidt 
Rechtskonsulent 
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die notwendigen Fachkenntnisse in der Planung aber auch bei 
der Ausführung. Zusammenfassend kann jedoch gesagt wer­
den, dass heute bei Wahrung der wesentlichen Voraussetzun­
gen und bei entsprechender Konsequenz in der Durchführung 
das sichere Flachdach durchaus Regel der Technik ist. Dächer 
mit einer Gebrauchstauglichkeit von 25-30 Jahren bei einem 
Minimum an Instandhaltung können heute bei Einhaltung der 
Grundsätze und sorgfältiger Ausführung ohne weiteres herge­
stellt werden. 

Flachdachkonstruktionen können jedoch auch für höchste An­
forderungen ausgelegt werden, wie zB für befahrbare oder be­
grünte Dächer. So können für intensiv begrünte Dächer Kom­
paktkonstruktionen mit 2 unabhängig funktionstüchtigen Ab­
dichtungssystemen ausgeführt werden. Eine Gebrauchstauglich­
keit auf Rohbaubestand ist daher anzustreben (60-100 Jahre). 

Stets soll ein Flachdach ein System darstellen, welches ohne 
großen Aufwand und Folgekosten repariert und wenn nötig, 
erneuert werden kann. Die hiezu notwendigen Anschlussdetails 
sind entsprechend zu planen. Ein richtig ausgeführtes Flach­
dach ist in der Regel viel sicherer als sein Ruf! 

Korrespondenz: 
o. Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. techn. Horst Gamerith 
Institut für Hoch- und Industriebau 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 
A-8010 Graz, LassingstraBe 25 
Telefon 0316 I 873-62 41 

Sachverständige im Spannungsfeld 
Beschleunigung - Effizienz - Wirtschaftlichkeit - Qualitätssicherung 
1. Einleitung 

Die in den letzten Jahren feststellbare rasante Rechtsentwick­
lung hat auch vor dem Sachverständigenwesen nicht Halt 
gemacht. Zu nennen sind etwa diverse Änderungen des Verfah­
rensrechts (Zivilverfahrens-Novelle 2002, EO-Novelle 2000, 
StPO-Novellen, neues Außerstreitgesetz), im Sachverständigsn­
listenwesen (SOG-Novellen 1998 und 2003), massive Änderun­
gen des Gebührenrechts (GebAG-Novelle 1994) und letztlich 
auch standesautonome Neuerungen wie die Einführung des Bil­
dungs-Passes (2002) oder d'1e Ergänzung der Standesregeln 
(2004). Im Zusammenhang damit haben auch immer wieder 
Gerichtsentscheidungen vor allem im Gebührenrecht für eine 
dynamische Fortentwicklung der Rahmenbedingungen, unter 
denen Sachverständige arbeiten, gesorgt. 

Mit den folgenden Ausführungen möchte ich die wichtigsten Ent­
wicklungen der letzten Zeit zusammenfassen. 

2. Beschleunigung 

Das aktuelle Regierungsprogramm' bezeichnet Maßnahmen 
zur Verfahrensbeschleunigung als wichtige Vorgabe für die 
aktuelle Legislaturperiode. 
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2.1. Zivilverfahrens-Novelle 2002 

2.1.1. Vorbereitende Tagsatzung 

Die im Wesentlichen mit 1. 1. 2003 in Kraft getretene Novellie­
rung der Zivilprozessordnung und anderer Verfahrensgesetze2 

soll unter anderem auch dem Ziel der Verfahrensbeschleuni­
gung dienen. Von den zahlreichen Maßnahmen, die dieses Ziel 
verwirklichen sollen, sei hier zunächst das Institut der vorberei· 
Ienden Tagsatzung (§§ 257, 258 ZPO) erwähnt. Eine solche ist 
nach Streiteinlassung des Beklagten durch Klagebeantwor­
tung oder Einspruch anzuordnen. Dadurch soll eine optimale 
Prozessvorbereitung gesichert werden. Sie dient folgenden 
Zwecken: 

Entscheidung über Prozesseinreden (soweit darüber nicht 
abgesondert verhandelt und entschieden wird) 

Erörterung der Sach- und Rechtslage 

Vornahme eines Vergleichsversuches - allenfalls andere 
Sacherledigung (Versäumungsurteil, Ruhen des Verfahrens) 

Bei Scheitern des Vergleichsversuches 
Erörterung und Bekanntgabe des Prozessprogramms 
(früher Beweisbeschluss) 

DER SACHVERSTÄNDIGE 11 



Sachverständige im Spannungsfeld 

• Durchführung des Beweisverfahrens, insbesondere Ver­
nehmung der Parteien 

Zur Vorbereitung der Tagsatzung können folgende Aufträge 
ergehen: 

Vorlage von Urkunden, Auskunftssachen oder Augen­
scheinsgegenständen (vgl § 229 ZPO) 
Erstattung weiteren Verbringens 
Bekanntgabe von Namen und Anschrift von Zeugen 

Diese Aufträge erfolgen jeweils unter Fristsetzung; wird die 
Frist versäumt, erfolgt auf Antrag oder von Amts wegen eine 
Zurückweisung des Vorbringans oder eine Würdigung im 
Sinne des§ 381 ZPO (vgl § 180 Abs 2 ZPO). 

Alle Schrittsätze der Parteien müssen spätestens eine Woche 
vor der vorbereitenden Tagsatzung bei Gericht und beim Geg­
ner einlangen. Verspätete Schriftsätze sind zurückzuweisen; 
werden sie dennoch angenommen, werden keine Kosten zuzu­
sprechen sein. 

Zur umfassenden Erörterung des Sachverhalts erfolgt eine 
Ladung der Parteien oder einer informierten Person. Die Parteien 
haben bei der umfassenden Darstellung des Sachverhalts und 
allfälliger Vergleichsmöglichkeiten mitzuwirken - § 258 Abs 2 
ZPO; Prozessförderungspflicht. 

Zur Auslösung der Präkluslonswirkungen der §§ 380 bis 382 
ZPO können die Parteien auch bei der vorbereitenden Tagsat­
zung direkt zur Parteienvernehmung geladen werden. Ebenso 
kann die Ladung eines oder mehrerer Sachverständiger 
zwecks Festlegung des Prozessprogramms erfolgen. Dazu ist 
auch die Ladung von Zeugen möglich. 

2.1.2. Frist zur Gutachtenserstattung 

Das Gericht hat dem Sachverständigen für die Erstattung des 
Gutachtens in jedem Fall eine Frist zu setzen (allenfalls nach 
Rücksprache mit dem Sachverständigen). Ist dem Sachverstän­
digen die..fristgerechte Gutachtenserstattung nicht möglich, trifft 
ihn eine Außerungspflicht binnen 14 Tagen. in der Außerung 
hat der Sachverständige anzugeben, ob er das Gutachten 
überhaupt, bejahendenfalls in welcher Frist, erstatten kann 
(§ 357 Abs 1 ZPO). 

Stellt sich erst später heraus, dass das Gutachten nicht fristge­
recht erstellt werden kann, so hat der Sachverständige unver­
züglich das Gericht zu verständigen. Das Gericht hat dann zu 
entscheiden, ob es die Frist verlängert oder den Sachverständi­
gen enthebt oder einen anderen Sachverständigen bestellt. 

2.2. Gebührenanspruchsrecht 

Das vor allem durch die GebAG-Novelle 1994' tief greifend 
novellierte Gebührenanspruchsrecht trägt dem Verfahrensziel 
der Beschleunigung in verschiedener Weise Rechnung: 

2.2.1. Volle Mühewaltungsgebühr bei besonderer Raschheit 

in Verfahrenslagen, in denen der Sachverständige sonst bei 
Bestimmung der Mühewaltungsgebühr einen gewissen Ab­
schlag von der Höhe seiner außergerichtlichen Einkünfte hin­
nehmen muss (unten 4.3.1.), wird rasche Gutachterarbeit 
besonders honoriert: Eine Bestimmung der Gebühr in der vol­
len Höhe der außergerichtlichen Einkünfte ist nach § 34 Abs 2 
GebAG unter anderem dann zulässig, wenn der Sachverständi­
ge durch die besondere Raschheit, mit der das Gutachten zu 
erstatten war, in seiner sonstigen Erwerbstätigkeit wesentlich 
beeinträchtigt wurde. Diese besondere Dringlichkeit ("Rasch-
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heil") des Gutachtens muss sich aus der vom Gericht festzu­
setzenden Frist ergeben. Die Beeinträchtigung der sonstigen 
Erwerbstätigkeit durch die besondere Raschheit der Gutachter­
arbeit muss nicht einen längeren Zeitraum betreffen, es genügt 
ein Zeitaufwand von ein bis zwei Tagen, wenn das Gutachten 
sofort oder etwa innerhalb einer Woche zu erstatten ist (zB in 
Fällen der Untersuchungshaft, im Beweissicherungsverfahren). 
Wesentlich ist, dass durch die erforderliche besondere Rasch­
heit der Gutachterarbeit die sonstige Erwerbstätigkeit völlig 
oder überwiegend zurückgedrängt wird. Denn dadurch hat an 
die Stelle des aus der sonstigen Erwerbstätigkeit erzielten Ein­
kommens jenes aus der gerichtlichen Tätigkeit zu treten. 4 

2.2.2. Tellweise Kürzung der Mühewaltungsgebühr 

Bei allen Formen der Gebührenbestimmung (also nach §§ 34 
Abs 1 und 2 GebAG, auch nach den Tarifen des GebAG) ist die 
Gebühr für Mühewaltung bei schuldhatter Verzögerung der 
Gutachterarbeit nach richterlichem Ermessen um insgesamt bis 
zu einem Viertel zu mindern (§ 25 Abs 3 Satz 2 GebAG). 
Damit werden jene Fälle erfasst, in denen die aufgetragene 
Tätigkeit nicht innerhalb der vom Gericht festgelegten Frist 
erbracht wird. 

Bei der amtswegig (auch ohne Parteienantrag) vorzunehmende 
Kürzung ist das Verschulden des Sachverständigen, die 
Dringlichkeit des Verfahrens und das Ausmaß der Verzöge­
rung zu berücksichtigen. Verzögerungen, die sich aus einem 
Verhalten der Parteien oder der an der Befundaufnahme zu 
beteiligenden Personen oder aus einem Verhalten des 
Gerichts (zB eine verspätete Aktenübermittlung) ergeben, hat 
der Sachverständige nicht zu vertreten.' Das gilt allerdings 
nur, wenn er sich an die Verhaltensregeln des § 359 ZPO 
(unten 3.1.) gehalten hat. 

2.3. Verfahrensautomation Justiz (VJ) 

Der Beschleunigung dient auch mittelbar die Einbindung des 
Aktenlaufes vom und zum Sachverständigen in das System 
der Verfahrensautomation Justiz (VJ). Dabei werden Sachver­
ständige mit ihrer erstmaligen Bestellung verpflichtend mit dem 
jeweiligen "W-Anschriftcode" erfasst. Dabei handelt es sich um 
eine Buchstaben-Ziffern-Kombination, mit der die Sachverstän­
digen bei der Justiz in einer eigenen Datenbank geführt werden. 
Anlässlich der jeweiligen Sachverständigenbestellung oder 
eines Auftrages zur Gutachtensergänzung wird im Register der 
Schritt "svb" (Sachverständigenbestellung) erfasst. Der Ab­
schluss der Sachverständigentätigkeit durch Einlangen des 
Gutachtens, Gutachtenserstellung oder sonstige Verfahrens­
beendigung ist im Register mit dem Schritt "gue" (Gutachtens­
erstellung) zu erfassen. 

Da§ 351 Abs 1 ZPO einen Bestellungsvorrang für in die Sach­
verständigenliste eingetragene Sachverständige normiert (unten 
5.4.), war zunächst auch eine Verknüpfung der Sachverständi­
genrolle in der VJ mit dem W-Code der Gerichtssachverständi­
genliste vorgesehen, um den Zeitaufwand der Sachverständi­
gen statistisch einfach erfassen zu können. Da sich in der 
Folge herausstellte, dass auch eine geraume Zahl von nicht in 
die Liste eingetragenen Sachverständigen bestellt wird, wurde 
auf diese Verknüpfung verzichtet. 

3. Effizienz 

Nach dem bereits erwähnten Regierungsprogramm 6 sind der 
Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs sowie eine weite-
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re Verstärkung des IT-Einsatzes wichtige Anliegen der laufen­
den Legislaturperiode. Gerade auf diesen Gebieten wurden 
bereits einige Maßnahmen gesetzt, die einer Hebung der Effi­
zienz gerichtlicher Gutachtertätigkeit dienen. Daneben wurden 
auch im Gebiet des Verfahrensrechts einige Verbesserungen 
erzielt. 

3.1. Zivilverfahrens-Novelle 2002 

Die für die Sachverhaltsermittlung eminent wichtige Befundauf­
nahmetätigkeit des Sachverständigen war in der ZPO bisher 
nur in einer einzigen Bestimmung (§ 359 ZPO) geregelt: 

Den Sachverständigen sind diejenigen bei Gericht befindlichen 
Gegenstände, Aktenstücke und Hilfsmittel mitzuteilen, welche für 
die Beantwortung der denselben vorgelegten Fragen erforderlich 
sind. 

Nunmehr wurde durch die Zivilverfahrens-Novelle 2002' dieser 
Bestimmung ein zweiter Absatz angefügt, mit dem erstmalig 
eine gesetzliche Grundlage für die selbständige Ermittlungs­
tätigkeit des Sachverständigen geschaffen wurde: 

Benötigt der Sachverständige die Mitwirkung der Parteien oder 
dritter Personen und wird ihm diese auf seine Aufforderung nicht 
unverzüglich geleistet, so hat der Sachverständige dies dem 
Gericht unter genauer Auf/istung der erforderlichen Mitwirkungs­
handlungen und der entgegenstehenden Hindernisse mitzutei­
len. Das Gericht hat sodann mit abgesondert nicht anfechtbarem 
Beschluss den Parteien das Erforderliche aufzutragen und ihnen 
hiefür eine angemessene Frist zu setzen. Dieser Zeitraum ist in 
die dem Sachverständigen für die Begutachtung gesetzte Frist 
nicht einzurechnen. Kommen die Parteien der Aufforderung des 
Gerichts nicht fristgerecht nach, so hat der Sachverständige sein 
Gutachten ohne Berücksichtigung des Fehlenden zu erstatten. 
Werden die fehlenden Informationen noch vor Ausarbeitung des 
Gutachtens nachgebracht, so hat sie der Sachverständige 
sogleich zu berücksichtigen, ansonsten hat er ein Ergänzungs­
gutachen zu erstatten. Die Kosten dieses Gutachtens tragen 
unabhängig vom Verfahrensausgang die säumigen Parteien zur 
ungeteilten Hand. 

Mit dieser Bestimmung wird nicht nur klargestellt, dass Sachver­
ständige auch eigene Ermittlungstätigkeiten ausüben können, 
es wird damit vor allem auch klar geregelt, wie bei der Verwei­
gerung notwendiger Mitwirkungshandlungen vorzugehen ist. 

3.2. Außerstreitgesetz 

Das im Wesentlichen mit 1. 1. 2005 in Kraft getretene Außer­
streitgesetz (AußStrG)' regelt in § 85 AußStrG nunmehr detailliert 
Mitwirkungspflichten im Abstammungsverlahren: 

Soweit es zur Feststellung der Abstammung erforderlich ist, 
haben die Parteien und alle Personen, die nach den Ergebnissen 
des Verfahrens zur Aufklärung des Sachverhalts beitragen kön­
nen, bei der Befundaufnahme durch einen vom Gericht bestell­
ten Sachverständigen, insbesondere an der notwendigen Gewin~ 
nung von Gewebeproben, Körperflüssigkeiten und Blutproben, 
mitzuwirken (Abs 1 ). Die Pflicht zur Mitwirkung besteht nicht, 
soweit diese mit einer ernsten oder dauernden Gefahr für Leben 
oder Gesundheit verbunden wäre. Vor einer Befundaufnahme hat 
das Gericht die zur Mitwirkung aufgeforde.rten Personen über die 
'tYeigerungsgründe zu belehren und zur Außerung aufzufordern. 
Uber die Weigerung ist mit besonderem, selbständig anfechtba­
ren Beschluss zu entscheiden. Im Fall einer rechtmäßigen Wei­
gerung hat das Gericht eine nicht mit der angeführten Gefahr ver-
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bundene Methode der Abstammungsuntersuchung anzuordnen 
(Abs 2). Zur Gewinnung von Gewebeproben mit Methoden, bei 
denen die körperliche Integrität nicht verletzt wird, hat das 
Gericht erforderlichenfalls die zwangsweise Vorführung und die 
Anwendung angemessenen unmittelbaren Zwanges anzuordnen. 
Dabei sind die Organe der öffentlichen Sicherheit zur Hilfe­
leistung verpflichtet. Die Kosten der Vorführung und des Zwan­
ges sind von der mitwirkungspflichtigen Person zu ersetzen 
(Abs 3). Soweit die erforderlichen Beweise nicht nach den vor­
stehenden Absätzen erbracht werden können und besondere 
gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen, kann das 
Gericht von jedermann die Herausgabe notwendiger Gewebe­
proben, Körperflüssigkeiten und Blutproben der in Abs 1 ge­
nannten Personen, auch wenn diese bereits verstorben sind, ver­
langen (Abs 4). 

3.3. EO-Novelle 2000 

Nach den durch die EO-Novelle 2000' eingeführten Änderun­
gen im Bereich der Liegenschaltsschätzung'" haben die mit 
der Liegenschaftsbewertung beauftragten Sachverständigen 
neben dem schriftlichen Gutachten dem Gericht eine Kurzfas­
sung des Gutachtens, die auch einen Lageplan und bei 
Gebäuden einen Grundriss sowie zumindest ein Bild enthalten 
muss, in elektronischer Form zur Verfügung zu stellen (§ 141 
Abs 4 EO). Die Teilnahme an dieser Art der Kommunikation setzt 
voraus, dass der Sachverständige über eine sichere Verbin· 
dung zur Justiz verfügt, die nur unter Verwendung eines Zerti­
fikats aufgebaut werden kann. Das dazu bisher verwendete 
Software-Zertifikat soll in Zukunft durch eine sichere Signatur 
ersetzt werden, die etwa mit dem neuen Sachverständigenaus· 
weis in Form einer Chipkarte, aber auch unter Verwendung 
anderer Karten, ermöglicht wird. 11 

Hat man sich der erforderlichen Anmeldung unterzogen, so ist 
die Kommunikation mit dem Gericht relativ einfach. Beim Ein­
stieg sieht man jeweils die Verfahren, in denen man als Sach­
verständiger bestellt wurde. Die elektronisch zu liefernden 
Objekte (Text und Bilder) werden bei Gericht in eine eigene 
Datenbank eingestellt und können auch sukzessive geliefert 
und bearbeitet werden. Für die Kurzfassung des Gutachtens 
wurde ein Formular entwickelt, das am Bildschirm ausgefüllt 
wird. Nach Erteilung der Freigabe für das Gericht erfolgt dort 
dann nach Überprüfung die Veröffentlichung in der Edikts­
datei und damit im Internet. 

Diese neue Form der Kommunikation wird von den beteiligten 
Sachverständigen sehr positiv beurteilt. Noch immer ungelöst 
ist allerdings die Problematik der Honorierung des mit der 
neuen Verfahrensgestaltung verbundenen Mehraufwandes. Es 
ist ein berechtigtes Anliegen aller mit der Liegenschaftsbewer­
tung befassten Sachverständigen, dass die mit der Umsetzung 
der EO-Novelle verbundenen zusätzlichen Erfordernisse (Gerä­
te, Mühewaltung, Hilfskräfte usw) auch entsprechend honoriert 
werden. Der Hauptverband hat nach Einholung von Steilung­
nahmen beteiligter Sachverständiger für Liegenschaftsbewer­
tung dem Bundesministerium für Justiz vorgeschlagen, den ent­
stehenden Mehraufwand durch einen Pauschalbetrag im Rah­
men des § 51 GebAG abzugelten. Ein Ergebnis steht bedauerli­
cherweise noch immer aus. Allerdings ist das Gebührenrecht 
so weit flexibel, dass in der Praxis meist auch auf Basis der gel­
tenden Rechtslage eine Abgeltung möglich ist. Eine gesetzli­
che Festlegung wäre aber vom Standpunkt der Rechtssicher­
heit sehr zu begrüßen. 
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3.4. SOG-Novelle 2003 

Durch eine 2003 erfolgte Novaliierung des Sachverständigen­
und Dolmetschergesetzes (SOG) wurden die bei den Präsiden­
ten der Gerichtshöfe in Papier geführten Sachverständigen- und 
Dolmetscherlisten in eine Datenbank überführt, die im Internet 
publiziert wird und dort allgemein und kostenlos einsichtig ist 
(http://www.sdgliste.justiz.gv.at). ln diese elektronische Liste der 
allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständi­
gen und Dolmetscher (Gerichtssachverständigen- und Gerichts­
dolmetscherliste) werden folgende Daten der Sachverständi­
gen obligatorisch eingetragen (§ 3a Abs 2 SOG): 

Vor- und Familiennamen 
Geburtsdatum 
Beruf 
Zustellanschrift 

• Telefonnummer 
Fachgruppe und Fachgebiet 
Zertifizierungsdauer 

Fakultativ sind noch folgende Eintragungen möglich 
(§ 3a Abs 3 SOG): 

Spezialisierung innerhalb des Fachgebiets 
zweite Zustellanschrift 
weitere Telefon- und Faxnummern 

• e-Maii-Adressen 
Angaben, die die Erreichbarkeil erleichtern 
Einschränkung des örtlichen Wirkungsbereichs 

Änderungen (Namen, Erreichbarkeit, Tätigkeit als Sachverstän­
dige und deren Voraussetzungen) haben die Sachverständigen 
dem zuständigen Präsidenten unverzüglich bekannt zu geben. 
Änderungen der Zustellanschrift, Telefonnummer und fakul­
tativen Daten (mit Ausnahme der Spezialisierung) können sie 
unter Verwendung eines geeigneten Zertifikats (§ 2 Z 8 SigG) 
auch selbstständig eintragen (§ 3a Abs 4 SOG). 

Weiters wird eine eigene Präsentationsmöglichkeit für den 
Sachverständigen geschaffen (§ 3a Abs 5 SOG): ln einem eige­
nen gebührenpflichtigen Bereich (150 € jährlich) können fol­
gende Daten unter Verwendung eines geeigneten Zertifikats 
selbständig eingetragen werden: 

Ausbildung und berufliche Laufbahn 
Infrastruktur 
Umfang der bisherigen Tätigkeit als Sachverständige 
(Anzahl der Bestellungen, Gegenstand der Gutachten) 

Weiters ist zur näheren Darstellung dieser Daten ein Link auf 
eine Hornepage als allgemein beeideter und gerichtlich zertifi­
zierter Sachverständiger zulässig. 

Die eingetragenen Daten sowie der Inhalt der verlinkten Horne­
page dürfen weder gegen gesetzliche Ge- und Verbote noch 
gegen die guten Sillen verstoßen (verbotene Inhalte). Den 
guten Sitten widersprechen auch die Verletzung von Standes­
regeln und Berufspflichten, insbesondere wahrheitswidrige 
Angaben und der Standesauffassung widersprechende Wer­
bung, sowie die Hervorhebung von Kenntnissen und Fähigkei­
ten, welche von der Zertifizierung nicht umfasst sind (§ 3a Abs 7 
SOG). 

Verbotene Inhalte führen dazu, dass der Präsident die öffentli­
che Abrufbarkelt der davon betroffenen Datenbereiche umge­
hend zu unterbinden hat. Sie wird erst wieder hergestellt, wenn 
der Inhalt geändert wurde und unbedenklich ist (§ 12 Abs 1 
und 2 SOG). ln schweren Fällen können solche Inhalte ein Ent-
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ziehungsverfahren wegen Verlusts der Vertrauenswürdigkeit 
nach sich ziehen (§ 12 Abs 3 SOG). 

Im Hinblick auf diese seit 1. 1. 2004 geschaffene Präsentations­
möglichkeit für Sachverständige im Rahmen der elektronischen 
Gerichtssachverständigenliste (§ 3a SOG idF BGBI I 2003/115) 
war eine Ergänzung des Punktes 1.7. der Standesregeln er­
forderlich, die nach Diskussion in den Landesverbänden in der 
Delegiertenversammlung vom 5. 6. 2004 vorgenommen wurde. 

3.5. Zukünftige Entwicklungen 

Schon heute steht der elektronische Rechtsverkehr (ERV), 
das ist die strukturierte, elektronische Kommunikation zwi­
schen den Parteien und den Gerichten sowie umgekehrt, 
jedermann offen. Er dient der Übermittlung von Mahnklagen, 
Exekutionsanträgen und sonstigen Schriftsätzen. Im so 
genannten Rückverkehr erfolgen auch elektronische Zustel­
lungen an Parteien und Verfahrensbeteiligte. Die Entrichtung 
der Gebühren erfolgt durch Gebühreneinzug. Die Teilnehmer 
am Elektronischen Rechtsverkehr werden durch eine Zeichen­
folge (Anschriftscode) Identifiziert. 

Der elektronische Rechtsverkehr nimmt in den Abläufen der 
Justiz einen bedeutenden Stellenwert ein: Das Aufkommen 
beträgt derzeit 1 ,9 Millionen Eingaben pro Jahr. Damit werden 
bereits 85% aller Mahnklagen und 60% aller Exekutionsan­
träge elektronisch eingebracht. Im Rückverkehr erfolgten im 
Jahr 2002 3,9 Millionen elektronische Zustellungen. 

ln Zukunft wird die Institution des Elektronischen Rechtsverkehrs 
auch die Einbindung von Sachverständigen als Verfahrensbe­
teiligte ermöglichen. Es ist daher zu erwarten, dass in absehba­
rer Zeit auch über den Bereich der Liegenschaftsbewertung hin­
aus Gutachten in elektronischer Form eingebracht und etwa 
Äußerungen der Parteien oder auch ein Gebührenbestimmungs­
beschluss dem Sachverständigen im Weg des Rückverkehrs 
elektronisch zugestellt werden. 

4. Wirtschaftlichkeit 

4.1. Sachverständigentätigkeil als Kostenfaktor 

Obwohl es darüber keine exakte Untersuchung gibt, lässt sich 
doch aus dem ständig steigenden Aufwand des Bundes für 
Sachverständigengebühren ablesen, dass die Kosten der Gut­
achtertätigkeit in vielen Verfahren schon jetzt einen erheblichen 
Teil der Verfahrenskosten ausmachen, der in Zukunft noch 
steigen wird. Der Grund dafür liegt in der zunehmenden Kom­
plizierung der Lebensverhältnisse, in der durch das Bestehen 
von Rechtsschutzdeckung gestiegenen allgemeinen Streit­
lust und in der zunehmend verfeinerten Ermittlung der Sach­
verhaltsgrundlagen für zunehmend komplexere rechtliche 
Geslallungen. Vor dem Hintergrund knapper Budgets und 
eines steigenden Kostenbewusstseins liegt es nahe, dieser Ent­
wicklung dadurch zu begegnen, dass auf besondere Sparsam­
keit auch beim Sachverständigenbeweis geachtet wird. So 
erfährt der allgemeine Grundsatz der Verfahrensökonomie 
seine spezifische Ausprägung, indem auch auf eine ökonomi­
sche Gestaltung des Sachverständigenbeweises geachtet 
wird. 

4.2. Ökonomische Ansätze ln den Verfahrensgesetzen 

4.2.1. Verwertung eigenen richterlichen Fachwissens 

Nach § 364 ZPO kann das Gericht in Fällen, in welchen der 
Gegenstand zu seiner Beurteilung fachmännische Kenntnisse 

HEFT 1/2005 



.. , 
·~ 

erfordert oder in welchen das Bestehen von geschäftlichen 
Gebräuchen in Frage kommt, ohne Zuziehung von Sachver­
ständigen entscheiden, wenn die eigene Fachkunde oder das 
eigene Wissen der Richter diese Zuziehung überflüssig macht 
und die Partelen zustimmen. Diese Bestimmung hat sich in der 
Praxis nicht durchgesetzt.14 Richterinnen und Richter beurtei~ 
len ihr eigenes Fachwissen eher zurückhaltend. Die Zustimmung 
der Parteien wäre überdies schwierig zu erlangen, weil ein uner­
wünschtes Ergebnis die Notwendigkeit ergeben könnte, gegen 
das entscheid~?.nde Organ zu argumentieren und wohl auch zu 
polemisieren. Uberdies ist die Verwertung eigenen Fachwissens 
hier schwer nachvollziehbar. Die Bestimmung ist daher auch mit 
dem Prinzip der sichtbaren Gerechtigkeit nicht recht verein­
bar.15 

Das im Wesentlichen mit 1. 1. 2005 in Kraft getretene Außer­
streitgasatz (AußStrG)'" sieht allerdings eine noch weiter gehen­
de Bestimmung vor: Nach§ 31 Abs 3 AußStrG kann der Richter 
vom Sachverständigenbeweis absehen, wenn er über die 
nötige Fachkunde verfügt. Ob sich diese Bestimmung in der 
Praxis bewährt, bleibt abzuwarten. 

4.2.2. Kostenvorschuss 

Nach § 3 GEG soll das Gericht in bürgerlichen Rechtssachen 
die Vornahme jeder mit Kosten verbundenen Amtshandlung 
vom Erlag eines Kostenvorschusses abhängig machen, wenn 
die Partei, die die Amtshandlung beantragt oder in deren Inter­
esse sie vorzunehmen ist, nicht Verfahrenshilfe genießt. 

Mit derselben Einschränkung ist im Zivilprozess gemäß§§ 365, 
332 Abs 2 ZPO dem Beweisführer der Erlag eines Vorschus­
ses für den mit der Durchführung des Sachverständigenbewei­
ses verbundenen Aufwand aufzutragen. 

ln bürgerlichen Rechtssachen hat das Gericht daher bereits 
vor Bestellung des Sachverständigen grundsätzlich von den Par­
teien einen Kostenvorschuss einzufordern. 

Die Bestimmungen des § 365 ZPO und des § 3 GEG 1962 
über den Kostenvorschuss der Parteien für Sachverständi­
gengebühren sollen gewährleisten, dass die Parteien, die diese 
Kosten ja .letztlich tragen müssen, möglichst schon vor Erteilung 
des Gutachtensauftrages an den Sachverständigen wissen, wie 
teuer die von ihnen beabsichtigte und notwendige Beweisfüh­
rung durch einen Sachverständigen sein wird (Grundsatz der 
Kostenwahrheit). Damit wird der voraussichtliche Prozessauf­
wand klargestellt und eine realistische wirtschaftliche Einschät­
zung der Prozessführungskosten durch die Parteien ermög­
licht.'7 

Kostenvorschüsse sollten daher stets in Höhe der dann tat­
sächlich auflaufenden Gebühren aufgetragen werden. Die Par­
teien haben dann eine realistische Grundlage für ihre Überle­
gungen, mit welchem Autwand sie ihr Prozessziel verfolgen wol­
len. Die Führung von - im Ergebnis - unwirtschaftlichen Pro­
zessen kann so vermieden werden. Anhaltspunkte für die 
Höhe des zu erwartenden Autwands geben meist ·,m Lauf der 
Zeit erworbene richterliche Erfahrungen. ln Einzelfällen wird 
auch eine Orientierung durch Befragung in Aussicht genom­
mener Personen, allenfalls auch ein Vergleichsverfahren 
(unten 4.2.4.) bieten. 

§ 3 GEG 1962 wird durch die GabAG-Novelle 1994 um die Mög­
lichkeit der Auferlegung eines nachträglichen Kostenvor­
schusses ergänzt. Das Gericht hat danach die Anordnung des 
Kostenvorschusses nachträglich zu ergänzen, wenn der Sach­
verständige darauf hingewiesen hat, dass die Sachverständi-
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gengebühr die Höhe des erlegten Kostenvorschusses erheblich 
übersteigen wird, er somit seiner Warnpflicht (§ 25 Abs 1 
GebAG - vgl unten 4.2.3.) nachkommt. 

Der Auftrag zum Erlag eines Kostenvorschusses ist nicht hin­
sichtlich des Grundes, sondern nur hinsichtlich seiner Höhe 
anfechtbar, wenn der Gesamtbetrag der einer Partei aufgetra­
genen Vorschüsse im Gerichtshofverfahren € 2.500,- (§ 332 
Abs 2 ZPO) und im bezirksgerichtliehen Verfahren € 1.250,­
(§ 440 Abs 6 ZPO) übersteigt. 

4.2.3. Warnpflicht 

ln Wahrung des Prinzips der Verfahrensökonomie wurde mit 
der GabAG-Novelle 1994 eine schon bisher in der Judikatur 
angenommene Warnpflicht des Sachverständigen gesetzlich 
festgelegt. Der Sachverständige hat das Gericht darauf hinzu­
weisen, wenn zu erwarten ist oder sich bei der Arbeit heraus­
stellt, dass die Gebühren den Streitwert (ohne Toleranzspiel­
raum) oder erheblich den (für den Sachverständigenbeweis 
erlegten) Kostenvorschussbetrag übersteigen werden. Wenn 
der Sachverständige die Warnung unterlässt, so hat er "inso­
weit" - also soweit seine. Gebühren insgesamt (nicht nur die 
Mühewaltungsgebühr) den Streitwert oder erheblich die Höhe 
des Kostenvorschusses übersteigen - keinen Gebührenan­
spruch (§ 25 Abs 1 dritter und vierter Satz GebAG). 

Das Gericht hat dem Sachverständigen die Höhe des für den 
Sachverständigenbeweis erlegten Kostenvorschusses mitzu­
teilen. Hat der Sachverständige darauf hingewiesen, dass die 
Gebühren den Kostenvorschuss erheblich übersteigen werden, 
also "gewarnt", so soll das Gericht die Anordnung des Kosten­
vorschusses nachträglich ergänzen. Das Gericht kann und 
soll daher "Nachschüsse" anordnen (vgl § 3 zweiter und dritter 
Satz GEG). 

Im Zivilprozess kann nur durch Kostenvorschüsse, die den vor­
aussichtlichen Aufwand des Sachverständigenbeweises de­
cken, dem Sachverständigen das Einbringlichkeilsrisiko 
erträglich gestaltet werden. Denn der Sachverständige muss 
beim Gebührensplitting (§ 34 Abs 1 in Verbindung mit § 39 
Abs 4 und§ 42 Abs 1 GebAG- unten 4.3.1.) und bei der Gebüh­
renbestimmung nach § 37 Abs 2 GebAG auf Zahlung der 
Gebühr aus Amtsgeldern - unwiderruflich (ausgenommen der 
Fall des § 39 Abs 4 GebAG) - verzichten. 

Die Vorschriften über die Warnpflicht des Sachverständigen 
und über kostendeckende Vorschüsse und Nachschüsse der 
Parteien (§ 25 Abs 1 GebAG und § 3 GEG 1962) sollen gewähr­
leisten, dass jede Partei eines Zivilprozesses weiß, was die 
Inanspruchnahme des Rechtsschutzes kostet. Es darf vor 
den uneingeschränkt kostenpflichtigen Parteien nicht ver­
schleiert werden, welche Kosten - zumindest bei einem Pro­
zessvertust - auf sie zukommen. Die Warnpflicht des Sachver­
ständigen betont den betriebswirtschaftliehen Aspekt des 
Instituts "Zivilprozess". Dieser Aspekt ist so wichtig, weil die 
Parteien oft den mit einem Sachverständigenbeweis verbunde­
nen Kostenaufwand schlecht abschätzen können. Durch die 
Warnpflicht des Sachverständigen, aber auch durch die Auferle­
gung von Nachschüssen wird sichergestellt, dass die Parteien 
ihre Dispositionen im Verfahren in weitgehender Kenntnis der zu 
erwartenden Belastung durch die Sachverständigengebühren 
treffen können (Kiarstellung des Prozessaufwandes, realisti­
sche wirtschaftliche Einschätzung der Prozessführung). 

Ist der Sachverständige aber seiner Warn- und Aufklärungs­
pflicht nachgekommen und beauftragt ihn das Gericht in 
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Kenntnis der zu erwartenden höheren Gebühr, ist auf die Rela­
tion zum Streitwert und zu den Kostenvorschüssen bei der 
Gebührenbestimmung nicht Bedacht zu nehmen. Die Kosten­
schätzung des Sachverständigen im Rahmen seiner Warnung 
hat die Wirkung eines verbindlichen Kostenvoranschlags 
nach § 1170a Abs 1 ABGB.'" 

Die Warnung des Sachverständigen hat gegenüber dem 
Gericht zu erfolgen, nicht etwa (bloß) gegenüber den Parteien.'" 
Sie muss weiters ausdrücklich erfolgen. Die Warnung kann 
schriftlich oder auch mündlich, etwa zu Protokoll erfolgen, 
zumindest ist aber darüber ein Aktenvermerk anzulegen. ln der 
Warnung sind die Angaben über den Kostenaufwand klar und 
objektiv verständlich darzulegen. Davon ausgehend hat der 
Sachverständige eine Kostenschätzung vorzunehmen, die 
auch einen Kostenrahmen angeben soll. 

Weiters ist die Warnung so rechtzeitig abzugeben, dass eine 
sinnvolle Reaktion noch möglich ist.20 

Da es sich bei der Warnung vor künftigem Aufwand um eine Ex­
ante-Beurteilung handelt, darf auch eine gewisse Reserve 
"nach oben" einkalkuliert werden. 21 

Erforderlichenfalls sind auch mehrfach Warnungen abzugeben, 
es handelt sich um eine laufende Verpflichtung. 

Obwohl es sich bei der Erfüllung der Warnpflicht um einen Vor­
gang im Zug der Geltendmachung des Gebührenanspruchs 
handelt, wird dem Sachverständigen bei besonderem Aufwand 
eine Mühewaltungsgebühr für die Warnung zuzubilligen sein. 

Als Reaktion auf die erfolgte Warnung hat eine gerichtliche Wei­
sung an den Sachverständigen zu ergehen, die ihm gegenüber 
klarstellt, ob seine Tätigkeit fortzusetzen ist. Dazu ist zunächst 
eine Information der Parteien über die erfolgte Warnung erfor­
derlich, die allenfalls auch einen Auftrag zum Erlag von Nach­
schüssen (§ 3 GEG) enthalten muss. Neben der telefonischen 
Verständigung der Parteienvertreter, die in einem Aktenvermerk 
festzuhalten ist, kommt auch ein schriftlicher Erlagsauftrag 
oder die Anberaumung einer Tagsatzung zur Erörterung (§ 182 
Abs 1 ZPO) infrage. Der Sachverständige hat bis zu einer Ver­
ständigung mit seiner Tätigkeit lnne zu halten." 

4.2.4. Kostenvergleich bei Sachverständigenleistungen 

Der Gedanke der Ökonomie des Sachverständigenbeweises 
rechtfertigt es auch, den Parteien zumindest im Zivilprozess im 
Hinblick auf einen richtig verstandenen Dispositionsgrund­
satz Einfluss auf die "Tiefe" der Beweiserhebung zuzugeste­
hen, indem sie zu der von ihnen gewünschten Qualifikation des 
Sachverständigen, die letztlich ihren Niederschlag im Honorar 
findet, Stellung nehmen. Es kann auch jede Partei auf dem 
"Markt des Fachwissens" eingeholte Vergleichsangebote 
gleich qualifizierter allgemein beeideter und gerichtlich zertifi­
zierter Sachverständiger dem Gericht vorlegen. Das kann dazu 
führen, dass unter gleich qualifizierten Gutachtern derjenige 
auszuwählen ist, dessen Tätigkeit für das Verfahren die ge­
ringste Kostenbelastung bedeutet, wobei natürlich die Bestel­
lung einer bestimmten Person allein dem Richter vorbehalten 
ist. 23 

4.2.5. Ökonomie im Strafverfahren? 

Nach § 118a Abs 1 StPO ist bei der Wahl von Sachverständigen 
und der Bestimmung des Umfangs ihres Auftrages nach den 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeit vorzugehen. Von der Bestellung eines Sachverstän-
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digen ist nach Abs 2 insoweit abzusehen, als dies offenkundig 
außer Verhältnis zum Gewicht der Strafsache und zu dem zu 
erwartenden Erkenntnisgewinn für die Aufklärung des Tatver­
dachts steht, es sei denn, dass die Beiziehung eines Sachver­
ständigen wegen des besonderen öffentlichen Interesses an 
einer bestimmten Untersuchung oder besonderer Interessen 
des Verletzten dennoch geboten erscheint. Nach Abs 1 und 2 
dari nur vorgegangen werden, soweit dadurch nicht die Grund­
sätze eines die Verteidigung sichernden, fairen Strafverfahrens 
beeinträchtigt werden (§ 118a Abs 3 StPO). 

Nach den Erläuterungen zu dieser am 1. 10. 2002 in Kraft getre­
tenen Regelung sollen damit bei der Bestellung von Sachver­
ständigen die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit hervorgehoben und damit eine Kosten­
begrenzung erreicht werden. 

Richtig daran ist, dass sich 1f11issenschaft und Rechtsprechung 
zunehmend mit Fragen der Okonomie des Sachverständigen­
geweises beschäftigen. 24 Auch der Gesetzgeber hat diesen 
Uberlegungen im Rahmen der 1994 erfolgten Novelle zum 
Gebührenanspruchsgesetz 1975 (BGBI 1994/623) mit Statuie­
rung einer Warnpflicht des Sachverständigen in § 25 Abs 1 
GebAG Rechnung getragen (oben 4.2.3.). Dabei darf aber nicht 
übersehen werden, dass diese Uberlegungen grundsätzlich das 
zivilgerichtliche Verfahren betreffen, in dem der Dispositions­
grundsatz dazu führt, dass es die Parteien in der Hand haben, 
aus Kostengründen auch auf den Sachverständigenbeweis zu 
verzichten. Das staatliche Interesse an der amtswegigen Erfor­
schung der materiellen Wahrheit tritt dabei naturgemäß in den 
Hintergrund. 

Dem gegenüber ist das Strafverfahren streng dem Prinzip der 
Legalität (§ 3 StPO) und der Erforschung der materiellen 
Wahrheit verpflichtet. Nun mag es zwar zutreffen, dass die Auf­
klärung von strafbaren Handlungen und die gerichtliche Wahr­
heitsfindung jedenfalls nicht mit unangemessenen Kosten zu 
erfolgen haben wird und dass dies schon aus dem geltenden 
Recht abzuleiten ist.25 Es erscheint aber äußerst problematisch, 
die im einzelnen recht komplexen Erwägungen, die zu diesem 
Ergebnis führen, einfach mit den Begriffen "Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit" zu charakterisieren, die 
mit den Prinzipien der Legalität und der materiellen Wahr­
heitsforschung in einem deutlichen Spannungsverhältnis ste· 
hen, kann doch die Erforschung der Wahrheit bisweilen 
weder als sparsam, noch als wirtschaftlich, noch als zweck­
mäßig bezeichnet werden. Abgesehen davon sind diese Begrif­
fe auch so unbestimmt, dass daraus Aussagen zu konkreten 
Abgrenzungsproblemen nicht möglich sind. 

Die weiters vorgeschlagene Formel, wonach von der Bestellung 
eines Sachverständigen insoweit abzusehen ist, als dies offen­
kundig außer Verhältnis zum Gewicht der Strafsache und zu 
dem zu erwartenden Erkenntnisgewinn für die Aufklärung des 
Tatverdachts steht, es sei denn, dass die Beiziehung eines Sach­
verständigen wegen des besonderen öffentlichen Interesses 
an einer bestimmten Untersuchung dennoch geboten erscheint, 
ist immer noch äußerst vage und steht auch in dem schon 
erwähnten Spannungsverhältnis zu den genannten Prinzipien. 
Der weitere Satz, dass dadurch nicht die Grundsätze eines die 
Verteidigung sichernden, fairen Stratverfahrens beeinträchtigt 
werden dürfen, ist ebenfalls reichlich unbestimmt und schränkt 
die Anwendung des vorhergehenden Satzes in einer schwer 
determinierbaren Weise wieder ein, sodass die konkreten 
Anwendungsfälle der gesamten Regelung wohl nicht leicht vor­
hergesehen werden können. 
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Darüber hinaus diskriminiert die genannte Bestimmung gerade 
jenes Beweismittel, das wie kaum ein anderes geeignet ist, der 
Erforschung der materiellen Wahrheit zu dienen. Es ist nicht 
einzusehen, weshalb eine solche Beschränkung nur für den 
Sachverständigenbeweis gelten sollte, gibt es doch durchaus 
auch andere Kostenfaktoren wie die Vernehmung von Zeugen, 
denen hohe Gebührenansprüche erwachsen, die Durchfüh­
rung von kostenintensiven Lokalaugenscheinen oder die 
Überwachung einer Telekommunikation. Es ist nicht verständ­
lich, weshalb dort beliebig hohe Kosten zu tolerieren wären. 
Die vorliegende Bestimmung, die nur den Sachverständigenbe­
weis einer Begrenzung unterwirft, lädt aber geradezu zu einem 
Umkehrschluss ein, wonach die Prinzipien der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit bei anderen Beweismit­
teln unbeachtlich wären. 

Die Bestimmung des § 118a StPO erweist sich damit als dog­
matisch fragwürdig und systematisch verfehlt, was auch in 
einer entsprechenden Stellungnahme des Hauptverbandes im 
Begutachtungsverfahren betont wurde. 

Die Rechtsentwicklung ist hier aber insofern fortgeschritten, als 
mit dem im Wesentlichen mit 1. 1. 2008 in Kraft tretenden Straf­
prozessreformgeselz die §§ 1-219 StPO aufgehoben und 
durch neue Regelungen ersetzt werden, die die kritisierte Be­
stimmung nicht mehr enthalten. 

4.3. Ökonomie im Gebührenrecht 

4.3.1. Gebühren-Splitting bei der Gebühr für Mühewaltung 

Für die Sachverständigentätigkeit selbst, nämlich die Erstattung 
von Befund und Gutachten, erhält der Sachverständige eine 
Gebühr für Mühewallung (§ 34 Abs 1 GebAG). Diese Mühe­
waltungsgebühr ist nach richterlichem Ermessen nach der 
aufgewendeten Zeit und Mühe und nach den (vollen) außerge­
richtlichen Erwerbseinkünften des Sachverständigen für eine 
gleiche oder ähnliche Tätigkeit zu bestimmen (§ 34 Abs 1). 

Diese Form der Bestimmung der Mühewaltungsgebühr ist als 
Grundregel festgelegt." Sie gilt für den ganzen zivilprozes­
sualen Bereich, also für 

Zivilprozesse, einschließlich der Arbeitsrechtssachen und 

Exekutionsverfahren 

ausgenommen jene Fälle, in denen eine der zur Zahlung ver­
pflichteten Parteien Verfahrenshilfe genießt 

Soweit die Mühewaltungsgebühr nach § 34 Abs 1 GebAG 
bestimmt wird, werden durch diese Bemessungsform auch die 
Tarife des GebAG - somit die für Ärzte, Tierärzte, Kfz-Sachver­
ständige ua- verdrängt. Bei Ausübung des richterlichen Ermes­
sens bei der Gebührenbestimmung hat kein "Abschlag" von 
den ermittelten Ansätzen ("weitgehende Annäherung") durch 
.,Bedachtnahme auf die öffentliche Aufgabe der Rechtspflege 
zum Wohl der Allgemeinheit" zu erfolgen. Die Entlohnung des 
Sachverständigen hat sich an der vollen Höhe seiner außerge­
richtlichen Einkünfte auszurichten. 

Die Bestimmung der Mühewaltungsgebühr nach § 34 Abs 2-
die im Wesentlichen die Regelung der Mühewaltungsgebühr vor 
der GebAG-Novelle 1994 übernimmt- ist dagegen als Ausnah­
meregelung für folgende Fälle konzipiert: 

Verfahren, in denen eine der zur Zahlung verpflichteten Par­
teien Verfahrenshilfe genießt 

• wenn der Sachverständige nicht auf Zahlung aus Amtsgel­
dern verzichtet 
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Strafsachen 

Sozialrechtssachen, Arbeitsrechtssachen nach § 50 Abs 2 
ASGG 

Insolvenzverfahren 

Verfahren außer Streitsachen 

Verweisung auf das GebAG in anderen Rechtsvorschriften 

ln diesen Fällen ist die Mühewallungsgebühr in erster Linie 
nach den Tarifen des GebAG zu bestimmen. Nur soweit Leis­
tungen nicht in den Tarifen genannt oder diesen ähnlich (§ 49 
Abs 1) sind oder e1ne wissenschaftliche Leistung darstellen 
(§ 49 Abs 2) oder nach § 34 Abs 3 (einfache gewerbliche oder 
geschäftliche Gutachten) zu entlehnen sind, ist die Mühewal­
tungsgebühr nach richterlichem Ermessen nach § 34 Abs 1 
zu bestimmen, wobei aber auf die öffentliche Aufgabe der 
Rechtspflege zum Wohl der Allgemeinheil Bedacht zu neh­
men ist und nur eine weitgehende Annäherung (nach der Pra­
xis "Abschlag" von 20%) an die außergerichtlichen Einkünfte 
anzustreben ist. 

Nur in Ausnahmefällen, nämlich bei besonders ausführlicher 
wissenschaftlicher Begründung und außergewöhnlichen 
Kenntnissen auf wissenschaftlichem oder künstlerischem Gebiet 
(§ 34 Abs 2 Z 1 GebAG), bei besonderer Verständlichkeit des 
Gutachtens !rotz hoher fachlicher Schwierigkeit (§ 34 Abs 2 Z 2 
GebAG) oder bei wesentlicher Beeinträchtigung des Sachver­
ständigen in seiner sonstigen Erwerbstätigkeit durch die beson­
dere Raschheit, mit der das Gutachten zu erstatten war (dazu 
oben 2.2.1.), oder durch den besonders großen Umfang der 
dafür zu erbringenden Arbeitsleistung (§ 34 Abs 2 Z 3 GebAG) 
ist die Gebührenbemessung in der vollen Höhe der außerge­
richtlichen Einkünfte zulässig. 

Diese unterschiedlichen Formen der Bestimmung der Mühe­
waltungsgebühr nach § 34 Abs 1 und § 34 Abs 2 GebAG be­
zeichnet man als "Gebührensplitting". Die durch die GabAG­
Novelle 1994 eingeführte unterschiedliche Gebührenbemes­
sung bei Zivilprozessverfahren und anderen Verfahren findet in 
den verschiedenen Verfahrensprinzipien ihre Rechtfertigung: 
Der Zivilprozess dient vor allem dem Ausgleich und der Ent­
scheidung bei widerstreitenden Interessen von Privatperso· 
nen. Die Parteien haben daher den ganzen Verfahrensaufwand 
(Gerichtsgebühren, Rechtsanwaltskosten ua), somit auch die 
Sachverständigengebühren, ungekürzt zu tragen. Hier soll 
durch eine Entlohnung, die den vollen außergerichtlichen Ein­
künften entspricht, erreicht werden, dass sich auch höchstqua­
lifizierte Sachverständige für eine Tätigkeit bei Gericht gewin­
nen lassen. 27 

in Zivilprozessen mit Verfahrenshilfe, Sozialrechtssachen und 
Verfahren außer Streitsachen stehen dagegen soziale Aspekte, 
in Strafverfahren, Insolvenzsachen und in Verwaltungsverfahren 
öffentliche Interessen im Vordergrund. ln allen diesen Verfah­
ren wird der Verfahrensaufwand weit überwiegend aus Steuer­
mitteln finanziert und nicht oder nur zu einem geringen Teil von 
den Parteien getragen. Aus diesen Erwägungen kann für diese 
Verfahren die Kürzungsregelung im öffentlichen Interesse ge­
rechtfertigt werden.23 

4.3.2. Beweiserleichterungen 

Die Entlohnung des Sachverständigen wird im GebAG einer­
seits bei den weniger wichtigen Gebührenansätzen (§§ 29, 14, 
15 GebAG: Verpflegungs- und Nächtigungskosten, § 31 Z 3 
GebAG: Schreibgebühr, §§ 32, 33 GebAG: Entschädigung für 
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Zeitversäumnis, § 35 GebAG: Gebühr für die Teilnahme an einer 
Verhandlung ua.), andererseits bei den Tarifen (§ 43 GebAG: 
Ärzte, § 44 GebAG: Anthropologen,§ 45 GebAG: Dentisten,§ 46 
GebAG: Tierärzte, § 47 GebAG: Sachverständige für chemische 
Untersuchungen, § 48 GebAG: Sachverständige für das Kraft­
fahrwesen, §51 GebAG: Sachverständige für die Schätzung von 
Häusern und Baugründen, § 54 GebAG: Dolmetscher) mit fes­
ten Beträgen festgesetzt. Gerade die Pauschalierungswirkung 
der Tarife entspricht dem Grundsatz der Verfahrensökonomie, 
weil der Aufwand des Sachverständigen an Zeit und Mühe im 
Einzelfall nicht ermittelt werden muss. 29 

Bei besonders bedeutsamen Gebührenbestimmungen ordnet 
das GebAG dagegen die Bestimmung der Gebühr nach rich­
terlichem Ermessen an: so bei § 34 Abs 1 und 2 (Gebühr für 
Mühewaltung), § 35 Abs 2 (Gebühr für Ergänzung und Erläute­
rung des Gutachtens), ähnlich aber auch§ 30 (Hilfskraftkosten). 
Das Gesetz führt die Umstände an, die bei der Ermessensübung 
zu beachten sind; sie sind nach§ 38 Abs 2 GebAG zu beschei­
nigen (nicht zu beweisen). Die richterliche Entscheidung bei der 
Gebührenbestimmung wird daher durch diese Beweiserleich­
terung und den Ermessensspielraum in verfahrensökonomi­
scher Weise vereinfacht. Unter Berücksichtigung der Gesamt­
situation (Aufwand an Zeit und Mühe, Schwierigkeit der Arbeit 
usw) ist nach richterlichem Ermessen zu entscheiden. 

§ 34 Abs 5 GebAG ordnet die sinngemäße Anwendung des 
§ 273 ZPO an, wenn die Feststellung der für eine gleiche oder 
ähnliche außergerichtliche Tätigkeit vom Sachverständigen übli­
cherweise bezogenen Einkünfte einen unverhältnismäßigen Ver­
fahrensautwand erfordert. Auch die Barauslagen (§ 31 GebAG: 
Sonstige Kosten) sind nach der Rechtsprechung weitgehend 
verfahrensökonomisch unter sinngemäßer Heranziehung des 
§ 273 ZPO zu bestimmen (vgl § 273 Abs 2 ZPO idF der Zivilver­
fahrens-Novelle 2002, BGBI I 2002/76: Besondere Vereinfa­
chung bei Streitwerten bis € 1.000,-). 

4.3.3. Begründungserleichterung 

Im Sinne der Verfahrensökonomie enthält § 39 Abs 3 zweiter 
Satz GebAG eine Begründungserleichterung für den Gebüh­
renbestimmungsbeschluss. Haben die Parteien innerhalb der 
nach§ 39 Abs 1 GebAG eingeräumten Äußerungsfrist keine Ein­
wendungen gegen das Gebührenbegehren des Sachverständi­
gen erhoben, so genügt zur Begründung des Beschlusses die 
Verweisung auf den diesen Personen zugestellten Gebühren­
antrag. 

Verfahrensökonomisch wirkt auch § 37 Abs 2 GebAG durch 
Verstärkung der Bedeutung des Anhörungsverfahrens nach 
§ 39 Abs 1 GebAG: Erheben Parteien, die durch einen 
Rechtsanwalt oder Notar vertreten sind, innerhalb der Frist 
des § 39 Abs 1 GebAG gegen die vom Sachverständigen ver­
zeichneten Gebühren keine Einwendungen, so liegt darin ihr 
Einverständnis zur Bestimmung einer höheren Gebühr nach § 37 
Abs 2 GebAG. Der Sachverständige kann dies nützen, wenn er 
auf Zahlung aus Amtsgeldern verzichtet. 

5. Qualitätssicherung 

5. 1. Sachverständigenlistenwesen 

Österreich hat bereits 1975 das gerichtliche Sachverständigen­
wesen, das auf die mit den am 1. 1. 1898 in Kraft getretenen 
Zivilprozessgesetzen begründete Einrichtung der "ständig be-
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eideten gerichtlichen Sachverständigen" zurückgeht, zusam­
menfassend neu geregelt. Seit 1995 wurde in Osterreich die 
Frage der Qualitätssicherung im gerichtlichen Sachverständi­
genwesen durch Einführung eines Zertifizierungssystems 
verstärkt diskutiert. Mit 1. 1. 1999 wurde in einer umfangreichen 
Novaliierung des Sachverständigen- und Dolmetschergesetzes 
(SOG)'" ein gerichtliches Zertifizierungsverfahren für die Ein­
tragung und den Verbleib in der gerichtlichen Sachverständi­
genliste eingerichtet. 

Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverstän­
dige sind danach solche, die von den Präsidenten der Lan­
desgerichte als Zertifizierungsstellen nach einem eigenen Zerti­
fizierungsverfahren in die elektronische Liste der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen und 
Dolmetscher (Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdol­
metscherliste) eingetragen werden. Für sie gilt das Bundesge­
setz über die allgemein beeideten und gerichtlich zertifizier­
ten Sachverständigen und Dolmetscher (SOG)". 

Dieses Gesetz kennt mehrere Instrumente der Qualitätssiche­
rung, die im Folgenden vorgestellt werden. 

5.1.1. Zertifizierung 

Das Gesetz enthält in den § 2 und 2a die im Zertifizierungsver­
fahren zu prüfenden Standards im formalen und im inhalt­
lichen Bereich und weitere materielle Eintragungsvorausset­
zungen (Sachkunde, Verfahrensrechtskunde, Gutachtens­
methodik, Berufserfahrung, Ausstattung, Geschäftsfähigkeit, 
körperliche und geistige Eignung, Vertrauenswürdigkeit, Staats­
bürgerschaft, Aufenthalt oder Ort der beruflichen Tätigkeit im 
Sprengel, geordnete wirtschaftliche Verhältnisse, Haftpflichtver­
sicherung sowie Bedarf). 

Das Vorliegen dieser Voraussetzungen wird in einem eigenen 
Zertifizierungsverfahren überprüft, bei dem die Landesge­
richtspräsidenten als Zertifizierungsstellen tätig werden und die 
Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste 
führen (§§ 2 Abs 1 und 3 SOG). Das Verfahren wird auf Grund 
eines schriftlichen Antrages des Bewerbers eingeleitet, der 
die Voraussetzungen der Sachkunde, der Verfahrensrechtskun­
de und der Vorbereitung auf die Gutachterarbeit, der vorausge­
setzten beruflichen Tätigkeit, der Staatsbürgerschaft, des 
gewöhnlichen Aufenthaltes oder des Ortes der Berufstätigkeit, 
des Abschlusses der Haftpflichtversicherung und der erforder­
lichen Ausrüstung (§ 2 Abs 2 Z 1 iit a, b, I, g, i sowie 1 a SOG) 
nachzuweisen hat. 

Über das Vorliegen der Voraussetzungen der Sachkunde, der 
Verfahrensrechtskunde, der Vorbereitung auf die Arbeit 
eines Gutachters, der Berufserfahrung in der vom Gesetz 
geforderten Art und Dauer sowie der Ausstattung mit der erfor­
derlichen Ausrüstung für die konkrete Gutachterarbeit (vgl § 2 
Abs 2 Z 1 lit a, b und Z 1 a SOG) muss der entscheidende Prä­
sident ein Gutachten einer unabhängigen Kommisston nach 
§ 4 a SOG (der Zertifizierungskommission) einholen (§ 4 Abs 2 
letzter Satz SOG). 

Nach § 4 a Abs 1 SOG führt ein vom Gerichtshofpräsidenten 
bestimmter aktiver oder pensionierter Richter den Kommis­
sionsvorsitz, der das Verfahrens- und Sachverständigenrecht 
prüft. 

Die Kommissionsmitglieder sind einerseits vom Hauptver­
band der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sach­
verständigen Österreichs (Hauptverband der Gerichtssachver-
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ständigen), andererseits von der Kammer, zu der das betreffen­
de Fachgebiet gehört, namhaft zu machen. 

Die Mitglieder der Kommission haben ihre Tätigkeit unpartei­
isch auszuüben (§ 4a Abs 2 erster Satz SOG), das heißt ohne 
jede Interessenwahrung etwa für die sie entsendende Institution, 
um objektive Prüfungsergebnisse zu erzielen. 

Der Vorsitzende hat die Kommission einzuberufen und hierbei 
auf die erforderliche Sachkunde und auf die volle Unbefangen­
heit der Kommissionsmitglieder zu achten. Er hat grundsätzlich 
zwei weitere qualifizierte und unabhängige Kommissionsmit­
glieder beizuziehen, die die erforderliche fachliche Kompetenz 
für die Prüfung der Sachkunde und der weiteren inhaltlichen Ein­
tragungsvoraussetzungen haben. Bei der Bewerbung für meh­
rere Fachgebiete wird die Beiziehung von mehr als zwei Korn­
missionsmitgliedern notwendig sein. 

Der entscheidende Präsident hat über das Gutachten der Kom­
mission nach § 4 a SOG hinaus alle '1hm erforderlich scheinen­
den Ermittlungen anzustellen (§ 4 Abs 3 SOG). 

Der Bewerber hat keinen Anspruch auf Eintragung in die Sach­
verständigenliste (§ 4 Abs 3 SOG). Die Ablehnung seines Ein­
tragungsansuchens wird dem Bewerber daher bloß mitgeteilt; 
es hat kein (begründeter) Bescheid zu ergehen. 

5.1.2. Rezertifizierung 

Jede erstmalige Eintragung in die Sachverständigenliste ist auf 
fünf Jahre befristet. Zur kontinuierlichen Qualitätssicherung 
kann die Eintragung danach auf Antrag um jeweils zehn Jahre 
verlängert werden (Rezertifizierung), wenn die Voraussetzun­
gen der Eintragung - mit Ausnahme der beruflichen Tätigkeit 
und des Bedarfes - nach wie vor gegeben sind. Auf Rezertifizie­
rung besteht kein Anspruch. 

Sofern der Sachverständige dem entscheidenden Präsidenten 
hinsichtlich seiner Eignung nicht ohnehin - besonders wegen 
seiner häufigen Heranziehung als Sachverständiger - bekannt 
ist, ist der Antrag in Kopie den Leitern der Gerichtsabteilungen, 
denen die vom Sachverständigen angeführten Verfahren zur 
Erledigung zugewiesen sind oder waren, zur schriftlichen Stel~ 
lung~ahme über die Eignung des Sachverständigen, besonders 
zur Außerung über die Sorgfalt der Befundaufnahme, über 
die Rechtzeitigkeil der Gutachtenserstattung sowie über die 
Schlüssigkeit, die Nachvollziehbarkeil und den richtigen 
Aufbau seiner Gutachten zu übermitteln (§ 6 Abs 3 SOG). Der 
entscheidende Präsident hat auf Grund der ihm vorgelegten 
Berichte die weitere Eignung des Sachverständigen zu prü­
fen. Dazu kann er auch ein Gutachten der Kommission nach 
§ 4 a SOG einholen. 

Dabei spielt auch der Bildungs-Pass, der sachgerechte Fortbil­
dungsaktivitäten des Sachverständigen dokumentiert, eine 
wichtige Rolle (siehe unten 5.2.). 

5.1.3. Entziehungsverfahren 

Nach § 10 Abs 1 SOG ist die Eigenschaft als allgemein beeide­
ter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger vom zuständi­
gen Präsidenten durch Bescheid zu entziehen (§ 10 Abs 1) 

wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen für die 
Eintragung, mit Ausnahme des Bedarfs seinerzeit nicht 
gegeben gewesen oder später weggefallen sind 

wenn sich der Sachverständige wiederholt ungerechtfertigt 
weigert, zum Sachverständigen bestellt zu werden 
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wenn er wiederholt die Aufnahme des Befundes oder die 
Erstattung des Gutachtens über Gebühr hinauszögert 

wenn er beharrlich gegen § 3a Abs 7 SOG verstößt (verbo­
tene Inhalte im Zusammenhang mit Listeneintragungen) oder 
Inhalte öffentlich zugänglich macht, die geeignet sind, das 
Ansehen der Justiz zu schädigen. 

Ergibt sich in einem bestimmten Verfahren der Verdacht, dass 
einer der genannten Entziehungstatbestände gegeben ist, so 
hat das Gericht oder die staatsanwaltschaftliehe Behörde hievon 
dem zur Entziehung berufenen Präsidenten Mitteilung zu 
machen (§ 10 Abs 2 SOG- Anzeigepflicht). 

Im Entziehungsverfahren wegen Wegfalls der Voraussetzun­
gen nach § 2 Abs 2 Z 1 lit a und Z 1 a SOG - also bei man­
gelnder Sachkunde oder unzureichenden Kenntnissen des 
Verfahrensrechts und des Sachverständigenwesens oder 
schwereren Fehlern bei der Gestaltung der Befundaufnahme 
oder der Gutachtenserstattung oder des Verdachts der mangel­
haften Ausrüstung für die Gutachterarbeit - kann der Präsi­
dent auch ein Gutachten der Kommission nach § 4a SOG ein­
holen(§ 10 Abs 4 SOG). 

Gegen den Bescheid, mit dem die Eigenschaft als allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger entzo­
gen wird, steht dem Sachverständigen die Berufung an den 
Präsidenten des Oberlandesgerichtes zu. Die Berufung hat 
keine aufschiebende Wirkung. Sonst ist ein ordentliches Rechts­
mittel unzulässig. Es besteht aber die Möglichkeit einer Verlas­
sungsgerichtshof- oder Verwaltungsgerichtshofbeschwerde. 

5.2. Bildungs-Pass 

Der Hauptverband der allgemein beeideten und gerichtlich zer­
tifizierten Sachverständigen hat sich schon vor längerer Zeit 
bereit erklärt, als Beitrag zur Qualitätssicherung einen Bil­
dungs-Pass einzuführen, in dem die einzelnen Fortbildungs­
aktivitäten des Sachverständigen dokumentiert werden." Eine 
solche Dokumentation trägt auch dem durch die SOG-Novelle 
1 998 geschaffenen Typus der Personenzertifizierung - vor 
allem auf dem Gebiet der Weiterbildung und ihres Nachweises 
Rechnung." Der Sachverständige soll damit einen Nachweis 
über die Aktivitäten erhalten, die der Erhaltung und Vertiefung 
seiner Sachkunde dienen. Mit einem solchen Instrument wird 
auch den Gerichtshofpräsidenten eine wichtige Hilfe für die 
Entscheidung über die Rezertifizierung an die Hand gegeben, 
obwohl der Bildungs-Pass keine bindende Voraussetzung für 
die Rezertifizierung darstellt, die ausschließlich dem jeweils 
zuständigen Präsidenten obliegt. 

Die konkrete Umsetzung erfolgte nach einer nach einem Probe· 
betrieb erarbeiteten Richtlinie zum Bildungs-Pass, die in der 
Delegiertenversammlung vom 4. 5. 2002 beschlossen wurde 
und folgende grundsätzliche Regelungen trifft'': 

Der Bildungs-Pass wird vom Hauptverband aufgelegt, die kon­
krete Administration obliegt den Landesverbänden. Er ist 
nicht verpflichtend, wird aber im Sinn einer kontinuierlichen 
Dokumentation der Fortbildungsaktivitäten allen Sachverstän­
digen empfohlen. Die Führung ist für Mitglieder kostenlos, 
Nichtmitglieder haben eine vom Landesverband festgesetzte 
Gebühr zu entrichten. 

Bei jedem Landesverband wird eine Evaluierungskommission 
eingerichtet, der ein Richter und zwei Fachberater aus dem 
Kreis der Sachverständigen angehören. Diese Kommission eva­
luiert die von den Sachverständigen absolvierten Fortbildungs-
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veranstaltungen nach eigenen Bewertungsrichtlinien im Nach­
hinein. Grundvoraussetzung für eine positive Evaluierung ist, 
dass die Aktivität als solche der Fortbildung in Bezug auf die 
Gutachtertätigkeit zuzurechnen ist, entweder weil sie fachbe­
zogen ist oder sich mit allgemeinen Problemen des Sachver­
ständigenwesens (Verfahrensrecht, Gebührenrecht, Gutachter­
arbeit) befasst. Beispiele dafür sind Vorträge und Seminare über 
Methodik und rechtliche Grundlagen der Sachverständigen­
tätigkeit im Allgemeinen, fachbezogene Vorträge und Semi­
nare aus dem Tätigkeitsbereich des Sachverständigen in den 
eingetragenen Fachgebieten, einschlägige, vom Sachverständi­
gen selbst gehaltene Fachvorträge in den betreffenden Fach­
gebieten und fachgebietsbezogene Publikationen des Sach­
verständigen. 

Nach der Evaluierung werden deren Ergebnisse (tunlichst EDV­
mäßig) erfasst und im Bildungs-Pass vermerkt. Anlässlich der 
Rezertifizlerung bestätigt der Landesverband die Richtigkeit 
der Eintragungen. 

Diese Richtlinie wurde auch dem Bundesministerium für Justiz 
übermittelt, das die Gerichtsholpräsidenten entsprechend 
informiert hat." Seit Anfang 2003 steht der Bildungs-Pass allge­
mein zur Verfügung. 

5.3. Laufende Evaluierung 

Entsprechend den Anforderungen der Qualitätssicherung 
erscheint es auch wünschenswert, die Leistungen von Sachver­
ständigen nicht bloß an lässlich der Rezertillzlerung (also 5 Jah­
re nach der Eintragung und danach alle t 0 Jahre) oder bei gra­
vierenden Missständen (Entziehungsverfahren), sondern auch 
in kürzeren Abständen oder sogar kontinuierlich zu evaluie· 
ren. Dazu gibt es verschiedene Ansätze: 

5.3.1. Lautende Berichte 

Auch abseits der bei den Gerichten eingerichteten lnnenrevi­
sion, in deren Zuständigkeit die Beobachtung von Auslastung, 
Effizienz und Funktionstüchtigkeit des inneren Betriebs der 
Justiz fällt (§ 78a Abs 2 Gerichtsorganisationsgesetz - GOG) 
besteht im Rahmen der Dienstaufsicht die Möglichkeit, den Ent­
scheidungsorganen Berichte über die Qualität der von ihnen in 
Anspruch genommenen Sachverständigenarbeit abzufordern. 
Eine solche Vorgangsweise hat der Präsident des HG Wien ein­
geschlagen, indem er Richterinnen und Richter seines Berei­
ches angewiesen hat, ihm anlässlich der Bestimmung von Sach­
verständigengebühren auch ein ausgefülltes Formblatt zu über­
mitteln, in dem zu den in § 6 Abs 3 SOG genannten Kriterien 
(Sorgfalt der Befundaufnahme, Rechtzeitigkeil der Gutachtens­
erstattung, Schlüssigkeit, Nachvollziehbarkeit, richtiger Aufbau 
des Gutachtens) schlagwortartig Stellung genommen wird. Der 
Vorteil dieser Vorgangsweise liegt darin, dass sich der Präsident 
auf diese Weise ein laufendes Bild von der Qualität der ver­
wendeten Sachverständigen machen kann und dass bei der 
Rezertifizierung auf die Anforderung eigener Berichte nach § 6 
Abs 3 SOG (oben 5.1.2.) verzichtet werden kann. 

5.3.2. Unterstützung durch die Verfahrensautomation 
Justiz (VJ) 

Die oben unter 2.3. dargestellte Einbindung des Aktenlaufes 
vom und zum Sachverständigen in das System der Verfah­
rensautomation Justiz (VJ) soll nach Auffassung des Bundesmi­
nisteriums für Justiz nicht nur der Informationsgewinnung zu 
den Auswirkungen der Sachverständigentätigkeit auf die Ver-
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fahrensdauer dienen und den damit verbundenen höheren Pro­
zessaufwand dokumentieren. Seit Ende September 2004 ist es 
auch möglich, im Wege einer besonderen Namensabfrage jene 
Verfahren anzuzeigen, in denen der jeweilige Sachverständige 
tätig war. Daraus können einerseits Rückschlüsse auf die Aus­
lastung gezogen werden, es sollen andererseits aber auch 
Anhaltspunkte für Erfahrungsaustausch zwischen Rechtspre­
chungsorganen geliefert werden. Es ist durchaus zu erwarten, 
dass in heiklen Fällen tatsächlich eine Kontaktaufnahme mit 
Auftraggebern der aus der VJ ersichtlichen Vorgutachten 
erfolgt, womit im Ergebnis ebenfalls eine laufende Qualitäts­
sicherung bewirkt wird. 

5.4. Bestellungsvorrang 

Nach dem bisher Ausgeführten wird die für die geordnete Ab­
wicklung gerichtlicher Verfahren notwendige Qualität der bei 
Gericht verwendeten Sachverständigen vor allem dadurch 
erreicht, dass geeignete Personen nach einem eigenen Zertifi­
zierungsverfahren in die Liste eingetragen werden. Ziel der 
1998 erfolgten Neuregelung im SOG, die das gesamte Prü­
fungsverfahren zu einem Zertifizierungsverfahren mit periodiM 
scher Rezertifizierung ausgebaut hat, war es gerade, für die 
gerichtliche Konfliktlösung Experten für die Sachverhaltsaufklä­
rung zur Verfügung zu stellen, deren Qualität außer Streit steht. 

Diesen Grundsätzen entsprechend sehen die Verfahrensgeset­
ze vor, dass den allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierM 
ten, in die Sachverständigenlisten eingetragenen Sachverständi­
gen gegenüber nicht eingetragenen Fachleuten ein Bestel­
lungsvorrang zukommt (vgl § 119 Abs t StPO und §§ 351 
Abs 1 ZPO).~ Natürlich gibt es auch Situationen, in denen keine 
geeigneten Sachverständigen aus der Liste zu entnehmen sind. 
Für diesen Fall muss auf ad hoc beeldete Fachleute zurückge­
griffen werden. Im Regelfall kann das entscheidende Organ aber 
unter einer Vielzahl von eingetragenen zertifizierten Sachver­
ständigen wählen, die allen Qualitätsanforderungen genügen 
und bei denen daher die Gewähr besteht, dass sie die ihnen 
übertragenen Aufgaben zur vollen Zufriedenheit erfüllen. 

Trotzdem hat sich im Rahmen der Erfassung der Sachverstän­
digentätigkeit in der Verfahrensautomation Justiz herausge­
stellt, dass die Zahl der nicht in die Liste eingetragenen Perso­
nen nicht - wie ursprünglich angenommen - vernachlässigbar 
klein ist.37 

Die Verwendung nicht eingetragener Sachverständiger be­
deutet in vielen Fällen ein erhebliches Risiko, weil die fach­
lichen und persönlichen Voraussetzungen für eine Gutachtertä­
tigkeit anders als bei zertifizierten Sachverständigen nicht atteM 
stiert sind. Dem entsprechend lässt sich auch beobachten, dass 
mit den Ergebnissen des Gutachtens nicht einverstandene VerM 
fahransbeteiligte versuchen, den Sachverständigenbeweis 
durch Hinweis auf die fehlende Zertifizierung zu entkräften. 
Das führt zu dem unhaltbaren Zustand, dass die Behörde, die 
den Sachverständigen bestellt hat, weil ihr die entsprechenden 
Fachkenntnisse fehlen, nunmehr über die Sachkunde des bei­
gezogenen Experten befinden muss. 

Überdies laufen solche Bestellungen allen Bemühungen um 
Qualitätssicherung insofern zuwider, als nicht einzusehen 
wäre, weshalb Bewerber um eine Sachverständigentätigkeif sich 
überhaupt der Mühe eines Zertifizierungsverfahrens unterziehen 
sollten, wenn sie auch ohne dieses Gerichtsaufträge erhalten. 

Für die möglichst ausnahmslose Bestellung von zertifizierten 
Sachverständigen sprechen neben den schon angeführten Qua-
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litätsargumenten daher auch vertahrenspraktische Gründe: Es 
entfällt eine Beeidigung im Einzelfall, die Handhabung des 
Bestellungsvorganges wird durch die elektronische Sachver­
ständigenliste sehr erleichtert. Der Umstand der Zertilizierung 
rechtfertigt eine Annahme der entsprechenden Sachkompe­
tenz, sodass Einwände gegen die Qualität des Gutachtens fun­
diert vorgetragen werden müssen und sich nicht etwa in der 
Behauptung erschöpfen können, der Gutachter sei nicht in die 
Liste eingetragen. Schließlich unterliegen eingetragene Sach­
verständige den bereits beschriebenen Kontrollmechanismen. 

Natürlich ist es denkbar, dass in Einzelfällen bestellte Experten 
derart zufrieden stellend arbeiten, dass sie von Entscheidungs­
organen vermehrt herangezogen werden und sich bestens 
bewähren. Dann wären diese Personen aber anzuregen, einen 
Antrag auf Eintragung in die Sachverständigenliste zu stellen, 
damit die Qualität ihrer Arbeit attestiert und über die Veröffentli­
chung in der Liste auch allgemein bekannt wird. Maßnahmen in 
diese Richtung werden im Bundesministerium für Justiz über­
legt. 

6. Ausblick 

Betrachtet man die erörterten Problemkreise in ihrem 
Zusammenhang, so lassen sich gegenseitige Bedingungen und 
Abhängigkeiten feststellen: So liegt es auf der Hand, dass größt­
mögliche Beschleunigung in ein Spannungsverhältnis zur 
Qualität oder auch zur Effizienz gerät, dass andererseits effi­
zientes Arbeiten oft besonders wirtschaftlich ist, Qualitäts­
sicherung sich als effizient und wirtschaftlich erweist usw. Die 
Herausforderung der kommenden Jahre, der sich sowohl die 
Gerichte als auch die Sachverständigen stellen werden müssen, 
wird darin bestehen, in dem durch diese Problembereiche eröff­
neten Spannungsfeld im Einzelfall jeweils die ausgewogene 
Zusammensetzung zu finden, um dem Dienst an der recht­
suchenden Bevölkerung optimal zu entsprechen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl S 10 des Regierungsprogramms der Österreichischen Bundes­
regierung für die XXII. Gesetzgebungsperiode 
(http:/ /www.austria. gv.atJ2004/ 4/7 /Regierprogr28 .2. 03. pd~ 
' BGBI I 2002/76 
" BGBI 1994/623 
4 RV zur GebAG-Novelle 1994; SV 1996/3, 24 
5 Vgl RV zur GabAG-Novelle 1994 
6 Vgl S 10 des Regierungsprogramms der Österreichischen Bundes­
regierung für die XXII. Gesetzgebungsperiode 
(http://www.austria.gv.atJ2004/4/7/Regierprogr28.2.03.pd~ 
' BGBII 2002/76 
'BGBII 2003/111 
' BGBI I 2000/59 
10 vgl Angst, Oie Liegenschaftsschätzung nach der EO-Novelle 2000, 
SV 2000/4, 137 
11 Schmidt, Elektronische Kommunikation mit dem Gericht, 
SV 2004/4. 182 
" BGBII 2003/115 
" SV 2004/2, 69 [70] 
'
4 Rechbarger in Fasching, Kommentar zu den Zivilprozessgesetzen2 111 
Rz 1 zu § 364 ZPO 
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15 Vgl die ausführlich dargestellten Bedenken gegen diese Bestimmung 
von Krammer; Aktuelle Fragen zum Gebührenrecht- GebAG 1975, 
SV 1983/3, 2 f 
'" BGBI I 2003/111 
17 Krammer in Fasching, Kommentar zu den Zivilprozessgesetzen2 111 
Rz 2 zu § 365 ZPO 
18 Zur Warn- und Aufklärungspflicht vgl Krammer/Schmidt Anm 4-8 zu 
§ 25 GebAG; weiters die bisherige Judikatur: SV 1989/2. 21: SV 1990/2, 
22: SV 1991/1,22: SV 1992/2.22: SV 1992/4,24: SV 1993/3.30: 
SV 1993/4. 26. 27 und 29: SV 1994/1. 30; SV 1994/3, 43: SV 1995/2. 
24-30; SV 1996/1,27: SV 1996/2.20: SV 1997/1, 30; SV 1997/3. 27; 
SV 1998/1,26-33: SV 1999/2.81,84,86, 92; SV 1999/4,167.168, 171, 
172; SV 2000/1, 22. 23: SV 2000/3,121; SV 2000/4.175: SV 2001/2,83: 
SV 2001/4,186: SV 2002/2, 92, 93. 95, 98: SV 2002/4, 215, 217; 
zusammenfassend Krammer, Sachverständigengebührenbestimmung, 
SV 2001/1, 5 
" SV 2001/2, 83 
• SV 2001/2, 83 
"SV 2001/1, 23 
"SV 2001/2, 83 
23 Krammer, Neue Wege im Sachverständigengebühren recht, 
SV 1994/2,2 [5]; Krammer, Zur Gebührenanspruchsgesetz-Novelle 
1994, SV 1995/3,9 [11 n; Krammer; Sachverständigengebührenbestim­
mung, SV 2001/1, 2 [5 ff); Krammer/Schmidt, SDG-GebAG3 Anm 4 und 
7 zu § 25 GebAG; Krammer in Fasching, Kommentar zu den Zivilpro­
zessgesetzen2 111 Rz 3 zu § 365 ZPO; OLG Wien SV 2000/4, 175 (Kram­
mer); OLG Wien SV 2002/4. 215 
24 Krammer/Schmidt, SOG-GebAG3 Anm 7 und E 57, 58 und 80 zu 
§ 25 GebAG; Krammer, Sachverständigengebührenbestimmung, 
SV 2001/1 , 2 [7fj 
2

; Sittenthaler; Grundsätze der Sparsamkeit und Verhältnismäßigkeit im 
Strafveriahren ÖJZ 1996, BOB 
26 Bericht des JA zur GebAG-Novelle 1994 
27 Vgl RV 
"Vgl Krammer, SV 1994/2, 4 und SV 1995/3, 9 
:>9 Zur Problematik der Tarife vgl Krammer, Einige Gedanken zur 
Auslegung des Gebührenanspruchsgesetzes, SV 1992/1, 21, sowie 
Krammer; SV 1994/2, 4 und SV 1997/3, 10 
"BGBII1998{168 
"BGBI1975/137 idF BGBI1994/623. BGBII1998/168, BGBII 
2001/133 und BGBI I 2003/115. Ausführlich zur Gesetzesnovaliierung 
(ab 1. 1. 1999): Krammer, Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizier­
te Sachverständige und Dolmetscher- Zur Novellierung des SOG, 
SV 1998/4, 4; Krammer, Eintragungsveriahren und Bildungs-Pass für 
Sachverständige, SV 2001/3, 103; zur Novelle 2003 siehe Schmidt, 
Elektronische Sachverständigenliste und Chipkarte-Entwurfdes BMJ, 
SV 2003/3, 125; Schmidt, www.sdgliste.justiz.gv.at- Gerichtssachver­
ständigenliste online! SV 2004/1, 1; Schmidt, Gerichtssachverständi­
genliste und Chipkarte- praktische Umsetzung, SV 2004/3, 125 
"

2 Vgl Michalek/Rant, Ein "Fortbildungspass" für gerichtliche Sachver­
ständige, SV 1999/3, 101 
33 Krammer/Schmidt, SDG-GebAG3 § 1 SOG Anm 10 und § 6 SOG 
Anm 5 und 9 
:l4 Text veröffentlicht in SV 2002/3, 113 
~ 17. 6. 2002, 11.856/120-1.6/2002, JABI2002/25.107 ~ SV 2002/3, 113 
~6 Vgl dazu Rechberger in Rechberger, Kommentar2 Rz 4 zu § 351 ZPO 
ivm Rz 1 zu § 353 ZPO; Rechbarger in Fasching, Kommentar zu den 
Zivilprozessgesetzen2 111 Rz 3 zu § 351 ZPO; Jelinek, Der Sachverstän­
dige im Zivilprozess (in Aicher/Funk, Der Sachverständige im Wirt­
schaftsleben 57) 
37 Register-Info 28/2004 vom 24. 8. 2004 
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Dlpl.-lng. Dr. Gerald Schlager 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Nutzungsbeschränkungen 
in Schutzgebieten - Entschädigungs­
regelungen im Naturschutzrecht 
1. Entschädigungsgrundsätze 

Wenn es das allgemeine Beste erheischt, muss ein Mitglied des 
Staates gegen angemessene Schadloshaltung selbst das voll­
ständige Eigentum einer Sache abtreten (§ 365 ABGB). Das 
Eigentum ist unverletzlich. Eine Enteignung gegen den Willen 
des Eigentümers kann nur in den Fällen und in der Art eintreten, 
welche das Gesetz bestimmt (Art 5 StGG 1867). Wenn auch 
nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes (beginnend 
1928) eine entschädigungslose Enteignung zulässig ist, sind in 
der Regel Enteignungen (vollständige Entziehung des Eigen­
tums) und Eigentumsbeschränkungen angemessen zu entschä­
digen. 

Entschädigungen haben auf eine angemessene Schadloshal­
tung vermögensrechtlicher Nachteile abzustellen. Der durch Ein­
griffe belastete Grundeigentümer soll mit der Leistung einer Aus­
gleichszahlung wieder in jene Vermögenslage versetzt werden, 
in der er sich vor diesem Eingriff befunden hat. Entschädigen 
heißt somit den Grundeigentümer nicht finanziell schlechter, 
aber auch nicht finanziell besser zu stellen. 

Entschädigungen sind daher von ihrem Grundsatz her nicht ver­
handelbar, sie werden hoheitlich einseitig durch eine Behörde 
oder ein Gericht festgesetzt. Einvernehmliche, vertragliche Ver­
einbarungen unter dem Titel "Entschädigungen" sind frei ver­
handelbare Entgelte; sind also Vereinbarungen zwischen zwei 
Partnern und an keine Normen gebunden. 

2. Entschädigungsregelungen in den Landesnatur-
schutzgesetzen 

Naturschutzrecht ist Landesrecht. Dem entsprechend Iinden 
sich in den neun Österreichischen Bundesländern auch differen­
zierter Regelungen zur Entschädigung von Bewirtschaftungs­
beschränkungen in Schutzgebieten (Naturschutzgebiet, Ge­
schützte Landschaltsteile, Nationalpark, Natura 2000 Gebiete) 
und für Schutzobjekte (Naturdenkmal, geschützte Bäume). 

2.1. Fundstellen der Entschädigungsbestimmungen 

o Vorarlberger Naturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz 
und Landschaftsentwicklung, LGBI 22/1997 idgF 
LGBI 38/2002) - § 46 

o Tiroler Naturschutzgesetz 1997, LGBI33/1997- § 32 

c Salzburger Naturschutzgesetz 1999, LGBI 73/1991 idgF 
LGBL LGBI 1/2001 - § 42 

o Oberösterreichisches Natur- und Landschaftsschutzgesetz 
2001, LGBI 129/2001 - § 37 

n Niederösterreichisches Naturschutzgesetz, 2000, LGBI 5500 
- § 23 und§ 30 
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u Wiener Naturschutzgesetz 1998, LGBI 1998/45 idgF 
LGBI 2001/92 

o Burgenländisches Naturschutz- und Landschaftspflege­
gesetz 1990, LGBI27/1991 idF LGBI 58/2004- § 48 

o Steiermärkisches Naturschutzgesetz 1976, LGBI 65/1976 idF 
LGBI 56/2004- § 25 

o Kärntner Naturschutzgesetz 2002, LGBI 79/2002 - § 49 

2.2. Entschädigungsansätze 

Die Entschädigungsregelungen folgen zwei grundsätzlichen 
Entschädigungs"philosophien": 

u Die Entschädigung von Nutzungsverboten erfolgt auf Grund­
lage der konkreten Verwendbarkeit der betroffenen Grund­
stücke nach der Sach- und Rechtslage unmittelbar vor dem 
enteignungsgleichen Eingriff. Damit erfolgt die Abgeltung 
aller rechtlichen möglichen forstlichen Bewirtschaftungen, 
ungeachtet der in der Vergangenheit tatsächlich erfolgten Be­
wirtschaftungsintensität und der zum Bewertungsstichtag 
dokumentierten Bewirtschaftungsabsichten bzw realistischen 
Bewirtschaftungsmöglichkeiten. Die Entschädigung ergibt 
sich aus dem Nutzungsentgang (Ertragsauslall) und einer 
Verkehrswertminderung. 

o Die Abgeltung der behördlichen Nutzungsverbote erfolgt auf 
Grundlage der tatsächlich damit einhergehenden Ertragsein­
bußen (Mindererträge). Maßgeblich ist die in der Vergangen­
heit tatsächlich erfolgte Bewirtschaftungsintensität bzw die 
zum Bewertungsstichtag dokumentierte bzw zweckmäßige 
Bewirtschaftung (Relerenzwirtschaft). Die Verkehrswertmin­
derung bleibt unberücksichtigt. 

Diese zwei Entschädigungs"philosophien" (vgl OGH-Beschlüs­
se vom 29. August 2000, Zl 1 Ob 76/00h und vom 24. Mai 2000, 
Zl 3 Ob 281/99s) bestimmen die bisherige Rechtssprechung in 
Österreich. Im Gegensatz zur BRD ist diese jedoch noch nicht 
ausreichend verfestigt, indem naturschutzrelevante Fragestel­
lungen mit Bezug auf nur bedingt vergleichbare Erkenntnisse 
judiziert werden. 

2.3. Konkrete Entschädigungsbestimmungen 

2.3.1. Vorarlberger Naturschutzgesetz 

::J bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzungen unmöglich oder 
wesentlich eingeschränkt werden 

c angemessene Entschädigung der daraus entstehenden tat-
sächlichen vermögensrechtlichen Nachteile. 

Verweis auf Vorarlberger Straßengesetz (Gesetz über den Bau 
und die Erhaltung öffentlicher Straßen sowie über die Wegelrei­
heit; LGBI 8/1969, idgF LGBI 3/2003) 
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o alle durch die Enteignung verursachten vermögensrecht­
lichen Nachteile sind angemessen zu entschädigen 

o zur Bewertung des Enteignungsgegenstandes sind die Ver­
hältnisse im Zeitpunkt der Erlassung des Enteignungsbe­
scheides maßgebend 

2.3.2. Tiroler Naturschutzgesetz 1997 

o Natura 2000 Gebiete, Schutzgebiete 

c erhebliche Ertragsminderung oder erhebliche Erschwernis 
der Bewirtschaftung 

o angemessene Entschädigung, soweit Nachteile nicht durch 
wirtschaftliche Vorteile ausgeglichen werden 

c:; besondere Vorliebe hat außer Betracht zu bleiben 

o Naturdenkmäler; angemessene Entschädigung für jene 
Kosten der ordnungsgemäßen Wirtschaftsführung überstei­
genden Kosten, die ihm aus der Erfüllung der Verpflichtungen 
zur Erhaltung von Naturdenkmälern erwachsen 

2.3.3. Salzburger Naturschutzgesetz 1999 

o angemessene Entschädigung, wenn Nutzung eines Grund­
stückes oder Ausübung eines Rechtes erheblich erschwert 
oder eingeschränkt oder unmöglich gemacht wird oder 
dadurch der Ertrag des Grundstückes erheblich gemindert 
wird 

o Grundeinlöse gegen angemessene Abgeltung, wenn bisheri­
ge Nutzung überhaupt nicht mehr oder nur mehr unzurei­
chend möglich ist 

o finanziellen Ausgleich (Ausgleichsleistungen) für nachträglich 
entstandene Bewirtschaftungserschwernisse und Ertragsein­
bußen, der noch nicht durch eine Entschädigung abgegolte­
nen unbilligen Härte 

o besondere Vorliebe hat außer Betracht zu bleiben 

2.3.4. Oberösterreichisches Natur- und Landschafts­
schutzgesetz 2001 

o angemessene Entschädigung, wenn für Entschädigung nicht 
durch vertragliche Vereinbarung vorgesorgt ist 

o Einlöseverpflichtung auf Verlangen des Grundeigentümers 
beim Verlust der wirtschaftlichen Nutzbarkeit zur Gänze und 
auf Dauer 

o Für Festsetzung der Entschädigung findet Eisenbahnenteig­
nungsgesetz 1954, BGBI71 idF BGBI. 297/1995, sinngemäß 
Anwendung 

2.3.5. Niederösterrelchisches Naturschutzgesetz 2000 

o Minderung des Ertrages, nachhaltige Erschwernis der Wirt­
schaftsführung, Unzulässigkeil oder wesentliche Einschrän­
kung von Bewirtschaftungs- oder Nutzungsmöglichkeiten 

'-' Vergütung der hierdurch entstehenden vermögensrecht­
lichen Nachteile 

o wirtschaftliche Vorteile, die sich aus naturschutzbehördlichen 
Maßnahmen ergeben, sind in der Entschädigungsbemes­
sung zu berücksichtigen 

o Einlösung des Grundstückes auf Antrag des Grundeigen­
tümers bei Verlust der Nutzbarkeit zum Verkehrswert 

2.3.6. Wiener Naturschutzgesetz 1998 

o Abgeltung von Erhaltungs-, Pflege- oder Schutzmaßnahmen 
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zur Erreichung des Schutzzieles 
o bei Verlust der dauernden bzw unzureichend möglichen 

Nutzbarkeit, Anspruch auf Einlösung gegen angemessene 
Entschädigung 

o für Festsetzung der Entschädigung findet Eisenbahnenteig­
nungsgesetz 1954, BGBI 71 idF BGBI 297/1995, sinngemäß 
Anwendung 

2.3.7. Burgenländisches Naturschutz- und Landschaftspfle­
gegesetz 1990 

o erhebliche Minderung des Ertrages, nachhaltige Erschwernis 
der Wirtschaftsführung, Unzulässigkeil oder wesentliche Ein­
schränkungen der Bewirtschaftungs- oder Nutzungsmög­
lichkeiten 

o Entschädigung der hierdurch entstehenden vermögensrecht­
lichen Nachteile 

c; wirtschaftliche Vorteile, die sich aus naturschutzbehördlichen 
Maßnahmen ergeben, sind der Bemessung der Höhe der 
Entschädigung zu berücksichtigen 

o Einlösung des Grundstückes auf Antrag des Grundeigen­
tümers bei Verlust der Nutzbarkeit 

2.3.8. Stelermärkisches Naturschutzgesetz 1976 

o erhebliche Minderung des Ertrages, nachhaltige Erschwernis 
der Wirtschaftsführung, sonstiger erheblicher Vermögens­
nachteil, Verpflichtung zu wirtschaftlich nicht zurnutbaren Auf­
wendungen, Anspruch auf angemessene Entschädigung 

o Einlöseverpflichtung auf Verlangen des Eigentümers (Verfü­
gungsberechtigten) wenn wirtschaftliche Nutzung nicht mehr 
gewährleistet ist; Verpflichtung zur Einlösung entfällt, wenn 
ein vollwertiger Ersatz für das Grundstück zur Verfügung 
gestellt wird 

2.3.9. Kärntner Naturschutzgesetz 2002 

u vermögensrechtliche Nachteile oder Wirtschaftserschwer-
nisse 

o angemessene Entschädigung 

o besondere Vorliebe hat außer Betracht zu bleiben 

c für Festsetzung der Entschädigung findet Eisenbahnenteig­
nungsgesetz 1954, BGBI 71 idF BGBI297/1995, sinngemäß 
Anwendung. 

2.4. Festsetzung der Entschädigungshöhe 

Die Festsetzung der Entschädigungen erfolgt auf Antrag des von 
hoheitlichen Eigentumsbeschränkungen erfassten Grundeigen­
tümers durch die Naturschutzbehörde. Die Antragstellung ist 
binnen der landesgesetzlichen unterschiedlich vorgeschriebe­
nen Fristen (bis zu drei Jahren) bei der Naturschutzbehörde ein­
zubringen und von dieser - nach Beiziehung eines (gericht­
lichen) Sachverständigen - bescheidmäßig festzusetzen. Die 
Entschädigung kann als laufende Rente oder als Einmalerlag 
(kapitalisierte Rente) geleistet werden. 

Berufungen gegen Entschädigungsbescheide sind an das ört­
lich zuständige Bezirksgericht (Außerstreit-Verfahren) zu richten; 
die Verfahrenskosten hat zur Gänze das Land zu übernehmen. 
Weitere Rechtsmittel sind an das örtlich zuständige Landesge­
richt und den Obersten Gerichtshof zulässig. 
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2.5. Vertragsnaturschutz - Vertrag zwischen zwei 
Partnern? 

Als "Vertragsnaturschutz" versteht man privatrechtliche Verein­
barungen, die auf freiwilliger Basis zwischen der Landesnatur­
schutzbehörde und dem Grundeigentümer bzw Pächter schutz­
würdiger Flächen geschlossen wird. Der Grundeigentümer ver­
pflichtet sich entsprechend den Vertragsbestimmungen be­
stimmten Bewirtschaftungsweisen gegen Entgelt vorzunehmen 
bzw zu unterlassen. Die diesbezüglichen landesgesetzlichen 
Regelungen geben diesem "partnerschaftlichen" Modell den 
Vorzug gegenüber hoheitlich verordneten Schutzbestimmun­
gen. 

Dieser partnerschaftliehe Ansatz ist jedoch unter seinen beson­
deren Rahmenbedingungen zu sehen. Die Landesnaturschutz­
behörde wird in ihrer Handlungsweise durch die vorhandenen 
Budgetmittel und der Verpflichtung zum sparsamen Umgang mit 
diesen öffentlichen Mitteln beschränkt, der private Grundeigen­
tümer ist in seinem Verhandlungsfreiraum durch das "Damokles­
schwert" der hoheitlichen Eingriffsmöglichkeiten eingeschränkt. 
in der Praxis werden sich somit derartige Vertragsentgelte nicht 
vollständig von hoheitlichen Entschädigungswerten abkoppeln 
können. Vielmehr wird sich das Vertragsentgelt aus dem - in 
einem Behördenverfahren - zu entschädigenden Nutzungsent­
gang, der Abgeltung erhöhter Aufwendungen einer künftig 
geänderten Bewirtschaftung des Schutzgutes (Förderungen) 
und einem finanziellen Anreiz (Akzeptanz- und Motivationsbe­
trag) zusammensetzen. Diese Vertragsentgelte stellen somit 
"Einlosepreise" dar, wie sie vergleichsweise für Dienstbarkeilen 
(Wegerechte, Leitungsrechte, Uberspannungsrechte etc) von 
Infrastrukturunternehmen und Privaten geleistet werden. 

3. Der Sachverständige im Entschädigungsverfahren 

Die Behörde bzw das Gericht entscheidet über die Entschädi­
gungshöhe; die fachlichen Grundlagen hat hierfür der beigezo­
gene Sachverständige bereitzustellen. 

3.1. Entschädigungen als zusätzliches 
Betriebsein kommen? 

Losgelöst von dieser rechtlich bestimmten Entscheidungskom­
petenz ist vor dem Hintergrund des Entschädigungsgrundsatzes 
- nämlich vermögensrechtliche Nachteile auszugleichen - der 
Anspruchscharakter der von behördlichen Eingriffen erfassten 
Grundeigentümer einer kritischen bewertungstechnischen Dis­
kussion zu unterziehen. 

c Entschädigt man Rechte und fiktive Verwendungsmöglichkei­
ten ohne den regulativen Bezug zu bisher gelebter "Realität" 
zu suchen, so werden über den Umweg von Entschädi­
gungszahlungen für den betroffenen Grundeigentümer neue 
Einkommensströme erschlossen, die bisher in seine Unter­
nehmensbilanznicht eingegangen sind. Er erfährt damit zwei­
felsfrei eine vermögensrechtliche Besserstellung, wie sie 
ohne die zu entschädigenden "Nutzungsbeschränkungen" 
nicht derart eingetreten wären. Dies widerspricht dem Ent­
schädigungsgrundsatz, welcher ausdrücklich auf einen Aus­
gleich abstellt und die Besserstellung des Betroffenen aus­
schließt. 

o Werden hingegen in einem Entschädigungsverfahren nur die 
geplanten bzw realistisch sich anbietenden Bewirtschaftungs­
maßnahmen finanziell ausgeglichen, ändert sich bilanztech­
nisch für den Grundeigentümer nichts. Der ursprünglich 
durch die land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung er-
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löste Nettoertrag fließt vollinhaltlich als Entschädigungszah­
lung in die Unternehmensbilanz des Betriebes ein. 

Auch der bewertungstechnische Aspekt einer Verkehrswertmin­
derung relativiert sich. Lasten sind bewertungstechnisch zwar 
verkehrswertmindernd, diese werden jedoch mit der Zahlung 
der laufenden Entschädigungen für den Ertragsausfall nicht 
schlagend. Ein potentieller Käufer übernimmt mit dem Liegen­
schaftserwarb alle Rechte und Pflichten, die auf diesen Grund­
stücken lasten. Durch die laufenden Entschädigungszahlungen 
bleibt aber auch seine Ertragslage ungekürzt. 

3.2. Wahl des Bewertungsverfahrens in der 
Entschädigungsermittlung 

Gemäß § 7 Abs 1 Liegenschaftsbewertungsgesetz 1992 hat der 
Sachverständige, soweit das Gericht oder die Verwaltungsbe­
hörde nichts anderes anordnen, das Wertermittlungsverfahren 
auszuwählen. Da die Landesnaturschutzgesetze sehr individuel­
le Vorgaben zum Entschädigungsumfang vorsehen, ist je nach 
Anlassfall es vornehmlich im Aufgaben- und Verantwortungsbe­
reich der Behörde bzw des angerufenen Gerichtes (Außerstreit­
verfahren) gelegen den beigezogenen Sachverständigen (Hilfs­
organ) mit einem klaren Bewertungsauftrag auszustatten. 

Die gutachtliche Berechnung der Entschädigungshöhe hat 
grundsätzlich entsprechend den im Liegenschaftsbewertungs­
gesetz 1992 normierten Wertermittlungsverfahren zu erfolgen. 

o Das Vergleichswertverfahren ist in der Entschädigungsbewer­
tung infolge der spezifischen Bewertungsparameter und der 
unzureichenden Vergleichspreise zumeist nur auf Klein(st)flä­
chen und Einzelbäume anwendbar bzw kann nur grobe 
Richtwerte liefern. 

o Das Sachwertverfahren ist das Verfahren der klassischen 
Waldbewertung. Waldboden und Waldbestand und Naben­
nutzungen ergeben den Sachwert einer Waldliegenschaft. 
Hierbei spielt es keine bewertungstechnische Relevanz, ob 
diese Waldbestände in Nutzung, im aussetzenden Betrieb 
oder außer Ertrag stehen. Der Sachwert unterstellt die flä­
chendeckende forstliche Bewirtschaftung dieser Wald bestän­
de. Alle forststatistischen Daten zeigen uns, wie unterschied­
lich hoch die im Wald verbleibenden Ressourcen (Vornut­
zungsrückstände, Altholzüberhänge) sein können. 

1 Das Ertragswertverfahren ist im Gegensatz zu dem statischen, 
vergangenheitsausgerichteten Sachwertverfahren eine dyna­
mische, zukunftsorientierte Bewertungstechnik. Die Grund­
überlegungen sind, dass wirtschaftliche Entscheidungen sich 
an der aktuellen Marktlage, den wirtschaftlichen Enfwick­
lungsmöglichkeiten und Risiken orientieren. Liebhaberei ist 
betriebswirtschaftliehen Kennzahlen fremd. Es verwundert 
daher auch nicht, dass in der modernen Immobilienbewer­
tung der Ertragsbewertung eine dominante Entscheidungs­
größe zukommt. Die Sachwertkomponente gilt nicht betrieb­
lich genutzt, private Immobilienwerte (Wohnungen, Einfami­
lienhäuser); wobei auch bei diesen Objekten zunehmend die 
wirtschaftliche Verwertbarkeit (fiktive Verrnietungs- und Ver­
pachtungserlöse) hinterfragt wird. 

4. Unterschiedliche Entschädigungsregelungen in 
Umweltgesetzen 

Unterschiedliche Entschädigungsbestimmungen finden sich 
nicht nur in den Landesnaturschutzgesetzen, auch Bundesge­
setze (Forstrecht, Wasserrecht) geben individuelle Regelungen 
vor. Dies sei nachstehend exemplarisch an einem behördlich 
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verordneten forstlichen Nutzungsverbot in einem Waldbestand 
verdeutlicht. 

o Erfolgt die bescheidmäßige Vorschreibung dieses Nutzungs­
verbotes im Rahmen einer forstbehördlichen Bannlegung so 
ist der betroffene Waldeigentümer gemäß § 31 ForstG I 975 
idgF vom Begünstigten für alle hieraus entstehenden vermö­
gensrechtlichen Nachteile - entsprechend den Bestimmun­
gen des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 - voll zu ent­
schädigen. Dies bedeutet den vollen Ausgleich des Ertrags­
ausfalles aus dem Nutzungsverbot, einer Abgeltung der Ver­
kehrswertermittlung und gegebenenfalls den Ausgleich wei­
terer finanzieller Auswirkungen auf den Restbetrieb. 

CJ Gänzlich anders verhalten sich die Entschädigungsansprü­
che bei Vorschreibung eines Nutzungsverbotes in einem 
Wasserschutzgebiet Gemäß § 34 Wasserrechtsgesetz I 959 
idgF ist demnach nur der Ertragsausfall abzugelten; vermö­
gensrechtliche Auswirkungen auf den Verkehrswert und den 
Restbetrieb sind ex lege nicht entschädigungsfähig. Nur bei 
der Einräumung von Zwangsrechten sind die Bestimmungen 
des Eisenbahnenteignungsgesetzes I 954 sinngemäß zur 
Anwendung zu bringen. Die bloße Minderung des Verkehrs­
wertes ist nach ständiger Rechtsprechung zu § 34 Abs 4 
WRG nicht entschädigungsfähig (VwGH 22. 5. I 984, 
83/07/0354; 12. 6. 1984, 81/07/0228). 

c:c Komplex gestellten sich Nutzungsverbote in Naturschutzge­
bieten. Neun Landesnaturschutzgesetze sehen neun unter­
schiedliche Entschädigungsregelungen vor. Ein die kärntner­
steirische Landesgrenze bundesländerübergreifendes Natur­
schutzgebiet bedingt für den Waldeigentümer in Kärnten eine 
der Bannlegung vergleichbare volle Abgeltung aller vermö­
gensrechtlicher Nachteile (Ertragsausfall, Verkehrswertmin­
derung), in der Steiermark jedoch nur eine dem Wasserrecht 
entsprechende ertragsorientierte Entschädigung (Ertragsaus­
fall). 

o ln Natura 2000 Gebieten wird die rechtliche Abklärung der 
Entschädigungsfähigkeit von Nutzungsverboten noch kom­
plexer. Durch das mit der Nominierung dieser Schutzgebiete 
einhergehende generelle "Verschlechterungsverbot" sind 
forstliche Nutzungsbeschränkungen immer in Bezug auf die 
bisher erfolgte forstliche Bewirtschaftung und die örtliche 
ökologische Wertigkeit des Schutzgebietes zu prüfen. Wenn 
die Bewirtschaftung forstlich bisher nicht genutzter Bestände 
eine Verschlechterung des Schutzgebietstatutes bedingen 
würde, sind diese Eingriffe unzulässig. Eine Entschädigungs­
pflicht besteht infolge des Verschlechterungsverbotes nicht. 

Diese vier Beispiele verdeutlichen, dass der Österreichische 
Gesetzgeber unter den Aspekten öffentlicher (gesellschaftspoli­
tischer) Interessen bei forstlichen Nutzungsbeschränkungen je 
nach Anlassfall sehr differenzierte Bewertungsmuster vorgege­
ben hat, ungeachtet der wirtschaftlich identen Auswirkungen 
dieser behördlichen Eingriffe für den Waldeigentümer. 
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5. Zusammenfassung 

Die sachverständige Ermittlung von Entschädigungen muss auf 
den vorgegebenen Rechtsgrundlagen aufbauen und darf sich 
nicht unbegründet von diesen abkoppeln. Die unterschiedli­
chen Entschädigungsregelungen in den neun Landesnatur­
schutzgesetzen machen deutlich, dass auch bei technisch ver­
gleichbaren Bewertungsbedingungen die gutachterliehen Be­
wertungsergebnisse - entsprechend den rechtlichen Vorgaben 
- nicht ident sein können. 
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Beweissicherung 
Eine Aufgabe für den qualifizierten Sachverständigen 

Unter Beweissicherung versteht man eine umfassende Zu­
standsbeschreibung einer Sache zu einem bestimmten Zeit­
punkt (Datum der Befundaufnahme). Die Beweissicherung' stellt 
somit eine besondere Form der Bestandsaufnahme dar. Sie ist 
kein Gutachten, sondern lediglich eine Befundaufnahme, da ein 
wesentlicher Bestandteil eines Gutachtens, die Schlussfolge­
rung, fehlt. Trotzdem ist sie, wie nachstehend dargelegt, eine 
Aufgabe für den qualifizierten Sachverständigen. 

Je nach dem Zweck der Beweissicherung wird die jeweilige Vor­
gangsweise zu wählen sein. 

Folgende Zwecke für eine Beweissicherung können vorliegen: 

Beweissicherung am Objekt selbst 
Beweissicherung an Nachbarobjekten 
Gerichtsauftrag zur Beweissicherung und zugehörende 
Dokumentation. 

Im juristischen Sinne ist der Gegenstand einer Beweissicherung 
die Feststellung des gegenwärtigen Zustandes einer Sache zu 
einem bestimmten Zeitpunkt (Besichtigungstermin). Dies ist 
deshalb von besonderer Wichtigkeit, weil ein Bauwerk, bzw eine 
Baukonstruktion einerseits während seiner Errichtung und ande­
rerseits auch danach, Gegenstand von Veränderung sein kann. 
Diese können durch menschliche Eingriffe (wie beispielsweise 
die Vornahme oder Fortsetzung von Bauarbeiten, Mängelbesei­
tigungsarbeiten, usw sein), aber auch durch Umwelteinflüsse 
und Witterungseinflüsse entstehen. 

Besonders bei strittigen Auseinandersetzungen besteht die 
Gefahr, dass im Nachhinein nicht mehr die maßgebenden bau­
technischen Sachverhalte ermittelt werden können. 

Neben der Angabe von Datum, Uhrzeit und Witterung (fallweise 
Temperaturangaben und bei bauphysikalischen Beweissiche­
rungen auch Klimaangaben des Außen- und lnnenklimas) zum 
Zeitpunkt der Befundaufnahme sind alle bei dieser Befundauf­
nahme anwesenden Personen anzuführen. Gegebenenfalls 
auch besondere Umstände zur Zeit der Aufnahme, wie bei­
spielsweise Bauarbeiten in unmittelbarer Nähe, Erschütterungen 
durch Verkehr usw. Ebenso empfiehlt sich eine Beschreibung 
der Topografie (Lage an einem Gewässer usw). 

Beweissicherung von bestehenden Risseschäden und 
sonstigen Schäden 

Im Zuge von Baumaßnahmen ist im bebauten Gebiet eine Unter­
suchung der angrenzenden Nachbargebäude auf Vorschäden 
vor Beginn der Bauarbeiten immer besonders wichtig. 

Durch die beabsichtigten Bauarbeiten (Rammarbeiten, Unterfan­
gungsarbeiten, Anbau an bestehende Objekte, usw) können 
unter Umständen zusätzliche Schäden auftreten, die sehr schwer 
von vorher bereits vorhandenen Schäden zu trennen sind. 

Aus dem Ergebnis einer Beweissicherung können gegebenen­
falls auch besondere Baumaßnahmen (zB Unterfangung, Ab-
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sicherung usw) abgeleitet werden, die der Sicherung des Be­
standsobjektes dienen. 

Gegebenenfalls muss daher in die Beweissicherung auch eine 
Prüfung der Baugrundverhältnisse, bzw der Wasserverhältnisse 
im Boden bzw. ein Hinweis auf diese vorzunehmenden Prüfun­
gen mit einbezogen werden. 

Für die Dokumentation von vorhandenen Rissen dient einerseits ;~~-·· ·1 
die verbale Beschreibung, die von außen nach innen gehend, 
Raumweise in systematischer Form vorgenommen. Dafür wer-
den Diktiergeräte, heute bevorzugt digitale Diktiergeräte, ver­
wendet. Damit kann vom Speichermedium die Aufnahme in den 
Computer eingelesen und mit einem Spracherkennungspro­
gramm direkt in Schriftform ausgegeben werden. 

Für zeichnerische Darstellungen bei der Aufnahme kann ein 
Tablet-PC zur Digitalisierung Verwendung finden. Diese Form 
der Aufnahme ermöglicht die Weiterbearbeitung im Computer, 
gegebenenfalls mit einem entsprechenden Zeichenprogramm 
zur einfachen Umsetzung in den Computerausdruck ("Rein­
schrift"). 

Der Vorteil besteht darin, dass dieser PC einen berührungsemp­
findlichen Bildschirm besitzt und damit nicht nur direkt auf dem 
Bildschirm gezeichnet und geschrieben werden kann, sondern 
dass der Stift auch die Maus ersetzt. 

Gleichlaufend wird eine fotogrammetrische Dokumentation, bzw 
eine fotografische Aufnahme einhergehen. Anstelle einer Digital­
kamera ist bei Beweissicherungen eine analoge Spiegelreflex­
kamera mit Datenrückwand (Dateneinbelichtung in das Bild und 
auf den Filmsteg) zweckdienlicher, da in Form des Negativs ein 
nicht manipulierfähiges Beweismittel vorliegt. 

Eine digitale Weiterverarbeitung ist über einen Negativscanner 
mit entsprechend hoher Auflösung (zB 3.946 x 5. 782 Pixel mit 
dem NIKON Super Coolscan 4000 ED) möglich, so dass Bild und 
Text über einen Farb-Laserdrucker gemeinsam ausgedruckt 
werden können. 

Rissaufnahme mit transparentem Messstreifen 
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Neben der Beschreibung des einzelnen Risses in seiner Form, 
seiner Länge und Rissbreite ist auch eine erkennbare Sedimen­
tation an den Fugenflanken mit aufzunehmen. Eine Messung der 
Risstiefe ist nur mit größerem Aufwand möglich und wird daher 
nur in speziellen Fällen vorzunehmen sein. 

An die Stelle einer händischen Vermessung der Risse tritt heute 
die Fotogrammetrie, bzw die fotografische Aufnahme mit Mess­
streifen zur maßstäblichen Vergrößerung bei der Auswertung, 
Dazu wird zusammen mit dem Riss ein transparenter Messstrei­
fen mit aufgenommen. 

Zur Feststellung der genauen Rissbreite dient eine Messlupe mit 
der Rissbreiten von 0,1 mm aufwärts genau bestimmt werden 
können. 

Mess/upe mit 1/10 mm-Teilung 

Die Beweissicherung hat nicht die Aufgabe, auf die Ursachen 
von Rissen und sonstigen Schäden einzugehen, doch erscheint 
es im Rahmen der Beweissicherung notwendig zu sein auf die 
Systematik der Risse Bezug zu nehmen, um Risse bezeichnen 
und klassifizieren zu können. 

Nach Pilney können die Risse entsprechend ihrer Erscheinungs­
form systematisiert werden in: 

Biege- und Schubrisse 
Setzungsrisse 
Risse aufgrund Frosthebung 
Spannungsrisse 
Risse infolge Durchleuchtung 
Risse zufolge Schwinden der Baukonstruktion 
(Wand usw) 
Risse aufgrund Temperaturdehnung 
Risse zufolge Deckendurchbiegung bzw 
Deckenaufbiegung usw 

Bei der Beschreibung des Rissebildes ist bei den einzelnen Ris­
sen darauf einzugehen, ob vom Riss selbst ausgehend oder 
parallel dazu laufend zusätzliche Risse (zB Scherrisse) vorhan­
den sind. 

Dies ist besonders wichtig, da daraus geschlossen werden 
kann, inwieweit Bewegungen im Bauwerk vorhanden sind. Bei 
noch vorhandenen Bewegungen im Bauwerk müssen diese 
Bewegungen erfasst, bzw gemessen und beobachtet werden. 

Zu diesem Zwecke werden Dehnungsmessstreifen oder für ein­
fach gelagerte Fälle Messbrücken aus Gips eingesetzt. Bei den 
Dehnungsmessstreifen nutzt man den Effekt der Widerstands­
änderung eines elektrischen Leiters im Zusammenhang mit der 
Änderung seiner geometrischen Abmessungen aus um die 
Bewegungen darzustellen. 
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Bei der Anordnung einer Gipsbrücke2 wird senkrecht zum Riss­
verlauf eine ca 5 cm breite und 10-15 cm lange Gipsbrücke auf 
die vorher gereinigte Baukonstruktion, bzw die Putzoberfläche 
aufgebracht. 

Im noch weichen Gips wird senkrecht zum Rissverlauf eine Mar­
kierung eingedrückt. Bei Bewegung des Risses reißt die Gips­
brücke ab und die Verschiebung der Markierung gibt die Bewe­
gungsrichtung an. 

Die früher verwendeten so genannten Glasspione, das sind 
Glasstreifen, die über den Riss mit Gips geklebt werden, werden 
heute nicht mehr eingesetzt. Diese Glasstreifen können keine 
Richtung der erfolgten Bewegung angeben und andererseits 
sind sie sehr anfällig gegen Einbaufehler (Abfallen bei nicht aus­
reichendem Reinigen des Glases, usw), so dass auch keine 
klare Aussage möglich ist. 

Sehr gut hat si~h im Rahmen der Beweissicherung und zur 
nachträglichen Uberprüfung die fotogrammetrische Aufnahme, 
die jeweils vor Beginn und nach Abschluss der Arbeiten vom 
gleichen Standpunkt aus gemacht wird, _bewährt. Bei einge­
scannten Digitalbildern ist eine einfache Ubereinander-Projek­
tion (sehr einfach zB in "ADOBE FOTOSHOP" mit zwei Ebenen) 
der beiden zu verschiedenen Zeiten vom gleichen Standort aus 
gemachten Aufnahmen auf dem Bildschirm möglich, so dass 
bereits geringfügige Veränderungen des Rissebildes sowohl in 
Richtung, Länge und Rissbreite genau analysiert werden kön­
nen. 

Neben der Aufnahme von Rissen ist auch die Aufnahme von Ver­
putzschäden, Feuchteschäden, Durchbiegungen von Balken 
und Stürzen, Schiefstellungen von Stützen, Verschmutzungs­
grad, usw in die Beweissicherung mit einzubeziehen. Dies des­
halb, da Verformungen und Veränderungen an einer Baukon­
struktion nicht zwingend mit einer Rissbildung einhergehen 
müssen. Die alleinige Aufnahme von Rissen ist daher bei einer 
umfassenden Beweissicherung nicht ausreichend. 

Bei Holzkonstruktionen wird man auch auf den Zustand der 
Holzteile eingehen müssen, sowie bei sichtbaren Holzverbin­
dungen auch den Zustand dieser Holzverbindungen beschrei­
ben. Aus dieser Zustandsbeschreibung können ebenfalls Verän­
derungen, bzw Bewegungen in der Baukonstruktion sowie das 
Eriordernis einer eingehenden Standsicherheitsuntersuchung 
abgeleitet werden, 

Bei vorhandenen Verputzschäden und Anstrichschäden ist eine 
Beschreibung der Art und des Umfanges der Schäden sowie 
des Anstrichsalters neben Putzart und Anstrichart vorzuneh­
men, Soweit erkennbar, ist die Angabe des verwendeten Bau­
materials notwendig. Meist gehen Verputzschäden mit Risse­
schäden und Feuchteschäden einher und können gemeinsam 
beschrieben werden. 

Bei Feuchteschäden ist der Umfang der Schäden zu erfassen, 
gegebenenfalls Mineralausscheidungen mit einzubeziehen und 
unter Umständen auch der Grad der Durchleuchtung' durch ent­
sprechende Messungen (elektronische Feuchtemessungen 
oder durch Darrtrocknung anzunehmenden Proben) oder der 
Gehalt an wasserlöslichen Salzen zu bestimmen. Die Proben 
sind zerstörungsarm in Form von Bohrkernen mit speziellen 
Kernbohrern zu entnehmen. Dazu ist ein Probenentnahme-Pro­
tokoW zu erstellen. Die entnommenen Proben sind in der Regel 
drei Monate aufzubewahren. 

Bei einer Probannahme im Zusammenhang mit einer Beweis­
sicherung über gerichtlichen Auftrag sollte der Richter darauf 
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hingewiesen werden, ob die Proben nicht bis zur Beendigung 
des Verfahrens aufbewahrt werden sollen. Im Laufe des Verfah­
rens kann sich die Notwendigkeit ergeben an den entnomme­
nen Proben Laboruntersuchungen (zB Festigkeitsprüfungen, 
mikroskopische Untersuchungen der Sedimentationen an den 
Risseflanken, Haftzugfestigkeitsprüfungen usw) vorzunehmen. 

Leichte Bohrausrüstung zur Entnahme von Bohrkernen 

Kernbohrer zur Entnahme von Proben mineralischer Baustoffe 

Bei der Probannahme von Proben, die zur genauen Bestim­
mung des Feuchtegehaltes durch Darrtrocknung benötigt wer­
den, ist einerseits bei der Entnahme darauf zu achten, das sich 
die Probe nicht erwärmt (langsam laufende elektronisch gere­
gelte Bohrmaschine) und damit ein Teil des Wassers verdunstet 
und andererseits dass die Proben für den Transport dampfdicht 
verpackt werden. 

Die Entnahme von Holzproben kann nicht nur zur Bestimmung 
des Feuchtegehaltes eingebauter Holzteile (zB Balkenköpfe), 

Bohrer zur Entnahme von Holzproben 
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sondern auch zur Untersuchung auf Holzzerstörungen, Pilz­
befall, Vorhandensein holzzerstörender Insekten usw, im Rah­
men einer Beweissicherung erforderlich sein. Dazu dienen ent­
weder Kernbohrer und besonders geformte Holzbohrer, die eine 
Materialentnahme ermöglichen. 

Beweissicherung erhaltenswerter Bausubstanz 

Bei Sanierungs- oder Umbaumaßnahmen an historisch wertvol­
len und denkmalgeschützten Objekten wird man vor Inangriff­
nahme der Bauarbeiten eine Beweissicherung des Bestandes 
vornehmen um nach Abschluss der Baumaßnahmen eventuell 
beschädigte erhaltanswerte Bauteile rekonstruieren zu können. 

Außerdem dient die Beweissicherungsaufnahme auch als 
Grundlage für einzusetzende Schutz- und Sicherungsmaßnah­
men. Eine Beweissicherung historisch wertvoller Objekte wird 
daher über die Maßnahmen der üblichen Bauaufnahme hinaus­
gehend neben der planlieh und fotografisch erfassten Substanz 
auch eine genaue Aufnahme der verwendeten Baustoffe und 
historischen Baukonstruktionen und Baumethoden enthalten. 

Beweissicherung bei geplanten Baumaßnahmen 

Im dicht bebauten Gebiet ist bei Umbaumaßnahmen an beste­
henden Objekten eine Beweissicherung an den angrenzenden 
Nachbarobjekten notwendig, damit vorhandene Schäden doku­
mentiert und eine Veränderung des Schadensbildes während 
der Bauarbeiten verfolgt werden kann. 

ln erster Linie werden in diesem Zusammenhang Risse, Ver­
putzschäden und Feuchtigkeitsschäden exakt aufgenommen 
und dokumentiert. 

Bei der Aufnahme von Rissen hat sich die Fotogrammetrie, so 
wie vorstehend beschrieben, als sehr hilfreich erwiesen. 

Damit kann man nicht nur durch übereinander projizieren der 
digitalisierten, vom gleichen Standort aufgenommenen Rissebil­
der auf transparenten Ebenen (Aufnahme vor Beginn der Bauar­
beiten - Aufnahme nach Abschluss der Bauarbeiten) auch 
geringfügige Veränderungen der Rissebilder überprüfen, son­
dern auch in weiterer Folge der Umfang der Schadenersatzleis­
tung sehr genau ermitteln. 

Beweissicherung im Gerichtsauftrags 

Der Gegenstand einer Beweissicherung im Gerichtsauftrag ist 
die Feststellung des gegenwärtigen Zustandes (Tag der Beweis­
sicherung) einer Sache. ln der Regel ist im Gerichtsauftrag der 
Umfang der Beweissicherung genau umschrieben. Trotzdem 
sollte der Sachverständige vor Abschluss seiner Tätigkeit an Ort 
und Stelle an die Beteiligten bzw deren Vertreter die Frage rich­
ten, ob noch besondere Umstände oder über den Gerichtauftrag 
hinausgehend weitere Aufnahmen gewünscht werden. Dies 
kann für das anschließende Verfahren oft von Bedeutung sein 
und zeigt vor allem von der besonderen Umsicht des Sachver­
ständigen. 

ln einem Streitfalllässt sich zufolge der verstrichenen Zeit der für 
den Streitfall maßgebliche tatsächliche bautechnische Sachver­
halt nachträglich häufig nicht mehr ermitteln. Daher wird vor Ein­
leitung eines gerichtlichen Verfahrens eine Beweissicherung 
beantragt und vom Gericht ein Sachverständiger mit der Vor­
nahme der Beweissicherung beauftragt. Zum Lokalaugenschein 
des Sachverständigen sind unbedingt alle beteiligten Parteien 
bzw deren Vertreter zu laden. 
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Eine gerichtliche Beweissicherung kann neben den reinen 
Gebäudeaufnahmen auch Feststellung von Baugrund- und Was­
serverhältnissen zum Inhalt haben. Der Umfang einer solchen 
Beweissicherung richtet sich nach dem Gerichtsauftrag, der im 
Beweissicherungs-Beschluss dargelegt ist. 

Eine Beweissicherung ist in der Regel kein Gutachten, denn es 
sind keine Schlussfolgerungen aus der Befundaufnahme zu zie­
hen. Der Aufbau hat aber so wie bei einem Gutachten nachvoll­
ziehbar zu erfolgen. 

Mit der Vornahme einer Beweissicherung werden Sachverstän­
dige, die als allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte 
Sachverständige für ein bestimmtes Fachgebiet in der im Ge­
richtssprengel aufliegenden Liste eingetragen sind, vom Gericht 
mit Beschluss bestellt. ln Ausnahmefällen kann auch ein nicht in 
die vorzitierte Liste eingetragener Baufachmann bestellt werden, 
der für den Einzelfall vom Gericht vereidigt wird . 

Die gerichtliche Beweissicherung erfordert besondere Sorgfalt 
bei der Erstellung, da sie für einen späteren Streitfall unter 
Umständen ausschlaggebend sein und bei mangelhafter Durch­
führung auch zu Schadenersatzansprüchen an den beauftrag­
ten Sachverständigen führen kann. 

Aus den vorstehenden Ausführungen ist abzuleiten, dass gera­
de bei der Beweissicherung der fotografischen Dokumentation 
und dabei der Fotogrammetrie eine besondere Bedeutung 
zukommt. Daher ist in diesem Fall eine besonders hochwertige 
Fotoausrüstung' mit Datenrückwand (Einblendung von Daten 
ins Bild und den Filmsteg) und hochwertigen Objektiven unab­
dingbar. Ein wechselbares Suchersystem wird von Vorteil sein, 
da damit (Lichtschacht) Aufnahmen mit Einblick von oben, wie 
es auch bei der Endoskopie vorteilhaft ist, ermöglicht werden. 
Ebenso können Aufnahmen von Deckenfresken und generell 
Aufnahmen über Kopf liegender Bauteile leichter und verzer­
rungsfrei aufgenommen werden. 

Bei einer Kameraausrüstung mit nicht wechselbarem Sucher­
system kann man dafür anstelle des Lichtschacht- oder senk­
rechten Prismensuchers einen Winkelsucher verwenden. Vor­
aussetzung ist das Vorhandensein eines entsprechenden 
Gewindeanschlusse im Sucherokular. 

Für Detailaufnahmen von Einzelheiten kann ein Makroobjektiv, 
das speziell für den Nahbereich gerechnet ist, gute Dienste leis­
ten. Solche Spezialobjektive, die auch in der Reprografie einge­
setzt werden, sind mit Brennweiten von 60 mm, 105 und 200 mm 
auf dem Markt. 

Alle eventuell nachfolgenden Schritte sind von der Genauigkeit 
und Vollständigkeit sowie der Qualität der Beweissicherung 
abhängig. Daher muss auf eine vollständige und exakte Auf­
nahme besonderes Augenmerk gelegt werden. 

ln einer Beweissicherungsaufnahme müssen unter Umständen 
auch Hinweise für eventuelle weitere Untersuchungen aufge­
nommen werden. 
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Dr. Christoph Lehne 
Mitglied des UVS in Tirol 

Das Sachverständigenproblem im 
Berufungsverfahren vor den 
Unabhängigen Verwaltungssenaten (UVS) 
Mit dem Verwaltungsreformgesetz 2001 sind in wichtigen Mate· 
rien wie dem Abfallwirtschaftrecht. Gewerberecht. Forstrecht 
und Wasserrecht die UVS als Berufungsbehörden eingerichtet 
worden. Diese müssen in der Regel (abgesehen von dem eher 
unwahrscheinlichen Fall eines Widerspruches der Erstbehörde 
gegen die Sachentscheidung nach§ 67h Abs 2) AVG 1991' eine 
meritorische Entscheidung fällen. Anlässlich dieser Reform 
wurde allerdings ein bestehendes Strukturproblem übersehen. 
Schon bisher mussten die Fachabteilungen als Behörden II. Ins· 
tanz auf die gleichen Amtssachverständigen zurückgreifen wie 
die Erstbehörden. Dies führte zwangsläufig zu zeitlichen Verzö· 
gerungen. Auch die UVS sollen primär Amtssachverständige 
beauftragen. Nur in eingeschränktem Maße kann gemäß § 52 
Abs 2 und Abs 3 AVG 1991 ein nichtamtlicher Sachverständiger 
bestellt werden. 

§ 52 Abs 2 AVG 1991 sieht die Heranziehung nichtamtlicher 
Sachverständiger vor, wenn Amtssachverständige nicht zur Ver­
fügung stehen oder es mit Rücksicht auf die Besonderheit des 
Falles geboten ist. Nach der Judikatur stehen zB keine geeigne· 
ten Amtssachverständigen zur Verfügung, wenn dem UVS in 
einem Schreiben der medizinischen Fachabteilung mitgeteilt 
wird, dass für seine Berufungsverfahren keine medizinischen 
Amtssachverständigen zur Verfügung gestellt werden können.' 
Eine Besonderheit des Falles wird bejaht, wenn die Begutach­
tung durch den bisher betrauten Sachverständigen unvollstän­
dig und unschlüssig erscheint.' Unbedenklich ist die Beaultra­
gung eines nichtamtlichen Sachverständigen auch, wenn dieser 
mit seinem Wissen zwei Fachgebiete abdeckt und dieses fächer­
übergreifende Wissen bei komplizierten Fragestellungen uner· 
lässlich ist. 

Der Regelfall einer zusätzlichen gewerbetechnischen oder medi· 
zinischen Beurteilung wird aber meistens unter Heranziehung 
des§ 52 Abs 2 AVG 1991 nicht gelöst werden, denn es stehen 
an sich gewerbetechnische und medizinische Amtssachverstän­
dige zur Verfügung, allerdings nicht in der gewünschten Zeit. 

§52 Abs 3 AVG 1991 sieht bei Verneinen der Vorraussatzungen 
des vorherigen Absatzes vor, dass die Behörde dennoch nicht­
amtliche Sachverständige heranziehen kann, wenn davon eine 
wesentliche Beschleunigung des Verfahrens zu erwarten ist. Die 
Heranziehung ist jedoch nur zulässig, wenn sie von demjenigen, 
über dessen Ansuchen das Verfahren eingeleitet wurde, ange­
regt wird und die daraus entstehenden Kosten einen von dieser 
Partei bestimmten Betrag voraussichtlich nicht überschreiten. 
Damit ist diese Fallkonstellation nur auf antragsbedürftige Ver­
fahren anwendbar und außerdem von der Anregung bzw Zu­
stimmung des Antragstellers abhängig. 

Meines Erachtens ist diese Regelung angesichts der starken 
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Personaleinsparungen bei den Amtssachverständigen nicht 
mehr sachgemäß. Schon bei den bereits durchgeführten Be­
rufungsverfahren des UVS ist es des Ölteren zu Zeitverzögerun­
gen gekommen. Es muss wie im gerichtlichen Verfahren mög­
lich sein, nur mehr nichtamtliche Sachverständige zu beauftra­
gen. Es sollte also eine spezielle Regelung zu §52 AVG für das 
Verfahren vor den UVS verabschiedet werden, wonach die UVS 
jederzeit nichtamtliche Sachverständige bestellen können. An 
sich könnte die Regelung des § 76 AVG über die Kostenüber­
wälzung beibehalten werden, sie wäre nur für amtswegige Ver­
fahren anzupassen. Derjenige, der eine erneute Begutachtung 
beantragt, hätle deren Kosten zu ersetzen. Damit diese Rege­
lung nicht zu Benachteiligungen führt, müsste die Verfahrenshil­
fe auf AVG-Verfahren ausgedehnt werden. Dies würde auch das 
Image einer unabhängigen Berufungsbehörde verbessern und 
den Eindruck eines fairen Verfahrens verstärken, da es trotzder 
anderslautenden Judikatur des VwGH problematisch erscheint, 
wenn ein und derselbe Sachverständige im Verfahren I. und 
II. Instanz ein Gutachten abgibt (der Eindruck einer unabhän­
gigen Instanz wird zusätzlich durch die Tatsache beeinträchtigt, 
dass sowohl der Sachverständige als auch das erkennende Mit­
glied denselben Dienstgeber, nämlich das jeweilige Bundesland 
aufweisen). 

Bis zur Anpassung der Rechtslage im Sinne der obigen Ausfüh­
rungen, ist es im Sinne der allgemein geforderten Bürgerfreund­
lichkeit äußerst wichtig, anlässlich von Bewilligungsverfahren bei 
der Erstbehörde die Antragsteller (bzw die Bevölkerung im All· 
gemeinen) darüber aufzuklären, dass schon jetzt die Möglichkeit 
der Heranziehung nichtamtlicher Experten aus den Reihen der 
allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sach­
verständigen besteht und zu einer deutlichen Beschleunigung 
des Verfahrens führt. 

Anmerkungen: 

' Vortrag von Prof. Dr. Rasehauer anlässlich der Fachtagung 
"Verwaltungsreformgesetz 2001 -erste Bilanz" am 7. 5. 2004 im 
Wiener Rathaus 

'siehe Erkenntnis des VwGH vom 11. 7. 2001, Zl 97/03/0147 

' siehe Erkenntnis des VwGH vom 27. 9. 1983, Zl 82/11/0130 

Korrespondenz: 
Dr. Christoph Lehne 
Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenates in Tirol 
Telefon 0512/508/3718 
Fax 0512/508/3705 
E-Mail: c.Lehne@tirol.gv.at 
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Dr. Jürgen Schiller 

.Noch einmal: 

Liegenschaftsbewertung im 
Abgabenverfahren" 
(eine Stellungnahme zum gleichnamigen Artikel von 
Mag. jur. Manfred Windberger in SV 2004/4, 195 f) 

Mit Interesse habe ich die Ausführungen des Autors des genannten 
Beitrags gelesen. Nachdem ich von ihm mehrfach zitiert wurde, 
erlaube ich mir dazu einige Bemerkungen, ohne dass ich mich auf 
den engeren Bereich der Wertfeststellung im Abgabenverfahren 
selbst einlassen will und kann. 

Breiten Raum gibt Windbarger den immer wiederkehrenden Fest­
stellungen, dass eine Anwendung der Bestimmungen des LBG im 
Verwaltungsverfahren ohne sukzessive gerichtliche Kompetenz vom 
Gesetzgeber nicht angeordnet wurde. Dem kann bedingungslos 
zugestimmt werden und bedarf auch nicht der Untermauerung durch 
Judikaturzitate. Wie könnte auch ein Höchstgericht gegen eine klare 
Gesetzeslage judizieren. 

Es ist auch nicht zu bestreiten, dass das Abgabenrecht in manchen 
Bereichen die Feststellung anderer Werte als des Verkehrswertes 
verlangt. Auch deshalb wäre eine gesetzliche Anordnung, auf jeden 
Fall die Bestimmungen des LBG im abgabenrechtlichen Verfahren 
anzuwenden, gar nicht möglich, es sei denn, das LBG hätte auf die 
Besonderheiten dieses Verfahrens auch materiell entsprechend 
Rücksicht genommen und sich nicht nur darauf beschränkt aus­
schließlich die Ermittlung des Verkehrswertes ohne Rücksicht auf 
den Bewertungsanlass zu verlangen. 

Allerdings geht Windbarger in seiner Kritik leider nicht auf jenen 
Bereich ein, der das eigentliche Anliegen der von ihm kommentier­
ten Veranstaltung war: Es sollte dort diskutiert werden, ob das L8G 
und im Zusammenhang die 0-Norm B 1802 taugliche Instrumente 
auch zur Ermittlung von Werten von Liegenschaften darstellen, wel­
che abgabenrechtlichen Entscheidungen zugrunde zu legen sind. 
Dazu kam die Veranstaltung zum Ergebnis, dass es im Abgabenver­
fahren in einer Vielzahl der Fälle darauf ankommt, den gemeinen Wert 
von Wirtschaftsgütern {dh auch von Liegenschaften) zu ermitteln 
(siehe dazu die detaillierte Darstellung Schlagers zu den Punkten 3 
und 4 der Veröffentlichung" Liegenschaftsbewertung im SteueNerfah­
ren", SV 2003, S 778 ff). Es wurde auch der Nachweis erbracht, dass 
dieser Begritt des "gemeinen Wertes" entsprechend seiner Definition 
im § 10 Abs 2 BewG sich inhaltlich nicht von der Definition des Ver­
kehrswertes im § 2 Abs 2 L8G unterscheidet. Die Schlussfolgerung, 
dass daher zur Ermittlyng des gemeinen Wertes im Abgabenverfah­
ren das L8G und die D·Norm 8 7802 herangezogen werden können, 
ist meines Erachtens logisch zwingend. Die dort niedergeschriebe­
nen Bewertungsregeln geben einen Großteil der in unserem Rechts­
bereich anerkannten bewertungswissenschaftlichen Erkenntnisse 
wieder und enthalten darüber hinaus alle Anweisungen an Sachver­
ständige zur Erstattung von schlüssigen und nachvollziehbaren Gut­
achten. 

Ich vermisse demgegenüber in den umfangreichen kritischen Dar­
stellungen Windbargers einen Hinweis, nach welchen anderen mate­
riellen Grundlagen Gutachten zur Ermittlung des gemeinen Wertes 
von Liegenschaften im abgabenrechtlichen Verfahren zu erstatten 
sind. Ich bezweifle gar nicht, dass auch die Abgabenbehörden über 
qualifizierte Mitarbeiter zur eigenen sachverständigen Beurteilung 
von Liegenschaftsbewertungen im Abgabenverfahren verfügen, 
doch sagt dieser Umstand noch nichts darüber aus, nach welchen 
wissenschaftlich anerkannten Regeln diese qualifizierten Mitarbeiter 
vorgehen. Wenn also ein Abgabenpflichtiger zum Nachweis des 
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gemeinen Wertes einer Liegenschaft eif] Gutachten vorlegen sollte, 
das nach den Regeln des LBG und der 0-Norm B 1802 erstattet wor­
den sein sollte, dann lfl{ird es im Rahmen der Beweiswürdigung 
durch die Behörde auf Ubereinstimmung mit diesen Vorschriften zu 
prüfen sein. Fällt diese Prüfung positiv aus, wird man einem solchen 
Gutachten wohl kaum die entsprechende Beweiskraft absprechen 
können. Dass ein derartiges Gutachten eine erhöhte Beweiskraft 
hätte, wurde meiner Erinnerung nach nie diskutiert, geschweige 
denn gar behauptet. 

Ich stelle schließlich außer Streit, dass ein Sachverständiger bei 
Erstattung von Bewertungsgutachten zu Zwecken des Ab­
gabenverfahrens auch über spezielle, dieses Verfahren betreffende 
Kenntnisse verfügen muss. Es werden ja auch von jedem gerichtlich 
zertifizierten Sachverständigen Kenntnisse über seine Tätigkeit bei 
Gericht verlangt. Und ich stelle außer Streit, dass es besondere 
abgabenrechtliche Bestimmungen gibt, die die Ermittlung eines 
anderen als des Verkehrswertes, (gemeinen Wertes) wie zB des Teil­
wertes, vorschreiben. Wie umfangreich allerdings die von Windber­
ger geforderten Rechtskenntnisse eines Sachverständigen sein müs­
sen, steht auf einem anderen Blatt und müsste gesondert erörtert 
werden. Nur soviel sei gesagt: Man wird von keinem Sachverständi­
gen ein "abgabenrechtliches" Gutachten verlangen können, wie dies 
Windbarger vielleicht vorschwebt. Die Lösung der Rechtsfragen wird 
wohl der Behörde vorbehalten bleiben. Die erforderlichen Aufklärun­
gen im Bereich des Sachverhaltes wird die Behörde selbst vom 
Sachverständigen verlangen müssen. Dieser wird sich einer aner­
kannten Methode zur Bewältigung seiner Aufgabe bedienen müssen. 
Und so sind wir wiederum .. (zumindest im oben beschriebenen 
Umfang) beim L8G und der O·Norm 8 1802 gelandet. 

Korrespondenz: 
Dr. Jürgen Schiller 
Präsident des Landesgerichtes für ZRS Graz 
8510 Stainz, Marhofberg 16 
Tel. 0676 5031199 
E-Mail: juergen.schiller@utanet.at 

Regierungsrat Günter Kaindlstorfer 

Liegenschaftsbewertung im 
Abgabenverfahren 
Dieser Leserbrief will nicht allenfalls bestehende Gräben noch 
weiter aufreißen, sondern eine wenn möglich sachliche, für 
alle Seiten fruchtbringende, Diskussion in Gang bringen. Und 
eine solche wird dann in Gang kommen, wenn - wie hier- zu 
einem Thema unterschiedliche Meinungen bestehen und 
diese auch öffentlich vertreten werden. Es bleibt zu hoffen, 
dass der Leserbrief auch so verstanden wird. 

An dieser Stelle möchte sich der Verfasser bei all jenen, nicht 
nur aus dem Kreis der Sachverständigen stammenden Kolle­
ginnen und Kollegen bedanken, die ihn nicht nur in seiner hier 
geäußerten Meinung, sondern auch in seinem Willen zur Ver­
öffentlichung dieses Briefes bestärkt haben. 

ln der Ausgabe 2004/4 der Zenschrift "Der Sachverständige" hat 
Mag. jur. Manfred Windbarger zu den in der Ausgabe 2003/4 
gemachten Ausführungen des Hon. Prof. Mag. Dr. Josef Schlager 
Stellung genommen. 

ln den Punkten 2. und 3. dieser .ßtellungnahme versucht er, die 
Eignung des LBG 1992 und der ONORM B 1802 als Instrumente 
zur Ermittlung von für das Abgabenrecht maßgeblichen Liegen· 
schaftswerten nicht nur anzuzweifeln, sondern sie strikt zu vernei­
nen. 

ln weiterer Folge (in den Punkten 4. bis 6.) seines Beitrags behan-

DER SACHVERSTÄNDIGE 31 



~··, 

Korrespondenz 

delt er mit der Wertermittlung nicht unmittelbar zusammenhän­
gende Gesichtspunkte. 

Zu 2. und 3. 
Die Eignung verneint Windbarger eigentlich "nur" unter Hinweis 
auf die Bestimmungen des § 1 Abs 2 LBG und das geltende Recht 
und auf die höchstgerichtliche Judikatur. 

Wie er aber selbst einschränkend ausführt, sollte man in den 
Überlegungen strikt auseinanderhalten: 

1. die Anwendung verschiedener - auch im LBG genannter -
Methoden zur Ermittlung der steuerlichen Werte unter Berücksich­
tigung der abgabenrechtlichen Besonderheiten einerseits und 
2. die generelle Anwendung des LBG im Abgabenverfahren oder 
zur Ermittlung einzelner steuerlicher Werte andererseits. 

Die am sogenannten .• Brandlhofseminar" von Schlager als Ergeb­
nis dargestellte Meinung, dass keine wirklich stichhaltigen 
Gründe gefunden werden konnten, warum es (das LBG) nicht 
bei der Sachverhaltsermittlung im Steuerrecht anwendbar 
wäre, vielmehr sei die Anwendung dieses Rahmengesetzes 
geboten, sollte ausschließlich aut die Anwendbarkeit verschie­
dener Regeln des LBG (und der ONORM B 1802) und nicht auf 
die generelle Anwendbarkeit dieses Gesetzes hinweisen. Was in 
dieser Formulierung zugegebenermaßen vielleicht zu wenig deut­
lich zum Ausdruck kam. 

Kaum eine der von einem im Abgabenverfahren erstellten Gut­
achten betroffenen Personen (Abgabenpflichtiger/steuerlicher 
Vertreter und Sachverständiger) war je der Meinung, dass mit dem 
im Gutachten enthaltenen Hinweis auf die erfolgte Anwendung der 
Vorschriften (im Gegensatz: Methoden. Regeln) des LBG, eine 
Anerkennung dieses Gutachtens durch die Abgabenbehörden 
garantiert sei. 

Der Verfasser dieses Briefes ist folgender Meinung: 
Die Frage hat nicht zu lauten, 9b im Abgabenverfahren unter 
Hinweis auf das LBG und die ONORM B 1802 und Befolgung 
der darin enthaltenen Vorschriften erstattete Gutachten Gül­
tigkeit haben und daher maßgeblich sein können oder nicht. 
sondern ob die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe und 
Regeln/Methoden für Bewertungsgutachten im Abgabenver­
fahren zutreffend und verwend- und anwendbar sind, das 
heißt, o~. unter Anwendung von Regeln/Methoden des LBG 
und der ONORM B 1802 Werte ermittelbar sind. die den Wert­
begriffen des Abgabenrechts entsprechen und derartige Gut­
achten als Beweismittel anerkannt werden können. 

Das Abgabenrecht kennt grundsätzlich zwei, und zwar im BewG 
1955 idgF normierte, Werte: 

§ 12. Begriff des Teilwertes. 
(1) Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb dienen, sind in der Regel 

mit dem Teilwert anzusetzen. Teilwert ist der Betrag, den ein Erwer­
ber des ganzen Betriebes im Rahmen des Gesamtkautpreises für 
das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde. Dabei ist davon aus­
zugehen, dass derErwerberden Betrieb fortführt. 

Auf diesen Wert wird hier nicht näher eingegangen. Nicht etwa 
deshalb, weil der beim 13. Fortbildungsseminar für Sachverstän­
dige ( .. Brandlhofseminar") anwesende Vertreter des Bundesminis­
teriums für Finanzen mit launigen, sicherlich nicht ganz ernst 
gemeinten Worten den Teilwert als den Wert bezeichnete, von 
dem niemand wisse, was es für ein Wert und wie hoch er sei, son­
dern weil in der Praxis seitens der Abgabenbehörde in der Höhe 
des Wertes kaum ein Unterschied zwischen Teilwert - für dessen 
Ermittlung ja auch eine Unternehmensbewertung erforderlich 
wäre- und gemeinem Wert gemacht wird. 

§ 10. Bewertungsgrundsatz, gemeiner Wert. 
(1) Bei Bewertungen ist, soweit nichts anderes vorgeschrieben 

ist, der gemeine Wert zugrunde zu legen. 
(2) Der gemeine Wert wird durch den Preis bestimmt, der im 
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gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des 
Wirtschansgutes bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. 
Dabei sind alle Umstände, die den Preis beeinflussen, zu 
berücksichtigen. Ungewöhnliche oder persönliche Verhän­
nisse sind nicht zu berücksichtigen. 

(3) Als persönliche Verhältnisse sind auch Verfügungsbeschrän­
kungen anzusehen, die in der Person des Steuerpflichtigen oder 
eines Rechtsvorgängers begründet sind. Das gilt insbesondere für 
Verfügungsbeschränkungen, die auf letztwilligen Anordnungen 
beruhen. 

Demgegenüber das LBG: 
§ 2. Bewertungsgrundsatz 

(1) Sofern durch Gesetz oder Rechtsgeschäft nichts anderes 
bestimmt wird, ist der Verkehrswert der Sache zu ermitteln. 

(2) Verkehrswert ist der Preis, der bei einer Veräußerung der 
Sache üblicherweise im redlichen Geschäftsverkehr für sie 
erzielt werden kann. 

(3) Die besondere Vorliebe und andere ideelle Wertzumes­
sungen einzelner Personen haben bei der Ermittlung des Ver­
kehrswertes außer Betracht zu bleiben. 

Unter § 1 0 BewG dürften wohl auch die im Falle eines unentgelt­
lichen Liegenschaftserwerbes zu ermittelnden "fiktiven Anschaf­
fungskosten" einzuordnen sein. Darunter kann doch nur jener 
Preis (Wert) zu verstehen sein, den der Erwerber bei einem ent­
geltlichen Erwerb (einschließlich der Nebenkosten) für die Liegen­
schaft hätte bezahlen müssen, also der gemeine Wert(§ 10 BewG) 
bzw der Verkehrswert (§ 2 LBG). 

Dazu das Erkenntnis des VwGH 91/14/0050 vom 11. 06. 1991 
(Hervorhebungen durch den Vertasser): 
Rechtssatz: 
Der Herstellungsaufwand für die Gründetzeitausstattung eines 
Miethauses muß dessen fiktive Anschaffungskosten iSd § 16 Abs 1 
Z 8/it b EStG 1972 nicht erhöhen. Entscheidend ist der zum jewei­
ligen Stichtag für das Gebäude erzielbare Marktpreis (Verkehrs­
wert). 

Der Verfasser kann aus sachverständiger Sicht auch mit bestem 
Willen in den Definitionen der Werte "gemeiner Wert" und "Ver­
kehrswert" keine solchen Unterschiede entdecken, die unter­
schiedliche Werte begründen würden. Beide Werte beruhen auf 
der Fiktion eines Verkaufes, beide gehen davon aus, dass es sich 
um Preise handeln müsse, die im gewöhnlichen bzw redlichen 
Verkehr erzielbar seien (also auch bezahlt würden) und dass 
ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse bzw die besondere 
Vorliebe und andere ideelle Wertzumessungen nicht zu berück· 
sichtigen seien bzw außer Betracht zu bleiben hätten. 

Warum sollten die Regeln des LBG nicht allgemein anwendbar 
sein, wenn in dieses alle Methoden der zeitgemäßen Liegen­
schaflsbewertung Eingang gefunden haben? Auf die ange­
führte Fachliteratur wird verwiesen. 

Hinsichtlich der Bewertung von Rechten und Lasten ist natürlich 
auf die diesbezüglichen (einschränkenden) Bestimmungen des 
Abgabenrechts Bedacht zu nehmen (§ 10 Abs 3 BewG). ln diesem 
Fall ist beispielsweise ein auf Grund einer letztwilligen Verfügung 
einverleibtes Belastungs- und Veräußerungsverbot den nicht zu 
berücksichtigenden persönlichen Verhältnissen zuzuordnen. Eine 
durch den unwissenden Sachverständigen (s Anmerkungen zu 
den Punkten 5 und 6) trotzdem vorgenommene Bewertung kann 
auch keine Katastrophe sein, die Abgabenbehörde wird diesem 
Teil des Gutachtens die Anerkennung versagen (müssen). 

Eraänzend: 
An dieser Stelle sei auf das von Windbarger nicht zitierte Erkennt­
nis des VwGH 2002/15/0206 vom 30. 1 0. 2003 hingewiesen (Her­
vorhebungen durch den Verfasser): 

Rechtssatz: 
Die belangte Behörde hat, indem sie sich auf Ross/Brach-
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mann!Holzner Ermittlung des Bauwertes von Gebäuden und 
des Verkehrswertes von Grundstücken, 270, stützte, eine aner­
kannte Methode der Gebäudebewertung herangezogen, wobei 
gegen die von der belangten Behörde herangezogene Baupreis­
indexsteigerung keine Bedenken bestehen. Gegen einen, nach 
der genannten Methode berechneten, Altersabschlag für ein 
50 Jahre altes Gebäude mit einer gesamten Lebensdauer von 
ca 100 Jahren bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Ein 
Altersabschlag dieser Größe ist allerdings vom Neubauwert des 
Gebäudes in Abzug zu bringen, soll er doch die im Laufe der 
ersten 50 Jahre eingetretene Abnutzung zum Ausdruck bringen. 

Zu diesem Erkenntnis sagt Rummel, dessen Meinung unbestreit­
bar doch einiges Gewicht aufzuweisen hat, wörtlich: "Ich halte 
diese Entscheidung vor allem deshalb für erwähnenswert, weil 
sie aufs Deutlichste bestätigt, dass die Bewertung für steuerli­
che Zwecke keinen anderen Regeln folgt, als die im Justizbe­
reich, sofern nicht das Steuerrecht ausdrücklich Sondetvor­
schriflen enthält" (Der Sachverständige, 2004/3, 129). Eine sol­
che Sondervorschrift wäre beispielsweise die Bestimmung des 
§ 10 Abs 3 BewG. 

Nicht unerwähnt soll auch die anlässlich des 22. Oberösterreich­
Tages der Vereinigung der Österreichischen Wirtschafttreuhänder 
an der Universität Linz am 23. September 2004 geäußerte Mei­
nung des Mitgliedes des VwGH Univ. Doz. Hofrat Dr. Nikolaus Zorn 
bleiben, dass es ausschließlich darauf anzukommen habe. ob 
die Schätzung und Bewertung nach dem Stand der Wissen­
schaft erfolge ("Der Wirtschaftstreuhänder", Heft 5 I 2004, 44). 

Daher sind nach der auch von anderer Seite bestätigten Meinung 
des Autors folgende Grundsätze und R.~geln des LBG - von der 
Sachdienlichkeil der Anwendung der ONORM B 1802 ganz zu 
schweigen - für die Liegenschaftsbewertung im Abgabenverfah­
ren zielführend anwendbar: 
§ 2 Bewertungsgrundsatz (Abs 2 und 3) 

§ 3 Allgemeine Regeln für die Bewertung 
(Abs 1 und 2 uneingeschränkt, Abs 3 und 4 eingeschränkt) 

§ 4 Vergleichswertverfahren (Fachliteratur, auch dieser genau 
entsprechend der Erlass des Bundesministeriums für Finan­
zen vom 20. 11. 1972, Zl 261.977-1 0/72 
"Bodenwertrichtlinien", veröffentlicht im AÖFV 295/1972) 

§ 5 Ertragswertverfahren (Fachliteratur) 
§ 6 Sachwertverfahren (Fachliteratur) 
§ 7 Wahl des Wertermittlungsverfahrens (Marktbeobachtung, 

Fachliteratur) 
§ 9 Allgemeine Erfordernisse des Gutachtens (gäng·,ge Praxis) 

§ 10 Besondere Erfordernisse des Gutachtens (gängige Praxis). 

Es ist durchaus legitim, bestimmte Begriffsbestimmungen eines 
Gesetzes, die als allgemein gültig zu bezeichnen sind, anderwei­
tig einzusetzen. Der Autor verwendet zB in seinen nach den Vor­
schriften der Exekutionsordnung - EO idgF und somit des LBG 
erstellten Gutachten für die Begründung einer Bewertung nach 
§ 143 Abs 3 EO und Erläuterung des Begriffes "wirtschaftliche Ein­
heit" folgende Bestimmung des Abgabenrechts (§ 2 Abs 1 BewG): 
Auszug 
Was als wirtschaftliche Einheit zu gelten hat, ist nach den Anschau­
ungen des Ve.rkehres zu entscheiden. Die örtliche Gewohnheit, die 
tatsächliche Ubung, die Zweckbestimmung und die wittschaftliche 
Zusammengehörigkeit der einzelnen Wittschaftsgüter sind zu 
berücksichtigen. 

Bisher wurde in diesem Punkt noch keines dieser Gutachten mit 
dem Hinweis auf § 1 BewG ("Geltungsbereich des Gesetzes") 
bemängelt oder nicht anerkannt. 

Windbarger kritisiert auch eine Argumentation Schlagers unter 
Hinweise auf das Erkenntnis vom 17. 10. 2001, Zl 2000/13/0157 
damit, dass selbst der aufmerksame Leser keinerlei Erwähnung 
des LBG in diesem Erkenntnis fände. Der aufmerksame Leser fin-
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det jedoch sehr wohl einen -wenn auch indirekten, aber sehr ein­
deutigen - Hinweis auf das LBG und die ÖNORM B 1802 in der 
Form, dass die belangte Behörde dem Schätzungsergebnis (hier 
"fiktive Anschaffungskosten") des vom Finanzamt beauftragten 
Sachverständigen P., der den Wert der Liegenschaft im kombi­
nierten Sachwert- und Ertragswertverfahren (somit nach §§ 5, 6 
und 7 LBG) ermittelt habe, zu Recht gefolgt sei. Dies ist auch 
deshalb erwähnenswert, weil dem Abgabenrecht (BewG) eine 
derartige Wertermittlung fremd ist. 

Zur auch von Windbarger angesprochenen ÖNORM B 1802 ist zu 
bemerken: 
ÖNORMEN sind qualifizierte Empfehlungen, sie stellen den 
jeweils aktuellen Stand von Technik und Wirtschaft dar (wovon 
sich der Leser durch einen Vergleich mit der einschlägigen Fach­
literatur unschwer selbst überzeugen kann), ihre Anwendungen 
sind grundsätzlich freiwillig, aber sinnvoll. 

Die ÖNORM B 1802 - auf welche wegen der unterschiedlichen 
Entstehungszeitpunkte ein Hinweis im LBG fehlen muss - enthält 
die grundsätzlichen Regeln der Wertermittlung von bebauten und 
unbebauten Grundstücken unter dem Gesichtspunkt der Nach~ 
vollziehbarkeil von Befund und Folgerung. Sie ist anwendbar bei 
der Ermittlung der Grundlagen des Verkehrswertes von bebauten 
und unbebauten Liegenschaften und Liegenschaftsteilen, ein­
schließlich der Bestandtei,E!. wie Gebäude und Außenanlagen, 
sowie von Superädifikaten (Uberbauten) und Baurechten. 

ln besonderen Fällen kann der Gesetzgeber Normen oder Teile 
von Normen durch Gesetz oder Verordnung auch für "verbindlich" 
erklären. Dann wäre die Einhaltung dieser Normen nicht mehr frei~ 
willig, sondern zwingend. Eine derartige Er.~lärung ist seitens des 
Gesetzgebers nicht erfolgt, daher hat die ONORM B 1802 - und 
dies nicht nur für die Abgabenbehörde- empfehlenden Charakter. 

Der Leserbriefautor ist der Meinung, dass u[iter Anwendung 
von Regeln/Methoden des LBG und der ONORM B 1802 
erstellte und natürlich sonst auch "richtige" Gutachten Ergeb­
nisse bringen, die den Wertbegriffen des Abgabenrechts ent­
sprechen und somit als Beweismittel anerkannt werden kön­
nen. 

Wenn nun von einem "Gebot'' zur Anwendung der ÖNORM 
B 1802 gesprochen wird, ist diesem Wort keineswegs eine ver­
pflichtende,.sondern eine empfehlende Bedeutung beizumes­
sen. 

zu 4. bis 6. 
Punkt 4 zum "höheren Selbstbewusstsein der Abgabenbehörden 
als der Gerichte" 
a) " ... Diese Einschätzung ist zutreffend und resultiert aus der Tat~ 
sache, dass die Abgabenbehörden über das qualifizierte Personal 
-auch in Form ständig (gemeint wohl "allgemein") beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger - zur eigenen sachver~ 
ständigen Beurteilung von Liegenschaftsbewertungen im Abga~ 
benverfahren verfügt". 
Den Umkehrschluss wage ich nicht zu ziehen. 

Punkt 4 Stelhmq des Sachverständigen" 
b) "Damit agiett der Sachverständige~ ähnlich einem steuerlichen 
Vettreter - aber nicht als neutraler Dritter zwischen Partei und 
Abgabenbehörde, sondern als verlängerter Arm der Partei und 
wird auch von den Abgabenbehörden so verstanden und behan­
delt." 

Die Abgabenbehörden gehen also offensichtlich davon aus, dass 
ein von einem Sachverständigen im Abgabenverfahren erstelltes 
Gutachten gar nicht objektiv sein will oder kann, sie verstehen und 
behandeln ihn (den Sachverständigen) als Partei und somit sein 
Gutachten nicht als objektiv (Gefälligkeitsgutachten?). 

Der Verfasser dieses Leserbriefs und sicherlich jeder Sachver­
ständige muss hier schon eine sehr gewagte Unterstellung erbli­
cken, nicht nur im Hinblick auf den geleisteten Sachverständigen­
eid. 
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Aus den Standesregeln 
1. Allgemeine Verhaltensgrundsätze 
1.2 Der Sachverständige hat die mit seinem Eid(§ 5 Abs 1 SOG) 
übernommenen Verpflichtungen bei jeder Sachverständigentätig­
keit, in wessen Auftrag sie auch immer erfolgt, sorgfältig und 
gewissenhaft einzuhalten. Er hat daher sowohl im Verfahren vor 
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden, aber auch als Pri­
vatgutachter die Gegenstände eines Augenscheins sorgfältig zu 
untersuchen, die gemachten Wahrnehmungen aus Augenschein 
und Aktenlage treu und vollständig anzugeben und den Befund 
und das Gutachten nach bestem Wissen und Gewissen und nach 
den Regeln der Wissenschaft, der Kunst, der Technik, des Gewer­
bes oder seines Fachgebiets abzugeben. 

3. Besondere Bestimmungen für Privatgutachten 
3.1/m Punkt 1.2 ist die Verpflichtung des Sachverständigen fest­
gehalten. die im Sachverständigeneid übernommenen Ver­
pflichtungen auch bei der Erstattung von Privatgutachten ein­
zuhalten. Bei allen Privatgutachten hat der Sachverständige sei­
nen Auftraggeber anzuführen oder zumindest einen ausdrück­
lichen Hinweis in sein Gutachten aufzunehmen, dass er den Auf­
trag für dieses Gutachten von privater Seite erhalten hat. 

Auszugsweise: 
3.2 Gelangt der Sachverständige auf Grund seiner gesetzlichen 
Berufsverpflichtung zur Wahrung der Interessen seines Auftragge­
bers in eine Interessenkollision mit seiner Funktion als unabhängi­
ger, unparteilicher und zur Objektivität verpflichteter Gutachter, so 
hat er den Auftrag zur Erstattung eines Privatgutachtens unter Hin­
weis auf diesen Interessenkonflikt abzulehnen. Wird er aber im wei­
teren in dieser Sache im Rahmen der Befugnisse seines Hauptbe­
rufes für seinen Auftraggeber tätig, so hat er bei dieser Arbeit jeden 
Hinweis auf seine Eigenschaft als allgemein beeideter und gericht­
lich zertifizierter Sachverständiger zu unterlassen. 

Es müssen in diesem Zusammenhang nun auch die Fragen 
erlaubt sein, wessen Arm die im Personal der Abgabenbehörden 
zur Verfügung stehenden Sachverständigen verlängern bzw ob 
ein in einem (lebenslangen) Dienstverhältnis zu seinem Auftrag­
geber stehender und somit weisungsgebundener Bediensteter als 
Sachverständiger überhaupt in der Lage ist, ein objektives Gut­
achten zu erstellen? 

Unbestritten ist die Verpflichtung der Abgabenbehörden - und so 
soll und muss es auch bleiben - als Beweismittel vorgelegte 
Bewertungsgutachten kritisch zu würdigen. Somit kann auch kein 
Sachverständiger für sich in Anspruch nehmen, dass schon sein 
Rundsiegel und seine Unterschrift Garanten für die Anerkennung 
seines Gutachtens durch die Abgabenbehörden sein müssen. 

Man kann aber nun aber eine Würdigung nach zwei völlig konträ­
ren Gesichtspunkten - immer unter Wahrung der schätzungsim­
manenten Toleranzgrenzen- vornehmen: entweder man versucht 
zunächst einmal, die Ansätze der Gutachten im Rahmen liegend 
anzusehen und damit bejahend zu folgen, oder man geht an diese 
Würdigung mit dem Vorsatz heran, grundsätzlich Alles und Jedes 
in Zweifel zu ziehen und zu ändern. Wenn aber die Würdigung 
durch das qualifizierte Personal der Abgabenbehörden auf die 
zweite Art geschieht - was ja auf Grund dieser eingangs darge­
stellten grundsätzlichen Einstellung gegenüber dem Verfasser 
eines als Beweismittel vorgelegten Gutachten geschehen muss -
ist es nicht verwunderlich, wenn die Objektivität dieser Würdigung 
von den Abgabenpflichtigen und deren Vertretern vielfach in Zwei­
fel gezogen wird. 

Punkt 4 Stellung des Sachverständigen" 
c) "Gerade im Bereich der steuerlichen Liegenschaftsbewertung 
wird - insbesondere aufgrund der hohen steuerlichen Relevanz -
seitens der Abgabenbehörden seit einigen Jahren massiv aufge­
rüstet." 

Der der Wortwahl "massive Aufrüstung" anhaftende Unterton ist 
sicherlich nur rein zufälliger Natur, trotzdem interessieren sicher­
lich nicht nur den Schreiber- wie er meint berechtigterweise- die 
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Art der Aufrüstung und die Bewertungsrichtlinien, die im Zuge die­
ser Aufrüstung nun dem Personal der Abgabenbehörden in die 
Hand gegeben wurden oder laufend werden. Es diente nicht nur 
der Herstellung der offensichtlich auch vom unabhängigen 
Finanzsenat gewünschten Waffen- und Chancengleichheit, son­
dern entspräche auch dem Grundsatz der Fairness, wenn die 
Abgabenbehörden die zweifellos vorhandenen Schulungsunterla­
gen dem Hauptverband der allgemein beeideten und gerichtlich 
zertifizierten Sachverständigen Osterreichs- und dies ich wage es 
kaum zu schreiben - mit der Möglichkeit zur Stellungnahme zur 
Kenntnis brächten. Eine Vorgangsweise übrigens, die bei ver­
gleichbaren Gelegenheiten für das Bundesministerium für Justiz 
geradezu selbstverständlich ist. 

Punkt 4 Eraebnis der Prüfung durch die Abqabenbehörde" 
d) "Im Ergebnis der Prüfung durch die Abgabenbehörde ist, so wie 
beim Jahresabschluss, eine Abänderung des Gutachtens in 
jedem Bereich oder Ansatz möglich." 

Möglich schon, aber auch bedingungslos gerechtfertigt? Es darf 
ein ganz gewaltiger Unterschied nicht übersehen werden: Der 
steuerliche Jahresabschluss dient der Ermittlung eines aus­
schließlich steuerlichen Zwecken dienenden .. Wertes", das 
Gutachten der Ermittlung eines allgemein gültigen Marktwertes, 
der in weiterer Folge der Abgabenbemessung zu Grunde gelegt 
wird (dass beispielsweise der "gemeine Wert" nach § 10 BewG 
und der "Teilwert" nach § 13 BewG auch durchaus allgemein gül­
tige Marktwerte darstellen, wird wohl niemand bezweifeln). 

Die steuerliche Gewinnermittlung, die Steuerbilanz, ist ihrem 
Wesen nach ein gesetzlich normierter Berechnungsvorgang, des­
sen Endergebnis der steuerliche Gewinn ist. Im krassen Gegen­
satz dazu steht der gemeine WertNerkehrswert. Dies ist ein Wert, 
der eigentlich bereits ab der "Geburt" einer Liegenschaft - wenn 
auch in sich wandelnder Höhe - feststeht, sich aber erst dann 
zeigt, wenn diese Liegenschaft durch Anbot und Veräuße­
rung/Erwerb am Immobilienmarkt teilnimmt bzw teilgenommen 
hat. Erst in diesem Augenblick findet der den Wert/Preis am stärk­
sten bestimmende Faktor, das Verhältnis von Angebot zur Nach­
frage, seinen tatsächlichen und messbaren Niederschlag. Somit 
können alle vorher durchgeführten Wertermittlungen nur Schät­
zungen sein, die unter Anwendung oft zahlreicher, allgemein aner­
kannter Hilfsberechnungen häufig erfolgreich, manchmal - ein 
Sachverständiger ist kein Prophet - weniger erfolgreich, versu­
chen, einen gültigen Wert zu ermitteln. 

Folgerung: 

Das Wichtigste an einem Gytachten ist die Angemessenheit. 
das heißt die Marktkonformität. des ermittelten Wertes. Detail­
ansätze wie Herstellungswert technisch-wirtschaftliche Wertmin­
derung, technische Restlebensdauer, Angemessenheil der ge­
schätzten Miete, Zinssatz, wirtschaftliche Restnutzungsdauer uäm 
treten als Detailansatz in ihrer Bedeutung etwas in den Hinter­
grund. Klarstellend ist festzuhalten, dass sie natürlich für sich 
betrachtet und auch im Verhältnis zueinander den Erfahrungen 
und Regeln einer zeitgemäßen Liegenschaftsbewertung entspre­
chen müssen. Und auch hier zeigt sich die Problematik der Aus­
sage, dass eine Abänderung des Gutachtens in jedem Bereich 
oder Ansatz möglich sei. Das führt nämlich in der Praxis häufig 
dazu, dass unter dem Motto "darf s hier ein bisschen weniger und 
dort ein bisschen mehr sein" Änderungen einzelner Detailansätze 
vorgenommen werden, die in Folge für sich alleine betrachtet 
zwar durchaus noch im üblichen Rahmen angesiedelt bleiben. 
aber in Summe zu einem Ergebnis führen. welches mit einem 
gemeinen WertNerkehrswert nur mehr wenig oder keine Ahn­
lichkeit hat. 

Der Wert einer Liegenschaft lässt sich naturgemäß - wie bereits 
ausgeführt- niemals exakt berechnen, sondern eben nur "schät­
zen". Dieser Tatsache trägt auch die laufende Rechtsprechung 
aller Gerichte Rechnung, nach welcher bei Liegenschaftsschät­
zungen durch zwei oder mehrere Sachverständige Abweichungen 
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der geschätzten Verkehrswerte von ± 10% (und oft auch noch 
mehr) schätzungsimmanent seien, also dem Wesen einer "Schät­
zung" geradezu entsprächen. Es kann aber nicht so sein, dass die 
Abgabenbehörde beispielsweise drei im angemessenen Rahmen 
angesiedelte Detailansätze ändert (zB den Liegenschaftszinssatz 
um einen halben Prozentpunkt senkt, die wirtschaftliche Restnut­
zungsdauer um fünf Jahre verlängert und einen Abschlag zur 
Anpassung des Ertragswertes an den Verkehrswert streicht, alles 
im Rahmen liegend, aber nicht begründbar, denn auch diese Fak­
toren enthalten zu schätzende Elemente) und dadurch einen um 
rund 10 bis 15% höheren gemeinen WertNerkehrswert ermittelt 
und diesen der Abgabenbemessung zu Grunde legt. Dies wo­
möglich noch unter Hinweis auf diese Rechtsprechung. 

Aus dieser Rechtsprechung ist vielmehr der Schluss zu zie· 
hen, dass der im vorgelegten Gutachten ermittelte Wert als 
angemessen anzusehen ist und daher nicht die geringste Ver­
anlassung bestehen kann, diesen Wert- im gegenständlichen 
Fall nach oben -zu ändern. Man stelle sich nur vor, der Wert der 
Liegenschaft sei absolut gesehen hoch und demnach auch die 
Werterhöhung und es würde dieser Wert im Zusammenhang mit 
einer Entnahme aus dem Betriebsvermögen der Abgabenbemes­
sung zu Grunde gelegt. Nach Ansicht des Autors würde das 
eine nicht gerechtfertigte Abgabenerhöhung mit sich bringen. 

Punkte 5 und 6 
,.Der Sachverständige im Abgabenverfahren musst!l über die all­
gemeinen Anforderungen hinaus, welche an einen Sachverständi­
gen gestellt werden, auch über fundierte Kenntnisse des Handels­
und Abgabenrechtes, der dazu einschlägigen Fachliteratur, der for­
mal- und materiellrechtlichen Bestimmungen des Steuerrechtes 
(Gewinnermittlungsvorschriften, Bewertungsvorschritten, Verfah­
rensvorschriften etc) verfügen"(!!!). 

Fazit: Derartige Kenntnisse sind somit nicht etwa wünschenswert 
oder vorteilhaft, sondern ganz offensichtlich -für den Briefverfas­
ser völlig überzogen und daher unverständlich unabdingbare 
Voraussetzung. Windbarger spricht somit jedem Sachverständi­
gen, der beispielsweise nicht über Kenntnisse der Gewinnermitt­
lungsvorschriften und des Handelsrechts und der Verfahrensvor­
schriften verfügt, die Fähigkeit zur Erstellung eines im Abgaben­
verfahren maßgeblichen Gutachtens ab, selbst wenn der Schät­
zungsauftrag von ihm ausdrücklich die Ermittlung des gemeinen 
Wertes nach § 1 0 BewG verlangt. 

Damit reduziert er aber die Zahl der zur Erstellung von Bewer­
tungsgutachten im Abgabenverfahren geeigneten Sachverständi­
gen österreichweit wahrscheinlich auf eine Zahl, die an den Fin­
gern einer Hand abzuzählen sein wird. Diese Zahl von Sachver­
ständigen dürfte aber kaum in der Lage sein, die bestehende 
Nachfrage zu befriedigen. Wer aber soll nun in Hinkunft derartige 
Gutachten verfassen? Gleich die Abgabenbehörden selbst? 

Zum Abschluss seiner Ausführungen wünscht sich der Unter­
zeichnete, dass in diesem Zusammenhang doch dem § 115 Abs 3 
der Bundesabgabenordnung - BAO das ihm gebührende Augen­
merk geschenkt wird: 

Die Abgabenbehörden haben Angaben der Abgabepflichtigen und 
amtsbekannte Umstände auch zugunsten der Abgabeoflichtigen 
zu Q(Üfen und zu würdigen. 

Suum cuique! 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des Oberlandesgerichtes Wien 

Gebührenbestimmung in Sozialrechtssachen nach 
§ 37 Abs 2 GebAG und § 42 Abs 1 Z 2 ASGG - neurologische 
und psychiatrische Fachuntersuchungen 
(§ 43 Abs 1 Z 1 lit b, und e GebAG) 
1. Auch in Sozialrechtssachen hat der Sachverständige nur 

einen öffentlich-rechtlichen Gebührenanspruch gegen 
den Bund (repräsentiert durch das Gericht), der aus­
schließlich in dem besonderen Verfahren nach dem 
GebAG gellend zu machen ist. 

2. Im zivilgerichtliehen Verfahren steht dem Sachverständi­
gen, der auf Zahlung der Gebühr aus Amtsgeldern verzich­
tet, eine höhere als die vorgesehene Gebühr dann zu, wenn 
die Parteien einvernehmlich der Gebührenbestimmung in 
dieser Höhe zustimmen oder sie in der Äußerungsfrist des 
§ 39 Abs 1 GebAG keine Einwendungen erheben. 

3. ln Sozialrechtssachen steht auch dann eine höhere 
Gebühr zu, wenn der Versicherungsträger der Bestim­
mung in dieser Höhe zustimmt (§ 42 Abs 1 Z 2 ASGG). 

4. Die Vereinbarung zwischen dem Hauptverband der Öster­
reichischen Sozialversicherungsträger, dem Hauptver­
band der Gerichtssachverständigen Österreichs und be­
troffenen Versicherungsträgern über eine Pauschalierung 
der Sachverständigengebühr ln Sozialrechtssachen vom 
22. 4. 2004, in Wirksamkeit getreten am 1. 5. 2004, ist 
weder vom Gericht unmittelbar anzuwenden noch bindet 
sie das Gericht in sonstiger Weise. 

5. Diese Vereinbarung gelangt nur mittelbar zur Anwendung, 
wenn ein Sachverständiger seine Gebühr nach dieser Ver­
einbarung pauschaliert und der Versicherungsträger 
zustimmt. 

6. Das Gericht hat nicht zu prüfen, ob sich der Sachverstän­
dige und/oder der Versicherungsträger an die Vereinba­
rung gehallen hat. 

7. Können die Bestimmungen des § 37 Abs 2 GebAG oder 
§ 42 Abs 1 Z 2 ASGG nicht angewendet werden, ist die 
Gebühr nach den Ansätzen des GebAG zu bestimmen. 
Dabei ist eine Aufgliederung der einzelnen Gebührenbe­
standteile unumgänglich. Bei einer nicht ausreichend auf­
gegliederten Gebühr Ist der Sachverständige unter Frist­
setzunQ dazu aufzufordern. Auch nach AufschlüsselunQ 
bleibt der Gebührenanspruch mit der Höhe der ursprüng­
lich gellend gemachten Gebühr begrenzt. 

8. Durch die Verwendung des Wortes "oder" in den lil b, d 
und e des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG hat der Gesetzgeber zu 
erkennen gegeben, dass er jede dieser neurologischen 
oder psychiatrischen Fachuntersuchungen jeweils mit 
den in den angeführten Bestimmungen genannten Sätzen 
honoriert wissen will. 

9. Bei einem neurologischen und psychiatrischen Gutachten 
stehen nur einmal anfallende Gebührenteile wie für Akten-
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studium, Zeitversäumnis, Fahrtkosten, Schreibgebühr, 
Teilnahme an einer Verhandlung !rotz doppelter Mühewal­
tungsgebühr nur einmal zu. 

OLG Wien vom 18. Februar 2005, 8 Rs 9/05 k 

Aufgrund des Gerichtsauftrages vom 21. 6. 2004 erstattete der 
Sachverständige Prof. Dr. N. N. ein neurologisch-psychiatrisches 
Sachverständigengutachten, wobei ein neurologischer Status 
und psychopathalogischer Status erhoben wurden. Der Sach­
verständige stellte für das neurologische und psychiatrische 
Gutachten jeweils einen Betrag von € 177,-, somit € 354,- unter 
Hinweis auf eine Vereinbarung vom 1. 5. 2004 als Honorar in 
Rechnung. 

Die Beklagte sprach sich gegen die doppelte Verrechnung der 
Pauschalgebühr aus, zumal hiebei Aufwendungen für Zeitver­
säumnis, Anamneseerhebung, Schreibgebühr, Porto doppelt 
abgegolten würden. 

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen Dr. N. N. für das neurologi­
sche und das psychiatrische Gutachten jeweils mit € 177,-, 
somit insgesamt mit € 354,-. Es stützte sich hiebei auf eine Ver­
einbarung zwischen dem Hauptverband der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger, dem Hauptverband der gerichtlich 
zertifizierten Sachverständigen Österreichs und betroffenen Ver­
sicherung-strägern über eine Pauschalierung der Sachverständi­
gengebühr in Sozialgerichtsverfahren vom 22. 4. 2004, in Wirk­
samkeit getreten am 1. 5. 2004. Nach dieser Vereinbarung sei für 
die Erstattung eines Gutachtens inklusive Teilnahme an der Ver­
handlung ein Pauschalbetrag von € 177,- vorgesehen. Der 
Sachverständige Dr. N. N. habe daher für das neurologisch-psy­
chiatrische Gutachten Anspruch auf die doppelte Pauschalge­
bühr. Die Vertreterio der beklagten Partei sei jedenfalls nicht zu 
einer Aufkündigung dieser Vereinbarung befugt. 

Gegen diesen Beschluss richtet sich der Rekurs der beklagten 
Partei mit dem Antrag, die Gebühr des Sachverständigen mit 
€ 177,- zu bestimmen, in eventu die Kostenentscheidung zur 
Verfahrensergänzung aufzuheben. 

Der Rekurs ist im Sinne des subsidiär gestellten Aufhebungs­
antrages berechtigt. 

Auszugehen ist davon, dass der Sachverständige für seine 
Tätigkeit im gerichtlichen Verfahren einen öffentlich-rechtlichen 
Gebührenanspruch gegen den Bund (repräsentiert durch das 
Gericht) hat. Zwischen den Parteien und dem vom Gericht 
bestellten Sachverständigen werden keine unmittelbaren 
Rechtsbeziehungen privatrechtlicher Natur hergestellt. Zur Gel­
tendmachung des Gebührenanspruches des Sachverständigen 
ist das besondere Verfahren nach dem GebAG ausschließlich 
vorgesehen (Krammer/Schmidt, MGA, GebAG', Anm 1 zu § 38). 
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Der Sachverständige hat den Anspruch auf seine Gebühr binnen 
14 Tagen nach Abschluss seiner Tätigkeit bei sonstigem Verlust 
schriftlich oder mündlich, unter Aufgliederung der einzelnen 
Gebührenbestandteile, bei dem Gericht, vor dem die Beweisauf­
nahme stattgefunden hat oder stattfinden sollte, geltend zu 
machen (§ 38 Abs 1 GebAG). Die Gebühren des Sachverständi­
gen sind grundsätzlich nach den Bestimmungen des GebAG zu 
bestimmen (aaO, E 39 zu § 38 GebAG). Verzichtet der Sachver­
ständige auf die Zahlung der Gebühr aus Amtsgeldern, so steht 
ihm im zivilgerichtliehen Verfahren eine höhere als die vorgese­
hene Gebühr dann zu, wenn die Parteien einvernehmlich der 
Bestimmung der Gebühr in dieser Höhe zustimmen oder wenn 
die Parteien innerhalb der gemäß § 39 Abs 1 letzter Satz GebAG 
festgesetzten Frist gegen die vom Sachverständigen verzeich­
neten Gebühren keine Einwendungen erhoben (§ 37 Abs 2 
GebAG). Einem Sachverständigen steht auch dann eine höhere 
als die im GebAG vorgesehene Gebühr zu, wenn in Sozial-

;! rechtssachen nach § 65 Abs 1 Z 3 ASGG die Parteien, in sons­
tigen Sozialrechtssachen der Versicherungsträger der Bestim­
mung in dieser Höhe zugestimmt haben (§ 42 Abs 1 Z 2 ASGG). 

Aus der Rechtsnatur des Gebührenanspruches des Sachver­
ständigen im Zusammenhang mit den zitierten Regeln, nach 
denen dem Sachverständigen eine höhere als im GebAG vorge­
sehene Gebühr zustehe, folgt, dass die vom Sachverständigen 
und der beklagten Partei angesprochene Pauschalvereinbarung 
vom Gericht weder unmittelbar anzuwenden ist noch das 
Gericht in sonstiger Weise bindet. Diese Vereinbarung gelangt 
daher nur mittelbar zur Anwendung, wenn ein Sachverständiger 
seine Gebühr auf der Grundlage dieser Vereinbarung pauscha­
liert und der Versicherungsträger zustimmt (vgl aaO, Anm 8 und 
9 zu § 37 GebAG; auch OLG Wien 8 Rs 35/96 = AIS-Justiz 
RW0000102; 8 Rs 216/99i, auch 9 Rs 208/99w). Unterbleibt 
jedoch die Zustimmung des Versicherungsträgers, ist vom 
Gericht nicht zu prüfen, ob sich der Sachverständige und/oder 
der Versicherungsträger an die Vereinbarung gehalten hat. Kön­
nen keine höheren Gebühren des Sachverständigen gemäß den 
§§ 37 Abs 2 GebAG, 42 Abs 1 Z 2 ASGG bestimmt werden, so 
unterliegt die Geltendmachung der Gebühr dem § 38 GebAG 
bzw die Bestimmung der Gebühr nach den Ansätzen des 
GebAG. ln einem derartigen Fall ist jedoch eine Aufgliederung 
der einzelnen Gebührenbestandteile unumgänglich. Diese Auf­
gliederung hat nicht das Gericht von Amts wegen, sondern der 
die Gebühr geltend machende Sachverständige vorzunehmen 
(§ 38 Abs 1 GebAG). Verzeichnet der Sachverständige eine nicht 
oder nicht ausreichend aufgegliederte Gebühr, ist er vom 
Gericht unter Fristsatzung aufzufordern, die Aufgliederung vor­
zunehmen (SV-Sig 36.775 ua). 

Erklärte sich die Vertreterin der beklagten Partei mit der vom 
Sachverständigen begehrten doppelten Pauschalverrechnung 
nicht einverstanden, so kann jedenfalls von einer Aufkündigung 
der Pauschalvereinbarung keine Rede sein. Es kann auch der 
beklagten Partei beigepflichtet werden, dass bei der Erstattung 
eines neurologisch und psychiatrischen Gutachtens bestimmte, 
nur einmal anfallende und nur einmal zustehende Gebührenteile 
wie für Aktenstudium, Zeitversäumnis, Fahrtkosten, Schreibge­
bühr, Teilnahme an einer Verhandlung bei einer doppelten Pau­
schalierung neuerlich ungebührlicherweise berücksichtigt wur­
den. 

Da die beklagte Partei der vom Sachverständigen begehrten 
Pauschalierung nicht zugestimmt hat, wird das unterbliebene 
Verbesserungsverfahren nachzuholen sein und der Sachver­
ständige wird seine Gebühr aufzugliedern haben. Hiebei ist dar­
auf hinzuweisen, dass der Gesetzgeber durch die Verwendung 
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des Wortes "oder" in den Ii! b, d, e des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG 
zwischen den Attributen "neurologisch" und "psychiatrisch" der 
darin erwähnten Untersuchungen und in den Nachsätzen der lit 
d und e zu erkennen gegeben hat, dass er jede dieser neurolo­
gischen oder psychiatrischen Fachuntersuchungen jeweils mit 
den in den angeführten Bestimmungen genannten Sätzen hono­
riert wissen will (MGA, GebAG', E 62 zu§ 43). 

Aus den angeführten Gründen war die angefochtene Entschei­
dung aufzuheben und die Rechtssache an das Erstgericht 
zurückzuverweisen. Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass 
auch nach Aufschlüsselung gemäß den Bestimmungen des 
GebAG der Gebührenanspruch mit der Höhe der ursprünglich 
geltend gemachten Gebühr limitiert bleibt. 

Eigene Mühewaltungsgebühr 
für die Betundung von 
Kernspintomographiefolien 
(§ 34 GebAG) 
1. Für die Röntgenbetundung von 6 Kernspintomographiefo­

lien ist eine Mühewaltungsgebühr von € 100,- angemes­
sen. Diese Leistung wird von der Gebühr für Mühewaltung 
für das unfallchirurgische Gutachten nicht mitumfasst. 

2. Die Kosten für das Reinschreiben von Befund und Gut­
achten einschließlich der Beilagen hiezu sind ausschließ­
lich nach § 31 Z 3 GebAG zu ersetzen. Kosten für die Bei­
ziehung von Hilfskräften nach § 30 GebAG dürfen für die 
Reinschrift nicht verrechnet werden. 

OLG Wien vom t 2. November 2004, 14 R 208/04 I 

Mit dem angefochtenen Beschluss wurden die Gebühren des 
Sachverständigen Dr. N. N. für sein unfallchirurgisches Gutach­
ten antragsgemäß mit € 1.386,61 bestimmt. 

Gegen den Zuspruch von € 308,05 richtet sich der rechtzeitige 
Rekurs der klagenden Partei wegen unrichtiger rechtlicher Be­
urteilung mit dem Antrag, den angefochtenen Beschluss dahin 
abzuändern, dass die Kosten bloß mit € 1.078,56 bestimmt wer­
den. Der Sachverständige und die beklagten Parteien beteiligten 
sich nicht am Rekursverfahren. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Wie schon in seinen Einwendungen gegen die Gebührennote 
wendet sich der Kläger auch im Rekurs dagegen, dass die 
Betundung der Kernspintomographiefolien neben der Betun­
dung der Röntgenbilder gesondert honoriert wurde. Er beruft 
sich auf Entscheidungen, wonach das Studium eingeholter oder 
zur Verfügung gestellter Röntgenaufnahmen von der Mühewal­
tung umfasst sei. Weiters wendet er sich gegen eine gesonder­
te Honorierung der Kosten einer Hilfskraft von € 16,71 neben 
den Schreibgebühren. 
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Die Kosten für das Reinschreiben von Befund und Gutachten 
einschließlich der Beilagen hiezu und für die Beistellung der 
Schreibmittel sind ausschließlich nach § 31 Z 3 GebAG zu hono­
rieren. Nur diese Beträge, nicht auch Kosten für die Beiziehung 
von Hilfskräften im Sinne des § 30 GebAG - wie hier zusätzlich 
verzeichnet - können für die Reinschritt verrechnet werden. Die 
zusätzlich verzeichneten € 16,71 waren daher nicht zu ge­
währen. 

Für die Begutachtung der Kernspintomographien will der Kläger 
kein zusätzliches Honorar zahlen, weil diese Leistung von der 
Gebühr für die Mühewaltung mitumfasst sei, und beruft sich auf 
die zu E 33 in Krammer/Schmidt' - GebAG ausgewiesenen Ent­
scheidungen. Dabei übersieht er, dass diese Entscheidungen 
nur zu einer Bestimmung der SV-Gebühren nach § 43 Abs 1 Z 1 
lit d -die hier nicht vorliegt- ergangen sind. Zu E 30 sind ins­
besondere Entscheidungen ausgewiesen, die für die Begutach­
tung nicht selbst hergestellter Röntgenaufnahmen einen 
Abstrich von der Gebühr nach§ 43 Abs 1 Z 12 GebAG vorsehen, 
der auf die Kernspintomographie entsprechend angewendet 
werden kann. Da sich der Kläger in seinem Rekurs weder gegen 
die Honorierung der Betundung der Röntgenaufnahmen noch 
gegen die Bestimmung der Mühewaltungsgebühren mit insge­
samt € 600,- wendet, war daher nur eine angemessene Reduk­
tion des mit € 240,- verzeichneten Postens für die Röntgen­
befundung der Kernspintomographiefolien vorzunehmen. Das 
Rekursgericht meint, dass diese mit € 1 00,- durchaus ange­
messen honoriert werden. 

Dies ergibt einen Gebührenzuspruch von € 997,97, aufgrund 
der Umsatzsteuer und der gesetzlich vorgesehenen (§ 39 Abs 2 
GebAG) Aufrundung daher insgesamt € 1.197,60. Insoweit war 
der Gebührenanspruch zu reduzieren. 

Der Vorbehalt des weiteren Vorgehens durch das Erstgericht 
beruht auf § 527 Abs 1 ZPO. 

Rekurskosten sind im Gebührenbestimmungsverfahren gemäß 
§ 41 Abs 3 GebAG nicht zu ersetzen. 

ln Angelegenheiten der Gebühren der Sachverständigen ist 
gemäß § 528 Abs 2 Z 5 ZPO ein Revisionsrekurs jedenfalls 
unzulässig. 

Mühewaltungsgebühr eines 
Sachverständigen für Gesund­
heits- und Krankenpflege 
(§ 34 GebAG) 
1. Für die Mühewaltungsgebühr eines Sachverständigen für 

Gesundheits- und Krankenpflege kann die einem Arzt zu­
stehende Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d 
GebAG als Basis für den Stundensatz nicht herangezogen 
werden. Die Mühewaltungsgebühr der Sachverständigen 
für Gesundheits- und Krankenpflege ist nach § 34 GebAG 
zu bestimmen. 

2. Für Sachverständige im Gesundheits- und Krankenpfle­
gebereich gibt es keine Gebührenordnung, Richtlinie 
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oder Empfehlung. Dem Sachverständigen ist daher Gele­
genheit zu geben, die von ihm behaupteten Honorare für 
außergerichtliche Gutachtertätigkeit (Privatgutachtertätig­
keit) nachzuweisen. Der Hinweis auf Einkünfte in anderen 
gerichtlichen Verfahren ist verfehlt, denn dabei handelt es 
sich nicht um außergerichtliche Einkünfte. 

3. Wird dieser Nachweis über außergerichtliche Privatgut­
achtertätigkeit nicht geführt, so hat das Gericht die außer­
gerichtlichen Einkünfte des Sachverständigen nach dem 
Jahresarbeitseinkommen brutto, dividiert durch 1800 (225 
Arbeitstage zu 8 Stunden) zu ermitteln. 

4. Der Sachverständige hat alle Umstände, die für die 
Gebührenbestimmung bedeutsam sind, zu bescheinigen 
(§ 38 Abs 2 GebAG). Als Bescheinigungsmittel kommt 
auch die Vernehmung des Sachverständigen in Frage. Ob 
der Sachverständige vernommen wird, liegt im pflicht­
gemäßen Ermessen des Gerichts, sie wird grundsätzlich 
zweckdienlich sein. 

5. Bei den Sachverständigengebühren handelt es sich um 
einen öffentlich-rechtlichen Anspruch. Die Gebühren wer­
den bestimmt. Die Abweisung eines "Mehrbegehrens" ist 
grundsätzlich nicht vorgesehen. 

LG Salzburg vom 12. Mai 2004, 21 R 112/04 y 

Mit Beschluss vom 21. 2. 2003 bestellte das Erstgericht die all­
gemein beeidete und gerichtl'ich zertifizierte Sachverständige für 
Gesundheits- und Krankenpflege N. N. zur Sachverständigen im 
Unterbringungsverfahren S. Es trug der Sachverständigen auf, 
binnen zwei Monaten ein Gutachten (fünffach) zur Frage zu 
erstellen, inwieweit anlässlich des Aufenthaltes von S. in der 
Christian-Doppler-Kiinik auf den Stationen SO und S1 ab 14. 1. 
2002 bis einschließlich 11. 2. 2002 alternative Betreuungsmög­
lichkeiten aus krankenpflegerischer bzw altenfachbetreuerischer 
Sicht möglich waren, insbesondere ob Fixierungen von S. im 
Bett mittels Steckkissen oder mittels Bauchgurt erforderlich 
waren, um eine akute Gefährdung von der Patientin abzuwen­
den. Auch möge geklärt werden, ob betreffend obigen Zeitrau­
mes eine Pflege auf der geriatrischen Abteilung der Christian­
Doppler-Kiinik möglich gewesen wäre, ob eine Betreuung in der 
psychiatrischen Sonderpflege im Krankenhaus St. Veit möglich 
gewesen wäre. Dazu möge mitgeteilt werden, wie sich der 
Betreuungsschlüssel Patientinnen-Pflegepersonal auf den Sta­
tionen SO und S1 darstellt (dies im Vergleich zum Betreuungs­
schlüssel in der psychiatrischen Sonderpflege im Krankenhaus 
St. Veit von 19 Patienten zu 11,75 Personen an Pflegepersonal). 
Die Sachverständige legte ihr 43 Seiten umfassendes Gutachten 
am 2. 6. 2003 dem Erstgericht vor. 

ln ihrer Gebührennote vom 9. 6. 2003 begehrte sie den 
Zuspruch von insgesamt € 8.304,60, dabei für Mühewaltung bei 
Betunderhebungen (15 Std. a 66% von € 122,76 = € 81 ,-) 
€ 1.215,30, für die Gutachtenserstellung (51 Std. a 80% von 
€ 122,76 = € 98,20) € 5.008,60 . 

Das Erstgericht st~llte dem Revisor die Gebührennote der Sach­
verständigen zur Außerung zu. Der Revisor wendete mit Schrei­
ben vom 2. 9. 2003 im Wesentlichen ein, dass eine Warnpflicht­
verletzung vorliege, da die Sachverständige den Gebührenan­
spruch von € 5.700,- inklusive Mehrwertsteuer in Aussicht 
gestellt habe. Zudem müsse die Sachverständige ihr außerge-
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richtliches Einkommen nachweisen, die von ihr geltend 
gemachten Reisekosten, insbesondere die 373 km und auch 
die 137 km, aufschlüsseln, weiters die von ihr geltend gemach­
te Zeitversäumnis von fünf Stunden ä € 24,1 0 aufschlüsseln. 
Auch die Zeitversäumnis für Kopierfahrten wolle auf das nötige 
Ausmaß reduziert werden. Zudem moniert der Revisor die gel­
tend gemachten Kopierkosten in Höhe von € 71 ,50 als unüber­
prüfbar, zu mal die Anzahl der Kopien nicht angeführt worden sei. 
Die Kopierkosten für das Gutachten laut TP 15 Z 6 GGG könnten 
nur mit € 0,35 zugesprochen werden. 

Das Erstgericht sah entgegen der Bestimmung des § 39 Abs 1 
zweiter Satz GebAG davon ab, die Sachverständige aufzufor­
dern, sich über Umstände, die für die Gebührenbestimmung 
bedeutsam sind, zu äußern und unter Satzung einer bestimmten 
Frist noch fehlende Bestätigung über deren Kosten vorzulegen. 
Das Erstgericht trug der Sachverständigen lediglich auf, sich 
innerhalb von vierzehn Tagen zur Äußerung des Revisors schrift­
lich zu äußern. 

Die Sachverständige gab daraufhin eine Stellungnahme ab. 
Zusammengefasst erklärte die Sachverständige darin, dass der 
zuständige Richter telefonisch einer "Ausweitung" des Gutach­
tensauftrages zugestimmt habe. Zudem sei sie seit September 
1999 Vertragslehrerin, wobei sich ihr Einkommen nach dem 
Bundeslehrerschema berechne, auch habe sie für ihre Gutach­
tertätigkeit im Jahr 2003 vom Landesgericht Ried im lnnkreis 
und vom Landesgericht Salzburg, aber auch nach Anfrage von 
privater Seite und für ihre Tätigkeit für die niederösterreichische 
Patientenanwaltschalt den Satz von € 122,76 bzw 80% davon 
erhalten. 

Wörtlich führte sie aus: "Für die Gutachtenserstellung im gegen­
ständlichen Fall mit dieser umfangreichen Beaultragung der 
Untersuchung der Pflege auf fünf Stationen in drei verschiede­
nen Häusern hatte ich - neben einem überaus großen Zeitauf­
wand und unter Hintanstellung meiner sonstigen beruflichen 
Zwänge - sehr hohe Ausgaben für Fachbücher, Recherchen, 
Archivsuche, Befragungen, Fahrten etc. Dass ein so umfangrei­
cher Auftrag mit entsprechenden Kosten für das Gericht einher­
geht, liegt in der Logik der Sache. Wie Ihnen ebenfalls bekannt 
ist, wurde das Gutachten mit verdeckten Zitaten in den Medien 
angeführt (PV, Salzburger Nachrichten)." 

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren der Sachverständigen N. N. wie folgt: 
1. § 36 Aktenstudium € 18,90 
2. Mühewaltung Befunderhebungen, 

10 Std. x 66% von € 99,30 
3. Mühewaltung Gutachtenserstellung 

34 Std. x 80% ä € 99,30 
4. Reisekosten für Befragungen 

am 11. 3., 14. 4., 2. 4., 21. 5. 2003 
5. Reisekosten am 13. 3., 15. 3., 20. 3., 

30. 5. 2003, Kopierfahrten, insgesamt 
137 km ä € 0,36 

6. Zeitversäumnis, Befragungen nach § 32 
am 11. 3., 14. 4., 2. 4., 21. 5. 2003, 
5 Std. ä € 24,1 0, Kopierfahrten, 
Aktenrückstellung 

7. § 31 Reinschrift des Originales 
29 Seiten ä € 1,70 
Kopierkosten 
Telefonkostenpauschale 
Fotokopien des Gutachtens, 
145 Seiten ä € 0,35 
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€ 655,30 

€ 2.700,96 

€ 

€ 

€ 

€ 
€ 
€ 

€ 

134,28 

49,32 

192,00 

49,30 
47,66 
50,00 

50,75 

Entscheidungen + Erkenntnisse 

zuzüglich 20% USt. 

Gesamtsumme gerundet 

€ 3.948,47 
€ 789,69 

€ 4.738,20 

Darüber hinaus wies das Erstgericht ausdrücklich ein Mehrbe­
gehren von € 3.566,40 ab. 

Es wies den Rechnungsführer des Gerichtes an, nach Rechts­
kraft des Beschlusses aus Amtsgeldern den Betrag von 
€ 4. 738,20 an die Sachverständige zu überweisen. 

Hinsichtlich des Mühewaltungsanspruches vertrat das Erstge­
richt die Auffassung, dass keine vergleichbare Honorarrichtlinie 
vorliege und die Sachverständige ihr tatsächliches, auf Stunden 
umgelegtes monatliches Einkommen auch nicht dargelegt 
habe. Daher sah sich das Erstgericht veranlasst, zur Berech­
nung der Mühewaltungsgebühr die Ärzten zustehende Entloh­
nung nach§ 43 Abs 1 Z 1 lit d GebAG hilfsweise heranzuziehen. 
Den dort fixierten Satz von € 99,30 reduzierte das Erstgericht 
entsprechend dem Gebührenantrag im Hinblick auf die Befund­
erhebung auf 66% und im Hinblick auf die Gutachtenserstellung 
auf 80%, wodurch sich ein Stundenlohn von einerseits 
€ 65,52 netto, und andererseits von € 79,44 netto errechne. 
Diese Berechnungsweise hielt das Erstgericht jedenfalls für 
gerechtfertigt, weil eine vergleichbare Honorarrichtlinie fehle und 
ohnehin der einem Arzt zugebilligte Höchstsatz in Ansatz 
genommen worden sei. Die von der Sachverständigen verzeich­
neten Stunden (offenbar für Mühewaltung) reduzierte das Erst­
gericht jeweils um zwei Drittel des begehrten Umfanges, diesel­
be Reduktion nahm es im Hinblick auf die Reinschrift des Origi­
nales sowie im Hinblick auf die Anzahl der verzeichneten Foto­
kopien vor. Das Gutachten gehe in Umfang und Inhalt weit über 
die in Unterbringungsangelegenheiten erforderlichen Gutachten 
hinaus, insbesondere auch über den konkret erteilten gerichtli­
chen Auftrag. Die Sachverständige beschäftige sich aber in 
ihrem schriftlichen Gutachten über knapp acht Seiten mit ver­
schiedenen Berufsbildern in der Krankenpflege an sich, um 
sodann äußerst detailliert die verschiedenen Krankenhäuser und 
Pflegeheime bzw die entsprechenden einzelnen Stationen, 
angefangen über die Aufnahme, über die Struktur, bis hin zum 
Pflegeprozess einer Bewertung zu unterziehen. Genau in die­
sem Punkt erachtete das Erstgericht das Gutachten für zu 
umfangreich und über den gestellten gerichtlichen Auftrag 
gehend. Der Sachverständigen habe klar sein müssen und 
allenfalls hätte diese konkret nachfragen müssen, dass 
grundsätzlich im Unterbringungsverfahren auch bei einer Gut­
achtenserstellung in aller Kürze zu möglichen Alternativen Stel­
lung zu nehmen sei, da gerade der medizinische Sachverstän­
dige dafür allenfalls von der tatsächlichen Beauftragung bis zur 
daran anschließenden Verhandlung vielleicht gerade einmal 
eine Woche Zeit habe. Wenn die Sachverständige eine Untersu­
chung diverser Stationen nach einer Vielzahl von Gesichtspunk­
ten durchführt, so war dies jedenfalls vom Gutachtensauftrag 
nicht gedeckt. Unter diesem Gesichtspunkt sei es großzügig, 
der Sachverständigen nur ein Drittel der diesbezüglich geleiste­
ten Arbeiten im Unterbringungsverfahren nicht zuzusprechen. 
Unrichtig sei, dass der Richter über den tatsächlichen Umfang 
der beabsichtigten Arbeit konkret informiert worden sei, da 
selbstverständlich der Richter als in Unterbringungsverfahren 
seit mehr als zehn Jahren erfahren, ein derartig umfangreiches 
Unterbringungsgutachten niemals in Auftrag gegeben hätte, 
zumal das Gutachten selbst ja nur zu einem gewissen Teil Fra­
gen des Unterbringungsverfahrens betrifft. Da die Sachverstän­
dige im Unterbringungsverfahren nicht regelmäßig eingesetzt 
sei, sei diese ohnehin großzügig honoriert worden. Bedenke 
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man nämlich, dass der vom Gericht beigezogene Sachverstän­
dige Facharzt als Gutachter, der nicht nur die Fragen der alter­
nativen Betreuungsmöglichkeit iSd § 3 UbG zu behandeln habe, 
sondern darüber hinaus noch Stellung zur psychischen Erkran­
kung und zur Gefährdung zu treffen habe, einen Kostenan­
spruch habe, der regelmäßig kaum einmal über € 400,- pro Gut­
achten reiche_ Hinsichtlich der Höhe der Fotokopierkosten 
schloss sich das Erstgericht der Äußerung des Revisors an, dass 
die Kopie nach TP 15 Z 6 GGG nur mit € 0,35 zu honorieren sei. 

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Rekurs der Sachver­
ständigen und der Rekurs der vom. Revisor beim Landesgericht 
Salzburg vertretenen Republik Osterreich. Die rekurrierende 
Sachverständige beantragt ihre Gebühren in der verzeichneten 
Gesamthöhe von € 8.304,60 zu honorieren. Sie bekämpft die 
Position Mühewaltung im Hinblick auf die Anzahl der Stunden 
und der Höhe des Stundensatzes sowie die in Spruchpunkt 7_ 
erfolgte Reduzierung der Gutachtensseiten von 43 auf 29 Seiten, 
der vom Erstgericht reduzierten Kopierkosten und die Foto­
kopierkosten des Gutachtens im Hinblick auf die von 215 auf 
145 reduzierte Seitenanzahl, aber auch im Hinblick auf die Höhe 
der Kosten je Kopie (Zuspruch € 0,35, begehrt il € 0,50). 

Der Revisor bekämpft die angefochtene Entscheidung in den 
Spruchpunkten 2. bis einschließlich 6. mit dem Antrag, die Ent­
scheidung im bekämpften Umfang als nichtig aufzuheben. 

Die Sachverständige erhob im Hinblick auf dieses Rechtsmittel 
eine Rekursbeantwortung. Der Revisor wiederum sah im Hin­
blick auf einen eigenen Rekurs davon ab, auf das Rechtsmittel 
der Sachverständigen zu erwidern. 

Beide Rekurse sind berechtigt und ziehen die spruchgemäße 
Aufhebung der wechselseitig angefochtenen Spruchpunkte 
nach sich. 

Zutreffend weisen beide Rechtsmittelwerber darauf hin, dass 
das Erstgericht zu Unrecht die einem Arzt nach § 43 Abs 1 Z 1 
lit d GebAG zustehende Mühewaltungsgebühr als Basis für den 
Stundensatz herangezogen hat. Grundsätzlich ist von § 34 
Abs 1 und Abs 2 GebAG auszugehen ... 

Die Ermittlung der außergerichtlichen Einkünfte, des Sachver­
ständigen ist laut Rechtsprechung in folgender Reihenfolge vor­
zunehmen: 

a) Nach den Sätzen einer gesetzlich zulässigen Gebührenord­
nung, Richtlinie oder Empfehlung für gleichartige außerge­
richtliche Tätigkeiten; 

b) nach den Honoraren einer außergerichtlichen Gutachtertätig­
keit (Privatgutachtertätigkeit), wobei es nicht darauf an­
kommt, ob diese überwiegend oder nur fallweise ausgeübt 
wird; 

c) nach einem für eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit bezoge­
nen selbstständigen oder unselbstständigen Erwerbseinkom­
men; 

d) in hypothetischer Annäherung an Honorare anderer Sachver­
ständiger für vergleichbare Leistungen, an verwandte 
Gebührenordnungen usw; 

e) letztlich nach dem Jahresarbeitseinkommen, dividiert durch 
1800 (225 Arbeitstage zu 8 Stunden). Dabei ist vom Brutto­
einkommen auszugehen, weil die Sachverständigenge­
bühren als Einkünfte der Einkommensteuer unterliegen 
(Krammer, SV 1984/3, 15 [171]; ders, SV 1995/3,9 [10])_ 
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Im vorliegenden Fall gibt es weder eine Gebührenordnung, noch 
Richtlinien oder Empfehlungen für allgemein beeidete und 
gerichtlich zertifizierte Sachverständige im Gesundheits- und 
Krankenpflegebereich. Das einem Arzt zustehende Honorar laut 
GebAG kann hier nicht herangezogen werden, weil die Tätigkeit 
keine ähnliche bzw gleiche darstellt. Im vorliegenden Fall kann 
die Sachverständige - wie sie offenbar vermeint - ihren 
Anspruch für Gutachtertätigkeit auch nicht damit unter Beweis 
stellen, dass sie auf Einkünfte in anderen gerichtlichen Verfahren 
verweist. Dabei handelt es sich nämlich nicht um außergerichtli­
che Einkünfte. 

Nach § 38 Abs 2 GebAG hat die Sachverständige die Umstände, 
die für die Gebührenbestimmung bedeutsam sind, zu beschei­
nigen_ Im fortgesetzten Verfahren wird das Erstgericht der Sach­
verständigen die Möglichkeit einzuräumen haben, die von ihr 
behaupteten Honorare für außergerichtliche Gutachtenstätigkeit 
(Privatgutachtertätigkeit) nachzuweisen. Die Notwendigkeit der 
Bescheinigung bezieht sich beispielsweise auf die Kosten für die 
Beiziehung von Hilfskräften, auf Barauslagen (Kosten für Licht­
bilder, Ablichtungen usw) oder auf die Dauer der Zeitversäum-
nis. Bei der Gebühr für Mühewaltung ist das außergerichtliche 
Einkommen der Sachverständigen zu bescheinigen (Gebühren­
ordnungen, Richtlinien, Empfehlungen, Honorarnoten für Privat­
gutachten samt Zahlungsbeleg udgl). Weiters ist der Zeitauf­
wand für die Erarbeitung von Befund und Gutachten zu beschei­
nigen_ Sollte die Sachverständige im Hinblick auf ihre außerge­
richtliche Tätigkeit ihrer Bescheinigungspflicht nicht nachkom-
men bzw nicht nachkommen können (zB keine Vorlage einer 
Honorarnote für Privatgutachten samt Zahlungsbeleg), so wird 
das Erstgericht die Ermittlung der außergerichtlichen Einkünfte 
letztlich nach dem Jahresarbeitseinkommen, dividiert durch 
1800 (225 Arbeitstage zu 8 Stunden) - wie vom rekurswerben-
den Revisor gewünscht- vorzunehmen haben. Da zweckmäßi­
gerweise vom Rekurssenat die beiden Rechtsmittel in einem 
behandelt werden, ist dem Revisor auch darin beizupflichten, 
dass das Erstgericht seine Entscheidung in den Spruchpunkten 
4., 5. und 6. nicht begründet hat, obwohl er dazu eine Äußerung 
abgegeben hat. Im fortgesetzten Verfahren wird das Erstgericht 
zu den geltend gemachten Reisekosten für die datumsmäßig 
angeführten Befragungen und die datumsmäßig angeführten 
Kopierfahrten samt angeführter Kilometeranzahl sowie zur Zeit- '--"' 
versäumnis laut Spruchpunkt 6. die Sachverständige detailliert 
zu befragen haben_ Es obliegt der Sachverständigen, d'1ese 
Punkte- wie zuvor angeführt- zu bescheinigen. Da als Beschei­
nigungsmittel die Vernehmung der Sachverständigen in Frage 
kommt, liegt es im pflichtgemäßen Ermessen des Erstgerichtes 
zu entscheiden, ob es eine derartige Vernehmung der Sachver­
ständigen vornimmt. Das Rekursgericht erachtet eine solche­
jedoch für das Erstgericht nicht bindend- für zweckdienlich. Das 
Erstgericht wird seine Entscheidung im Hinblick auf sämtliche 
von der Sachverständigen angesprochenen Gebührenpositio-
nen, ob zuerkannt oder nicht, zu begründen haben. Dabei wird 
nur bemerkt, dass die Gebühren von Sachverständigen 
bestimmt werden, weil es sich dabei um einen öffentlich-rechtli-
chen Anspruch handelt. Eine Abweisung eines "Mehrbegeh-
rens" ist grundsätzlich nicht vorgesehen_ Im fortgesetzten Ver­
fahren wird das Erstgericht auch mit der Sachverständigen zu 
erörtern haben, warum sie Kopierkosten in Höhe von € 71 ,50 
begehrte_ Der Zweck dieser Kopien und die Anzahl der Kopien 
sind jeweils zu hinterfragen. Die erstgerichtliche Reduktion der 
beanspruchten Kopierkosten von € 71,50 auf € 47,66 ist nicht 
begründet. Zudem wird das Erstgericht im fortgesetzten Verfah-
ren auch eingehender zu begründen haben, warum es die 
Kopierkosten des 43 Seiten umfassenden Gutachtens mit nur 
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29 Seiten honorierte, ebenso die Anzahl der Reinschrift des 
Originales. 

Mangels Entscheidungsreife war daher der angefochtene 
Beschluss aufzuheben und dem Erstgericht die neuerliche Ent­
scheidung aufzutragen. 

Umsatzsteuerpflicht bei 
ärztlicher Gutachtertätigkeit 
(§ 31 Z 6 GebAG) 
1. Ärztliche Sachverständigenleistungen sind umsatzsteuer­

pllichtig, soweit nicht die Kleinunternehmerregelung des 
§ 6 Abs 1 Z 27 UStG 1994 zur Anwendung kommt. Dies gilt 
insbesondere auch in arbeits- und sozialrechtlichen Ver­
fahren. 

2. Das dazu ergangene Urteil des EuGH stellt einen 
Bestandteil des Gemeinschaftsrechts der Europäischen 
Union dar und gehört damit zu der in Österreich unmittel­
bar anwendbaren Rechtsordnung. 

3. Die Rechtssätze des Urteils bedürfen keiner weiteren 
Umsetzung, auch nicht durch einen Erlass des Bundes­
ministeriums für Finanzen. 

OLG Wien vom 17. Jänner 2005, 9 Rs 176/04 z 

Das Erstgericht bestellte die Fachärztin für Psychiatrie und Neu­
rologie, OA DDr. N. N. zur Sachverständigen. Diese erstellte ein 
Gutachten über den Gesundheitszustand und den Pflegebedarf 
des Klägers. 

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren der Sachverständigen für deren Gutachten vom 
12. 7. 2004 antragsgemäß mit € 266,28, worin € 44,38 an 
20%iger USt enthalten sind. 

Dagegen richtet sich der Rekurs der Beklagten mit dem Antrag, 
die Gebühren ohne Berücksichtigung der Umsatzsteuer, dh mit 
insgesamt € 221 ,90 zu bestimmen. 

Die Sachverständige beantragt in ihrer Rekursbeantwortung, 
dem Rekurs nicht Folge zu geben. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Gemäß § 6 Abs 1 Z 19 des Umsatzsteuergesetzes 1994 (UStG 
1994) sind unter anderem Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt von 
der Umsatzsteuer befreit. Ein Erlass des Bundesministeriums für 
Finanzen vom 17. 1. 2001 bestimmte in Bezug auf die MWSt für 
ärztliche Gutachten (Rechtslage ab 1. 1. 2001), dass auch die 
Ausstellung von ärztlichen Zeugnissen und die Erstattung ärztli­
cher Gutachten zur Berufstätigkeit als Arzt gehörten. Die Steuer­
befreiung gehe nicht dadurch verloren, dass der Auftrag zur 
Erstellung eines Gutachtens von einem Dritten erteilt werde (zB 
Gutachten über den Gesundheitszustand im Zusammenhang 
mit einer Versicherungsleistung). Medizinische Leistungen seien 
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jedoch nicht von der Steuerbefreiung umfasst, wenn sie nicht in 
der medizinischen Betreuung von Personen durch das Diagno­
stizieren und Behandeln einer Krankheit oder einer anderen 
Gesundheitsstörung bestehen (EuGH 14.9.2000, Rs C-384/98). 
Die Steuerbefreiung des § 6 Abs 1 Z 19 UStG 1994 komme 
daher nicht zur Anwendung: 

- auf biologische Untersuchungen gestützte Feststellung einer 
anthropologisch-erbbiologischen Verwandtschaft; 

- auf die ärztliche Untersuchung über die pharmakologische 
Wirkung eines Medikaments beim Menschen und die derma­
tologische Untersuchung von kosmetischen Stoffen; 

- auf psychologische Tauglichkeitstests, die sich auf die Berufs-
tindung erstrecken. 

ln einer mit Wirkung ab 1. 7. 2004 geltenden Neufassung des 
Erlasses wurden zunächst weitere umsatzsteuerpflichtige ärztli­
che Gutachten aufgezählt, die damit verbundene Änderung 
jedoch in der Folge wieder ersatzlos aufgehoben (vgl näher: 
ARD 5521/31/2004). 

Unter Hinweis auf den Wortlaut der somit wieder geltenden alten 
Fassung des Erlasses steht die Rekurswerberin auf dem Stand­
punkt, ärztliche Gutachter dürften nur in den (oben zitierten) aus­
drücklich aufgezählten Fällen die Umsatzsteuer in Rechnung 
stellen. Dabei übersieht sie jedoch Folgendes: 

Der EuGH hat mit seinem Urteil vom 20. 11. 2003, C-212/01, ein 
Vorabentscheidungsersuchen des Landesgerichtes lnnsbruck 
dahin beantwortet, dass die MWSt-Befreiung nach Art 13 Teil A 
Abs 1 Buchstabe c der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. 5. 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedsstaaten über die Umsatzsteuern nicht für die 
Leistung eines Arztes gilt, die in der Erstellung eines Gutachtens 
zum Gesundheitszustand einer Person im Hinblick darauf 
besteht, Anhaltspunkte zu gewinnen, die für oder gegen einen 
Antrag auf Zahlung einer Invaliditätspension sprechen (vgl auch 
schon EuGH vom 14. 9. 2000, C-384/98, Der Sachverständige 
2000/4, 17211 mit Anmerkung Krammer). Aus diesem Urteil ergibt 
sich zweifelsfrei, dass ärztliche Sachverständigenleistungen 
(soweit nicht die Kleinunternehmerregelung des § 6 Abs 1 Z 27 
UStG 1994 zur Anwendung kommt) USt-pflichtig sind. Dies gilt 
insbesondere auch in arbeits- und sozialrechtlichen Verfahren. 
Das Urteil des EuGH stellt einen Bestandteil des Gemein­
schaftsrechts der Europäischen Union dar und gehört damit zu 
der in Österreich unmittelbar anwendbaren Rechtsordnung. 
Jede weitere, vom klaren Wortlaut dieser Entscheidung abwei­
chende Auslegung wäre daher rechtswidrig. Die gut verständli­
chen Rechtssätze des Urteils bedürfen daher auch keiner weite­
ren Umsetzung, etwa durch einen Erlass des Sundesministeri­
ums (Krammer, Der Sachverständige, 2004/2, 1 06; vgl weiters 
OLG Wien 7 Rs 130/02t, teilweise veröffentlicht in ZAS-Judikatur 
2003/146 und SVSig. 50.409). 

Zutreffend weist die Sachverständige in ihrer Rekursbeantwor­
tung auf diese Rechtslage hin, welche auch schon vom Erstge­
richt richtig erkannt und angewendet wurde. 

Dem Rekurs war daher nicht Folge zu geben. 

Anmerkung: Zur Judikatur des EuGH vgl SV 2000/4, 172 mit 
Anm von Krammer, weiters Krammer in SV 2001/1, 29 und SV 
2004/2, 101, wieder mit Anm von Krammer. 

Harald Krammer 

DER SACHVERSTÄNDIGE 41 



•, .·:· 

Entscheidungen + Erkenntnisse 

Gutachtenserörterung -
schriftliche Fragenbeantwor­
tung des Sachverständigen 
(§§ 34, 35 GebAG) 
1. Auch eine schriftliche Beantwortung der von den Parteien 

in Schriftsätzen gestellten Fragen durch den Sachver­
ständigen zur Vorbereitung der zur Gutachtenserörterung 
bestimmten mündlichen Verhandlung ist zu honorieren, 
auch wenn die schriftliche Beantwortung vom Gericht 
nicht aufgetragen wurde. 

2. Die dreifache Herstellung der schriftlichen Fragebeant­
wortung diente der Vorbereitung der Partelenvertreter. Die 
dafür verzeichneten Kosten, ebenso die einer Ausferti­
gung für den Handakt des Sachverständigen sind 
gerechtfertigt. 

OLG Wien vom 29. November 2004, 12 R 252/04 y 

lng. N. N. erstattete über Auftrag des Erstgerichtes Befund und 
Gutachten und ein Ergänzungsgutachten. Die Honorierung die~ 
ser Tätigkeiten des Sachverständigen ist hier nicht strittig. Der 
Sachverständige wurde zu der für den 9. 6. 2004 anberaumten 
Tagsatzung zur Erörterung seines schriftlichen Ergänzungsgut~ 
achtens geladen. Die Parteien brachten Schriftsätze zu dem 
Ergänzungsgutachten ein mit Fragen, die sie dem Sachverstän­
digen bei der anzuberaumenden Tagsatzung stellen wollten. Am 
2. 6. 2004 stellte er den Akt mit einer schriftlichen Stellungnah­
me (in dreifacher Ausfertigung) zu den in den Schriftsätzen von 
den Parteien aufgeworfenen Fragen an das Gericht zurück. Das 
Erstgericht verfügte die Zustellung der Gleichschriften dieser mit 
"Vorbereitung zur mündlichen Verhandlung" übertitelten Stel­
lungnahme des Sachverständigen an die Parteienvertreter. ln 
der Tagsatzung vom 9. 6. 2004 wurde die schriftliche Stellung­
nahme des Sachverständigen verlesen und darüberhinaus vom 
Sachverständigen sein Gutachten über weiteres ergänzendes 
Befragen durch die Parteien ergänzt. Der Sachverständige ver­
zeichnete für die Gutachtenserläuterungen gemäß seiner schritt~ 
Iichen Vorbereitung zur Verhandlung vom 31. 5. 2004 und für die 
Teilnahme an der Tagsatzung vom 9. 6. 2004 insgesamt 
Gebühren von € 1.379,40. 

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen lng. N. N. für diese Tätig­
keiten mit insgesamt € 1.060,50. Es begründete dies damit, der 
Sachverständige habe in seiner Gebührennote vom 11. 6. 2004 
€ 10,50 für die Durchschriften der schriftlichen "Vorbereitung zur 
mündlichen Verhandlung" vom 31. 5. 2004 verrechnet, an Bar­
auslagen für Porti € 15,- und sei bei der Gebühr für Mühewal­
tung von 8 Stunden ausgegangen, wodurch sich ein Betrag von 
€ 980,96 ergebe. Der Sachverständige sei zur Erörterung seines 
schriftlichen Ergänzungsgutachtens vom 15. 11. 2003 zur Ver­
handlung am 9. 6. 2004 geladen worden und habe in Vorberei­
tung zur mündlichen Verhandlung eine Unterlage verfasst, in der 
er auf die vom Kläger im Schriftsatz vom 11. 12. 2003 gestellten 
Fragen eingegangen sei. Ein Auftrag zur (neuerlichen) schriftli-
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chen Gutachtensergänzung oder zur schriftlichen Beantwor­
tung dieser Fragen sei zwar nicht erteilt worden, diese schriftli~ 
ehe "Vorbereitung" sei jedoch im Einvernehmen mit den Partei­
en in der Tagsatzung vom 9. 6. 2004 verlesen worden. Die 
eigentliche Gutachtenserstattung habe in dieser Tagsatzung 
zwei Stunden gedauert. Die Mühewaltungsgebühr für diesen 
Zeitraum stehe dem Sachverständigen daher jedenfalls zu. 
Diese Gebühr stehe selbstverständlich auch dann zu, wenn der 
Sachverständige wie hier zur Erleichterung der Gutachtenser~ 
stattung bzw -erörterung die Vorbereitung auch schriftlich fasse, 
sodass Antworten auf Fragen auch verlesen werden können. 
Ohne Auftrag wäre der Sachverständige hingegen nicht ver­
pflichtet gewesen, die vom Kläger aufgeworfenen Fragen detail­
liert schriftlich vorzubereiten, für diese Vorbereitung der Tagsat­
zung erscheine daher eine Gebühr von zusätzlichen vier aufge~ 
wendeten Stunden angemessen und daher dafür insgesamt nur 
€ 735,72 zuzusprechen. 

Dem Sachverständigen seien die Kosten der Urschrift und der 
Versendung an das Gericht zuzusprechen, weil die schriftliche 
Vorbereitung in der Verhandlung verwendet und verlesen wor­
den sei. Die Kosten für die an die Parteien versendeten Durch­
schriften und die diesbezüglichen Barauslagen seien hingegen 
- wegen Fehlens eines entsprechenden Auftrages - nicht zuzu­
erkennen. 

Gegen diesen Beschluss richtet sich der Rekurs des Sachver­
ständigen mit dem sinngemäßem Antrag, die Gebühren antrags­
gemäß mit € 1.379,40 zu bestimmen. Er habe seine schriftliche 
Vorbereitung zur Tagsatzung dem Gericht in dreifacher Ausferti~ 
gung übersandt, die verzeichneten Barauslagen seien für Ein~ 
schreibgebühren, Telefongebühren und Porto entstanden und 
pauschal verzeichnet worden. Der verzeichnete Zeitaufwand an 
Mühewaltung von 8 Stunden enthalte auch den notwendigen 
Zeitaufwand von 6 Stunden für die Abfassung der schriftlichen 
Fragenbeantwortung. 

Der Rekurs ist berechtigt. 

Zutreffend verweist der Sachverständige darauf, dass er die 
schriftliche Vorbereitung für die Tagsatzung vom 9. 6. 2004 dem 
Gericht in dreifacher Ausfertigung übermittelt hatte. Das Erstge­
richt hat diese Ausfertigung den Parteienvertretern vor dieser 
Tagsatzung übermittelt. Die dreifache Herstellung diente - wie 
dem Protokoll dieser Tagsatzung zu entnehmen ist - auch der 
Vorbereitung der Parteienvertreter und ist daher das Herstellen 
von Durchschriften durch den Sachverständigen zu honorieren. 
Dem Sachverständigen steht der dafür verzeichnete Betrag von 
€ 10,50 (eine Ausfertigung davon für den Handakt des Sachver­
ständigen) zu. 

Der Sachverständige hat die Gleichschriften seiner schriftlichen 
Stellungnahme - wie das Erstgericht offensichtlich irrtümlich 
annimmt - nicht selber den Parteienvertretern übersandt, wes­
wegen eine Kürzung der vom Sachverständigen verzeichneten 
Gebühr nach § 31 Z 5 GebAG aus diesem Grund nicht vorzu­
nehmen ist. 

Aber auch die Kürzung der Gebühr für Mühewaltung ist nicht 
gerechtfertigt. Der Sachverständige hat die Beantwortung der 
von den Parteien in ihren Schriftsätzen gestellten Fragen auch für 
die Tagsatzung vorzubereiten. Wie das Erstgericht zu der Annah­
me kommt, es wäre dies schriftlich wesentlich detaillierter erfolgt 
als bei einer mündlichen Beantwortung in der Tagsatzung ist 
nicht nachvollziehbar. Wie dem Protokoll zu entnehmen ist, konn­
te der Sachverständige nach Verlesung seiner "schriftlichen Vor­
bereitung zur mündlichen Verhandlung" konkret die weiteren von 
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den Parteien in der Tagsatzung gestellten Fragen beantworten 
und die in den Schriftsätzen von den Parteien gestellten Fragen 
mussten in der Tagsatzung nicht im Einzelnen durchgegangen 
werden. Bei der Gebührenberechnung ist von dem vom Sach­
verständigen angegebenen Stunden auszugehen. Eine Prüfung 
der Angemessenheil der vom Sachverständigen aufgewendeten 
Zeit hat hier nicht zu erfolgen (Krammer/Schmidt, GebAG' § 34 
E 209, 2tory. Es ist vom Erstgericht inkonsequent die schriftliche 
Stellungnahme des Sachverständigen zwar in der Tagsatzung zu 
verwerten, sie jedoch mit dem Hinweis, sie wäre nicht aufgetra­
gen gewesen, nicht auch zu honorieren. 

Dem Rekurs war daher Folge zu geben und spruchgemäß zu 
entscheiden. Die auf Grund dieser Abänderung notwendige 
Ergänzung der Auszahlungsanordnung obliegt dem Erstgericht 

Anmerkung: Ich halte diese Entscheidung für bemerkenswert, 
auch wenn es nur um einen relativ geringen Gebührenbetrag 
geht. 

Schon in meinem Beitrag .Die ,Allmacht' des Sachverständi· 
gen - Überlegungen zur Unabhängigkeit und Kontrolle der Sach­
verständigentätigkeit" (Wien 1990, Verlag Orac) habe tch auf die 
zentrale Bedeutung der Erörterung des Gutachtens auf der 
Basis der Fragen der Prozessparteien für eine wirksame Kon­
trolle der Sachverständigentätigkeit hingewiesen (S 25 ff). 
Dabei habe ich die Wichtigkeit einer schriftlichen Gutachtens­
erstattung für die Parteien und Parteienvertreter, aber auch für 
Richter und Sachverständigen hervorgehoben. Vor allem beste­
he bei einer mündlichen Gutachtenserstattung durch das mit 
dieser Vorgangsweise verbundene Überraschungsmoment die 
Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des Rech­
tes der Partien auf ein faires Verfahren (Art 6 MRK), weil die 
Parteien sich auf die Erörterung in der mündlichen Verhandlung 
nicht entsprechend vorbereiten können (vgl Krammer, All­
macht, 27 f). 

Alle in diesem Beitrag dargestellten Argumente sprechen ein­
deutig für die vom Rekursgericht vertretene Meinung, die schrift­
liche Fragebeantwortung des Sachverständigen, die rechtzeitig 
vorgelegt und dann in der mündlichen Streitverhandlung auch 
tatsächlich verwendet wurde, ohne Abstriche zu honorieren, 
obgleich kein ausdrücklicher gerichtlicher Auftrag (§ 25 Abs 1 
GebAG) zur schriftlichen Fragebeantwortung vorgelegen ist. 

Ich meine, dass in der Übermittlung der Frageschriftsätze der 
Parteien durch das Gericht an den Sachverständigen der klare 
Auftrag des Gerichts im Sinne der Bestimmung des § 25 Abs 1 
GebAG liegt, zur Vorbereitung der mündlichen Streitverhandlung 
die schriftlich gestellten Fragen grundsätzlich schriftlich zu 
beantworten, soweit dies zeitlich möglich und inhaltlich sinnvoll 
(zB neue Aspekte) ist. Der Vorteil, dass durch diese Vorgangs­
weise des Sachverständigen das Verfahrensprinzip der Fair· 
ness des Verfahrens entscheidend gestärkt wird, muss allfälli­
ge Kostenbedenken (Verteuerung des Verfahrens) in den Hinter­
grund treten lassen. 

Harald Krammer 
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Abgeltung von Telefonaten mit 
der Gebühr für Mühewaltung 
(§ 34 GebAG) 
1. Telefonate, in denen der Sachverständige Erkundigungen 

für seine Gutachterarbeit einholt, Ferngespräche mit den 
Parteien und Parteienvertretern, die der Vorbereitung des 
Gutachtens dienen, und die Einholung gerichtlicher Wei· 
sungen zur Konkretisierung des Gerichtsauftrags sind mit 
der Gebühr für Mühewaltung abzugelten (§ 34 GebAG). 

2. Angaben eines Sachverständigen über seinen Zeitauf­
wand sind solange als wahr anzunehmen, als nicht das 
Gegenteil bewiesen wird. 

3. Dabei hat das Gericht nicht zu prüfen, ob es objektiv mög­
lich gewesen wäre, die vom Sachverständigen erbrachten 
Leistungen in einem kürzeren Zeitraum zu erbringen. 

4. Um den Parteien das rechtliche Gehör zu wahren, ist es 
erforderlich, dem Gericht die vom Sachverständigen 
gewonnenen Erkenntnisse schriftlich und unterschrieben 
und nicht nur telefonisch mitzuteilen. 

OLG Wien vom 23. Juli 2004, 15 R 129/04 g 

Das Erstgericht bestellte Dl N. N. zum Sachverständigen und 
beauftragte ihn, Befund und Gutachten darüber zu erstatten, 
welche Leistungsfähigkeit die streitgegenständliche Heutrock­
nungsanlage aufweist. 

Am 6. 2. 2004 übermittelte der Sachverständige dem Gericht 
einen Bericht, wonach die Erstellung von Befund und Gutachten 
über die Leistungsfähigkeit der Heutrocknungsanlage auf zwei 
Arten erfolgen könne, schilderte die beiden Möglichkeiten, 
deren Voraussetzungen und den Zeitaufwand für Variante 1. Hin­
sichtlich Variante 2 teilte er mit, dass ihm die dafür nötigen Daten 
nicht zur Verfügung stehen. Der Sachverständige wies darauf 
hin, dass er aus diesem Grund mit der Bundesversuchsanstalt 
Wieselburg und einem Dozenten der Universität für Bodenkultur 
gesprochen habe. Letzterer habe Informationen und Daten über 
die Ballentrocknung und wäre möglicherweise bereit, die Aufga­
be zu übernehmen. Der Sachverständige ersuchte abschließend 
um Weisung, wie er weiter vorzugehen habe. 

Das Erstgericht beauftragte daraufhin die Parteien, sich zu einer 
allfälligen Bestellung einer der vom Sachverständigen genann­
ten beiden Personen zu äußern. Der Beklagte gab daraufhin 
bekannt, dass Univ.-Doz. Dr. W. zur Klärung der Sachtragen 
bestens geeignet sei. Der Kläger erhob keinen Einwand, Univ.­
Doz. Dr. W. zur Beurteilung der Leistung der Heubelüftungsanla­
ge beizuziehen. Er regte an, sofern vom Sachverständigen auch 
weitere Daten für die Beurteilung benötigt würden, diese von 
einem gleichzeitig namhaft gemachten Zeugen anzufordern. 
Das Erstgericht forderte daraufhin den Akt vom Sachverständi­
gen Dl N. N. zurück, nachdem es mit Univ.-Doz. Dr. W. geklärt 
hatte, dass dieser bereit sei, als SV zu fungieren. 

Der Sachverständige Dl N. N. stellte den Akt unter Anschluss 
einer Gebührennote über € 444,- an das Gericht zurück. 
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Der Beklagte erhob gegen diese Gebührennote Einwendungen. 
Es würden dem Sachverständigen überhaupt keine Gebühren 
zustehen, allenfalls Gebühren für •;, Stunde Mühewaltung a 
€ 61,- sowie die Postgebühren in Höhe von € 4,- zuzüglich 20% 
USt. 

in seiner Stellungnahme legte der Sachverständige eine Auf­
wandaufstellung vor und wies darauf hin, dass mehr als sechs 
Telefonate (nicht erfolgreiche Telefonatversuche nicht vermerkt) 
stattgefunden hätten und nicht eines. Weiters seien die Möglich­
keit der empirischen Prüfung und Messung der Funktion über­
legt, festgelegt und bewertet sowie die erforderlichen und ver­
fügbaren Daten zur theoretischen Abschätzung der Leistungs­
daten ermittelt worden. Der tatsächliche Zeitaufwand habe den 
verrechneten überstiegen. 

Zum Inhalt der Aufwandsaufstellung kann auf den angefochte­
nen Beschluss verwiesen werden, der die Aufwandsaufstellung 
wörtlich wiedergibt. 

Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Erstgericht die 
Gebühren des Sachverständigen in der von diesem beantragten 
Höhe bestimmt. Die Durchführung der vom Sachverständigen 
angeführten Tätigkeiten erscheine dem Gericht plausibel nach­
gewiesen und nachvollziehbar. Die Gebührenansprüche seien 
daher im Zusammenhang mit der Honorarordnung der Bun­
desingenieurkammer antragsgemäß zu bestimmen. 

Dagegen wendet sich der Rekurs des Beklagten mit dem 
Antrag, die Gebühren des Sachverständigen mit null € festzu­
setzen, eventualiter maximal 78,- € zuzuerkennen. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Für die Bemessung des Gebührenanspruchs ohne Belang ist 
es, dass das Erstgericht dem Wunsch des Beklagten, den nicht 
als Gerichtssachverständigen beeideten Univ.-Doz. Dr. W. zum 
Sachverständigen zu bestellen, zunächst nicht Rechnung getra­
gen und den Gutachtensauftrag an Dl N. N. erteilt hat. Der 
Rekurswerber vermeint nun, wenn das Erstgericht feststelle, 
dass es diesen Sachverständigen erst nach zahlreichen Telefo­
naten habe ausfindig machen können, und das Gericht dem 
Sachverständigen als für das zu beurteilende Gebiet als spezia­
lisiert bezeichnet, so hätte es bei Anwendung .,einfachster Erfah­
rungssätze" davon ausgehen müssen, dass der Sachverständi­
ge nicht die vom Erstgericht festgehaltenen 3 Stunden, sondern 
maximal 20-30 Minuten für das Führen eines einzigen notwen­
digen Telefonates mit Univ.-Doz. Dr. W. und die Erstattung seines 
Berichtes benötigt hätte. Der Sachverständige hätte als Experte 
seinen Bericht auch telefonisch bekannt geben können. 

Das Vorbringen des Rekurses ist damit dahin zusammenzufas­
sen, dass der Rekurswerber der Ansicht ist, dass der Sachver­
ständige in Hinblick auf seinen Expertenstatus mit einem Telefo­
nat mit dem Gericht das Auslangen zu finden hätte, welches 
nicht zu entlehnen ist. 

Mit der Gebühr für Mühewaltung im Sinne des § 34 GebAG wird 
jede ordnende Stoff sammelnde, konzeptive und aufarbeitende 
Tätigkeit des SV, die der Vorbereitung von Befundaufnahme und 
Gutachtenserstattung dient, honoriert. Dazu zählt das Studium 
einschlägiger Fachliteratur, die Analyse des Sachverhaltes, die 
Entwicklung eines zur Problemlösung geeigneten Berechnungs­
schemas, die Festlegung der erforderlichen Unterlagen oder 
aber auch die Stellung einer Checkliste, selbst wenn in der Folge 
kein Gutachten erstattet wird (vgl Krammer/Schmidf E 3 zu § 34 
GebAG). Es entspricht der Rechtsprechung, dass auch Telefo­
nate, in denen der Sachverständige Erkundigungen für seine 
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Gutachterarbeit einholt, Ferngespräche mit den Parteien und 
Parteienvertretern, die der Vorbereitung des Gutachtens dienen 
und die Einholung gerichtlicher Weisungen zur Konkretisierung 
des Gerichtsauftrages mit der Gebühr für Mühewaltung abzu­
gelten sind (SV 1988/4, 22; SV 1997/1, 30). Im Übrigen ent­
spricht es der ständigen Rechtsprechung, was den Zeitbedarf 
des Sachverständigen für seine Mühewaltung anlangt, dass die 
Angaben eines Sachverständigen über seinen Zeitaufwand so 
lange als wahr anzunehmen sind, als nicht das Gegenteil bewie­
sen wird (Krammer/Schmidf E 209 zu § 34 GebAG mit einer Viel­
zahl an Judikaturnachweisen). Judikatur ist auch (SV 1997/130), 
dass das Gericht nicht zu prüfen hat, ob es objektiv möglich 
gewesen wäre, die vom SV erbrachten Leistungen in einem kür­
zeren Zeitraum zu erbringen. Es ist daher nicht in Zweifel zu zie­
hen, dass die vom Sachverständigen im Zeitraum 30. 1. 2004 bis 
12. 3. 2004 dargelegten Tätigkeiten, die der Vorbereitung der 
Gutachtenserstattung und der Einholung einer Weisung des 
Gerichtes dienten, den vom Sachverständigen verzeichneten 
Zeitaufwand in Anspruch genommen haben. Es steht auch nicht 
im Ermessen des Sachverständigen, für das Verfahren entschei­
dende Ergebnisse seiner Ermittlungen außerhalb einer Streitver­
handlung dem Gericht lediglich telefonisch mitzuteilen. Schon 
um den Parteien ihr rechtliches Gehör zu wahren, wird es jeden­
falls erforderlich sein, dass die vom Sachverständigen gewon­
nenen Erkenntnisse schriftlich, mit seiner Unterschrift bekräftigt, 
vorgelegt werden. 

Das Rechtsmittel bleibt daher erfolglos. 

Abschluss der 
Sachverständigentätigkeit 
(§ 38 Abs 1 GebAG) 
1. Ist eine mündliche Erörterung des schriftlichen Gutach­

tens vorgesehen, ist die Tätigkeit des Sachverständigen 
noch nicht abgeschlossen. Erst wenn feststeht, dass es 
zu einer mündlichen Erörterung nicht mehr kommen wird, 
beginnt die Ausschlussfrist des § 38 Abs 1 GebAG. 

2. Die Klarstellung, dass die Tätigkeit des Sachverständigen 
als beendet anzusehen ist, hat das Gericht vorzunehmen. 

3. Auch nach Verständigung von der Abberaumung der Erör­
terungstagsatzung musste der Sachverständige nicht 
davon ausgehen, dass seine Tätigkeit damit abgeschlos­
sen sei, auch wenn er über die Kanzlei erfahren hat, dass 
eine Ruhensanzeige der Parteien vorlag. Der Fristlauf 
wird erst durch die Mitteilung des Gerichts ausgelöst, 
dass eine Erörterung des Fragenkatalogs nicht mehr 
stattfinden wird und die Tätigkelt des Sachverständigen 
abgeschlossen ist. 

OLG Wien vom 28. Oktober 2004, 2 R 177/04 w 

Mit Beschluss vom 18. 4. 2002 wurde Dipl.-lng. N. N. zum Sach­
verständigen bestellt und mit der Erstattung eines schriftlichen 
Gutachtens beauftragt. 
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Dieses wurde im November 2002 unter Anschluss einer 
Gebührennote über € 4.551,95 dem Gericht vorgelegt. 

Die Gebühren des Sachverständigen wurden mit Beschluss vom 
23. 12. 2002 antragsgemäß bestimmt. 

Mit einem Schriftsatz vom 20. 12. 2002 erstattete die Klägerin 
eine umfangreiche Stellungnahme zum schriftlichen Gutachten, 
die dem Sachverständigen vom Gericht zur Beantwortung zuge­
leitet wurde. 

Dazu äußerte sich der Sachverständige, indem er einzelne Pro­
bleme ansprach, um eine weitere Vorgangsweise vorbereiten zu 
können, wobei seine Stellungnahme mit der Anregung endet, 
den Vorschlag des Klagevertreters aufzugreifen und im Rahmen 
einer mündlichen Verhandlung die aufgeworfenen Fragen 
nochmals zu erörtern. Damit verband der Sachverständige eine 
Kostenvorschau über die mit der Anfragebeantwortung und der 
Teilnahme an einer folgenden mündlichen Verhandlung verbun­
denen Gebühren mit einer Summe von € 1.245, 12. 

Die daraufhin vom Erstgericht für den 26. 3. 2003 anberaumte 
Verhandlung wurde zunächst über ein gemeinsames Ersuchen 
der Parteien und schließlich wegen Verhinderung des Sachver­
ständigen zuletzt auf den 6. 5. 2003 verlegt. 

Aufgrund einer gemeinsamen Ruhensanzeige der Streitteile 
wurde dieser Termin vom Gericht abberaumt. Von der Abberau­
mung wurde auch der Sachverständige (am 30. 4. 2003) ver­
ständigt. 

Am 30. 1. 2004 teilte der Sachverständige dem Gericht mit, dass 
noch ein Bruttobetrag von € 485,74 an Gebühren offen sei, den 
der Sachverständige am 16. 2. 2004 auf € 1.245,12 berichtigte. 
Mit Fax vom 16. 2. 2004 gab der Sachverständige schließlich die 
tatsächlich aufgelaufenen Gebühren für 4 Stunden Mühewaltung 
(€ 484,-) und Druckkosten (€ 5,-) zuzüglich USt mit insgesamt 
€ 586,80 bekannt. 

Dazu äußerte sich die Klägerin dahingehend, dass auch der 
Sachverständige vom Ruhen des Verfahrens im Mai 2003 in 
Kenntnis gesetzt worden sei. Gebührenansprüche seien jedoch 
unverzüglich geltend zu machen. Der gegenständliche Kosten­
anspruch des Sachverständigen sei sohin jedenfalls verspätet. 
Auch sei nicht nachvollziehbar, wofür die Mühewaltung aufge­
wendet worden sei. 

Dem entgegnete der Sachverständige, dass es sich um 
Gebühren für die Beantwortung der seinerzeitigen Anfrage der 
Klägerin handle. 

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren im Sinne des Antrags des Sachverständigen. 

Dagegen richtet sich der Rekurs der Klägerin aus dem Grund 
der unrichtigen rechtlichen Beurteilung mit dem Antrag, den 
Beschluss dahingehend abzuändern, dass der Gebührenan­
spruch des Sachverständigen als verspätet abgewiesen werde. 

Der Sachverständige äußerte sich dazu dahingehend, dass ihm 
die Vereinbarung des ewigen Ruhens nicht zugestellt worden sei 
und er lediglich die Mitteilung des Kanzleileiters erhalten habe, 
dass die Verhandlung vom 6. 5. 2003 wegen einer Ruhansan­
zeige abberaumt worden sei. Im Februar 2004 sei der Sachver­
ständige vom Gericht aufgefordert worden, seine Gebühren ent­
sprechend dem tatsächlichen Autwand aufzugliedern und gel­
tend zu machen, was er mit dem Gebührenverzeichnis vom 16. 
2. 2004 unverzüglich getan habe. Vom Gericht sei der Sachver­
ständige nicht in Kenntnis gesetzt worden, dass seine Tätigkeit 
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beendet sei. Die Verzeichnung der Gebühren sei damit rechtzei­
tig erfolgt. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Gemäß § 38 Abs 1 GebAG hat der Sachverständige den 
Anspruch auf seine Gebühr binnen 14 Tagen nach Abschluss 
seiner Tätigkeit bei sonstigem Verlust schriftlich oder mündlich, 
unter Aufgliederung der einzelnen Gebührenbestandteile, bei 
dem Gericht, vor dem die Beweisaufnahme stattgefunden hat 
oder Stattlinden sollte, geltend zu machen. 

Diese Frist für die Geltendmachung der Gebühr ist eine Aus­
schlussfrist, deren Nichteinhaltung Anspruchsverlust bewirkt. 
Nach herrschender Auffassung ist eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zulässig. 

Nach der Rechtsprechung hat der Sachverständige seine Tätig­
keit im Sinn des § 38 Abs 1 GebAG frühestens in dem Zeitpunkt 
abgeschlossen, in dem sein Gutachten bei Gericht eingelangt 
ist. Ist eine mündliche Erörterung des schriftlich erstatteten Gut­
achtens vorgesehen, ist die Tätigkeit des Sachverständigen 
noch nicht abgeschlossen. Erst wenn feststeht, dass es zu einer 
mündlichen Erörterung des schriftlichen Gutachtens nicht mehr 
kommen wird, beginnt die Ausschlussfrist des § 38 Abs 1 
GebAG. Diese Klarstellung, dass die Tätigkeit des Sachverstän­
digen als beendet anzusehen ist, ist vom Gericht vorzunehmen. 

Nach den konkreten Umständen musste der Sachverständige 
auch nach der Verständigung von der Abberaumung der Tag­
satzung vom 6. 5. 2003 nicht davon ausgehen, dass seine Tätig­
keit damit abgeschlossen sei, selbst wenn er über die 
Geschäftsstelle in Erfahrung bringen konnte, dass eine 
Ruhensanzeige der Parteien vorlag, solange er nicht vom 
Gericht die Mitteilung erhielt, dass die vom Sachverständigen 
angeregte und vom Gericht zunächst auch anberaumte Ver­
handlung zur Erörterung des Fragenkatalogs der Klägerin nicht 
mehr stattfinden würde und die Tätigkeit des Sachverständigen 
abgeschlossen sei. 

Der Rekurs ist somit nicht berechtigt. 

Ein Kostemirsatz findet schon gemäß § 41 Abs 3 GebAG nicht 
statt. 

Der Ausspruch über die Unzulässigkeil des Revisionsrekurses 
beruht auf § 528 Abs 2 Z 5 ZPO. 

Auszahlungsanordnung -
ein anfechtbarer Beschluss 
(§ 42 GebAG, § 40 ZPO) 
1. Die gerichtliche Verfügung über den von einer Partei 

erlegten Kostenvorschuss mittels Auszahlungsanord­
nung ist ein mit Rekurs anfechtbarer Beschluss. Denn 
damit wird in die vorläufige Kostentragungspflicht gemäß 
§ 40 ZPO eingegriffen. 

2. Durch eine gerichtliche Verfügung über Kostenvorschüs­
se kann eine Partei in ihrem Recht auf Einhaltung der vor-
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läufigen Kostentragungsvorschrin des § 40 ZPO beein­
trächtigt und gesetzwidrig belastet werden. 

3. Sind beide Parteien Beweisführer haben sie nach § 40 
ZPO die Kosten des dem Sachverständigen bewilligten 
Vorschusses gleichermaßen zu tragen. 

OLG Wien vom 28. Oktober 2004, 11 R 103/04 d 

Mit dem angefochtenen Beschluss wurde vom Erstgericht dem 
bestellten Sachverständigen Dr. N. N. ein Gebührenvorschuss 
von € 7.500,- bewilligt. ln seiner Auszahlungsanordnung trug 
das Erstgericht der Rechnungsführerin auf, dem Sachverständi· 
gen aus dem Kostenvorschuss der beklagten Partei einen 
Gebührenvorschuss in Höhe von € 6.250,- und aus jenem der 
klagenden Partei einen Gebührenvorschuss in Höhe von 
€ 1.250,- zu überweisen. Gegen die Anweisung eines € 3. 750,­
übersteigenden Betrages aus dem Kostenvorschuss der beklag· 
ten Partei an den Sachverständigen richtet sich der Rekurs des 
Beklagten, dem Berechtigung zukommt. 

Die gerichtliche Verfügung über einen Kostenvorschuss mittels 
Auszahlungsanordnung ist mit Rekurs anfechtbar, weil damit in 
die vorläufige Kostentragungspflicht gemäß § 40 ZPO eingegrif· 
fen wird (OLG Wien 28. 7. 1981, 12 R 79/81; OLG Wien 19. 9. 
1988,5 R 155/88; SV 1988/4, 24). Durch die Auszahlungsanord· 
nung wird nämlich nicht nur ein Überweisungsvorgang eingelei­
tet, sondern auch darüber entschieden, welche Partei in wel· 
chem Umfang Verfahrenskosten unbeschadet des Kostenersatz­
anspruches nach §§ 41 ff ZPO zunächst selbst zu bestreiten hat. 
Durch eine gerichtliche Verfügung über Kostenvorschüsse kann 
daher eine Partei in ihrem Recht auf Einhaltung der vorläufigen 
Kostentragungsvorschrift des § 40 ZPO beeinträchtigt und 
gesetzwidrig belastet werden. Es muss ihr daher möglich sein, 
den entsprechenden Beschluss zu bekämpfen (Krammer, SV 
1984/3, 15/191). 

Gemäß § 40 ZPO hat jede Partei die durch ihre Prozesshandlun­
gen verursachten Kosten zunächst selbst zu bestreiten. Die 
Kosten solcher gerichtlicher Handlungen, welche von beiden 
Parteien gemeinschaftlich veranlasst oder vom Gericht im Inter­
esse beider Parteien auf Antrag oder von Amts wegen vorge­
nommen werden, sind von beiden Parteien gemeinschaftlich zu 
bestreiten. Das OLG Wien hat bereits in seiner Entscheidung 
vom 27. 1. 2004, 11 R 173/03x, ausgesprochen, dass das Sach­
verständigengutachten im Interesse beider Parteien aufgenom­
men wird und beide Parteien Beweisführer sind. Der Rekurs hat 
daher zutreffend darauf verwiesen, dass die Mehrbelastung der 
beklagten Partei nicht gerechtfertigt ist. Im Sinne der vorläufigen 
Kostentragungsvorschrift des § 40 ZPO ist der dem Sachver­
ständigen bewilligte Vorschuss von beiden Beweisführern glei­
chermaßen zu tragen. Das Erstgericht hat durch die bekämpfte 
Auszahlungsanordnung die beklagte Partei gesetzwidrig bela­
stet und wird daher eine neuerliche Auszahlungsanordnung zu 
treffen haben, die diesen Ausführungen Rechnungen trägt und 
die beklagte Partei nicht mit mehr als € 3. 750,- belastet. 

Es war daher dem berechtigten Rekurs Folge zu geben und die 
angefochtene Auszahlungsanordnung aufzuheben. Eine Abän­
derung der Auszahlungsanordnung durch das Rekursgericht 
war nicht möglich, weil in diesem Fall wegen des Rechtsmittel­
ausschlusses des § 528 Abs 2 Z 3 und 5 ZPO den Parteien eine 
Rechtsmittelinstanz entzogen würde. 
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Erhöhung des Basiswertes 
des Allgemeinen Teils der 
Honorarordnungen für 
Ziviltechniker (ab 1. 4. 2005) 
Aufgrund des § 33 Abs 1 Ziviltechnikerkammergesetz 1993, 
BGBI 1994/157, wurde mit der 183. Verordnung der Bundes­
kammer der Architekten und lngenieurkonsulenten, Zl 22/05 
verordnet: 

Erhöhung des Basiswertes 

Der Basiswert gemäß § 14 Abs 2 Allgemeiner Teil der Honorar­
ordnungen idF der 161. Verordnung der Bundeskammer der 
Architekten und Ingenieurkonsulenten Zl. 174/01 wird wie folgt 
festgesetzt: 

Euro 63,37 (Geltungsbeginn: 1. 4. 2005). 

Verlautbarung zu Honorarindices und Basiswert, Zl. 23/05 
gemäß § 33 Abs 2 Ziviltechnikerkammergesetz 1993, 
BGBI Nr. 157/1994 

Auf Basis des Übereinkommens vom 28. 1. 2002 zwischen den 
Bundesländern, dem BMWA, den ÖBB, der HL-AG, der ÖSAG 
und der Alpenstraßen AG einerseits und der Bundeskammer der 
Architekten und Ingenieurkonsulenten andererseits über die 
Anpassung der Honorarindices und des Basiswertes wurde in 
einer Verhandlung am 20. 1. 2005 folgendes vereinbart: 

Der Erhöhungsfaktor für den Basiswert und die Honorarindices, 
bezogen auf die Werte vom 1. 4. 2004 lautet: 1,02156 

Honorarindices: 

6,91 Honorarindex zu Projektierungsarbeiten an Autobahnen, 
Bundesstraßen, Brückenbauten sowie für Vermessungsarbeiten 
an Autobahnen 

5,69 Honorarindex für Vermessungsarbeiten an Bundesstraßen 

Der Basiswert beträgt: Euro 63,37 (Geltungsbeginn: jeweils 
1. 4. 2005). 

Anmerkung: Die letzte Verlautbarung über eine Valorisierung 
des Basiswerts (der Zeitgrundgebühr) und der Honorarindices 
zu den Honorarordnungen für Ziviltechniker erfolgte im Heft SV 
2004/2, 1 13 (davor SV 2002/7, 38). 
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Internationales Fachseminar Bauwesen für 
Sachverständige und Juristen 2005 
Auch in diesem Jahr folgten mehr als 170 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Einladung des Hauptverbandes und der Vereini­
gung der Österreichischen Richter zur Teilnahme am traditions­
reichen "Bauseminar". ln der Woche vom 16. bis 21. Jänner 
2005 fanden wiederum Vorträge und Diskussionen zu allseits 
interessierenden Themen in Bad Hofgastein statt. Besonderen 
Anklang fand die Veranstaltung auch deshalb, weil sie zum zwei­
ten Mal mit dem Seminar "Spezielles aus Recht und Praxis im 
Sachverständigenwesen" gekoppelt war, wodurch zusätzliche 
Themen von die speziellen Fachgebiete der Teilnehmer über­
greifendem Interesse behandelt werden konnten. 

Der Leiter des Seminars, der Präsident des Landesgerichtes für 
Zivilrechtssachen Graz Dr. Jürgen SCHILLER konnte zur Eröff­
nung prominente Vertreter der Justiz begrüßen, welche zum 
Großteil auch während der gesamten Tagung anwesend waren: 
den Sektionschef im Bundesministerium für Justiz Dr. Werner 
PÜRSTL, den Vizepräsidenten des Oberlandesgerichtes lnns­
bruck Dr. Gerald COLLEDANI, den mit 31. 12. 2004 in den 
Ruhestand getretenen Präsidenten des Oberlandesgerichtes 
Linz Dr. Helmut HUBNER ebenso wie den Präsidenten des Lan­
desgerichtes Salzburg, Dr. Waller GRAFINGER, welcher auch 
die Grüße des neu ernannten Präsidenten des Oberlandes­
gerichtes Linz, Dr. Alois JUNG überbrachte, den Präsidenten 
des Handelsgerichtes Wien, HR Dr. Rainer GEISSLER (gleich­
zeitig auch als Leiter des "Mittagsseminars"), die Leiter der 
Staatsanwaltschaften Wien und Graz, HR Dr. Friedrich MATOU­
SEK, und Dr. Horst SIGL, den Senatspräsidenten des Oberlan­
desgerichtes Linz Dr. Karl NEUHUBER, den Senatspräsidenten 
des Oberlandesgerichtes Graz Dr. Peter EICHELTER sowie wei­
tere richterliche und staatsanwaltschaftliehe Kolleginnen und 
Kollegen. Vom Verband der Gerichtssachverständigen begrüßte 
Dr. SCHILLER den Vizepräsidenten des Hauptverbandes 
Techn. Rat lng. Anion VOlT, den Präsidenten des Landesver­
bandes Steiermark und Kärnten HR Dipl.-lng. Dr. Wolfgang 
GOBIET sowie den Vorsitzenden des Landesverbandes Oberö­
sterreich und Salzburg Dr. Erlch KAUFMANN. Grußadressen 
übermittelten der Präsident des Landesgerichtes Salzburg Dr. 
Waller GRAFINGER für die Justiz, Dr. Werner ZINKL, Richter 
des Landesgerichtes für Strafsachen Graz in seiner Eigenschaft 
als Vizepräsident der Vereinigung der Österreichischen Richter 
und Bürgermeister Benedikt LANG von Bad Hofgastein. Der 
Präsident des Hauptverbandes, Prof. Dipl.-lng. Dr. Matthias 
RANT nahm die Eröffnung der Veranstaltung vor und konnte 
über die neuasten Entwicklungen des Sachverständigenwesens 
berichten. Der Eröffnungsabend bot den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern an der Veranstaltung Gelegenheit bei einem ausge­
zeichneten Büffet alte Kontakte zu erneuern und die ersten fach­
lichen Gespräche zu führen. 

Der Eröffnungsvortrag am Montag den 17. 1. 2005 war dem 
Thema Mediation in Theorie und Praxis gewidmet. Der Zivilinge­
nieur für Raumplanung und Raumordnung, Dipl.-lng. Helmut 
HIESS aus Wien berichtete zunächst in einer sehr instruktiven 
Einführung über die Problematik der Mediation als besonderer 
Form der Beteiligung (bzw Vermittlung) bei bereits eskalierten 
Konflikten und stellte die Struktur eines Mediationsverfahrens 
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sowie dessen Spielregeln vor. Drei praktische Beispiele aus der 
Tätigkeit des Vortragenden zeigten die möglichen Erfolge dieses 
Verfahrens auf. Dabei verstand es der Vortragende in durchaus 
kritischer Weise die Vorbehalte gegen diese Art der Konfliktbe­
wältigung zu entkräften. 

Ein den "Stammgästen" in Bad Hofgastein nicht mehr unbe­
kannter und gerne eingeladener Vortragender, Dipl.-lng. Dr. 
Plus WÖRLE beleuchtete am Nachmittag das Thema "Holzkon­
struktionen - Liebhaberei oder wirtschaftliche Alternative". 
Seine umfassenden Ausführungen erstreckten sich vom Ver­
gleich des Baustoffes Holz mit etablierten Baumaterialien wie 
Stahlbeton und Stahl (insbesondere was die Problematik Feuch­
tigkeit und Brandverhalten anlangt) bis hin zur Darstellung prak­
tischer Projekte, auch unter Verwendung kombinierter Konstruk­
tionen. Seiner Schlussfolgerung, dass der Baustoff Holz auch in 
Zukunft die Diskussion über die ideale Verwendung von Bau­
stoffen beleben wird, kann man sich ohne Zweifel bedingungs­
los anschließen. Objektive und emotionslose Darstellungen, wie 
die des Vortragenden, eines erfahrenen Zivilingenieurs für das 
Bauwesen, sollten zu einer fruchtbringenden Diskussion beitra­
gen. 

Der Dienstagvormittag war dem Thema "Synthese zwischen 
Bewirtschaftungskosten und Planung sowie Auswirkungen auf 
den Wert eines Gebäudes" gewidmet, einem Thema, das unter 
dem Schlagwort "Facility Management" die tägliche Arbeit der 
Sachverständigen sowohl aus dem Bauwesen als auch der 
Immobilienwirtschaft bestimmt. Harald STEINBERGER, MAS in 
Facility Management, zeigte auf, dass Facility Management sehr 
wohl schon in der Planungsphase entsprechende Beachtung 
finden muss, um Herstellungs- und Betriebskosten entspre­
chend positiv beeinflussen zu können: würden doch 80% der 
Folgekosten bereits während der Entwurfs- und Planungsphase 
bestimmt. Die yier Betrachtun.gsbereiche Infrastruktur, Mensch 
und Nutzung, Okonomie und Okologie als Basis für die strategi­
sche Planung eines Verbesserungspotenzials wurden ebenso 
darstellt, wie die dafür erforderlichen Tools. Was eine entspre­
chende "Facility Management-Begleitung" eines Projektes 
bewirken kann, konnte der Vortragende schließlich an einigen 
praktischen Beispielen anschaulich darstellen. Als wesentliches 
Ziel einer derartigen Planungsbegleitung nannte er Interaktion 
und Integration der Fachplaner und stellte abschließend fest, 
dass Facility Management-Betrachtungen bereits in allen bau­
nahen Ausbildungen gelehrt und vermittelt werden müssten. So 
könnte bei einem allgemeinen Verständnis auch die Zufrieden­
heit über das Projektergebnis erhöht werden. 

Einer der Höhepunkte der Tagung war sicher der am Dienstag­
nachmittag durchgeführte Besuch des Red Bull Hangar 7 am 
Flughafen Salzburg. Die Besichtigung dieses imposanten Bau­
werkes wurde nicht zuletzt durch die engagierten Ausführungen 
des planenden Architekten Dipl.-lng. Volkmar BURGSTALLER, 
der auch geduldig die zahlreichen Anfragen der interessierten 
Teilnehmer beantwortete, zu einem Erlebnis besonderer Art. Das 
Objekt hat zweifellos in Österreich Architekturgeschichte 
geschrieben, ist aber darüber hinaus auch für den Bausachver-
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ständigen von höchstem Interesse. Fast 4 Jahre Planung und 
Entwicklung, die Verbauung von 1200 Tonnen Stahl, 38 Tonnen 
teilweise gebogenen Spezialglas und die Überbauung von ins­
gesamt 65.300 m' Rauminhalt dienten der Verwirklichung eines 
Zieles des Bauherrn auf Verbindung moderner Technik mit dem 
Traum vom Fliegen. Es wurde nicht nur eine gediegene Heim­
stätte für rare fliegende Oldtimer geschaffen, sondern ein 
Begegnungsort von Wissenschaft, Kunst und Unterhaltung 
(ganz zu schweigen von den kulinarischen Genüssen des 
Restaurants und den Eindrücken der ein Besuch der Bar "360 
Grad" vermittelt, die wie ein riesiger Luster im Zenit des Hangars 
schwebt). 

Auf den Boden der Realität wurden die Teilnehmer am Mittwoch 
zurückgeholt: dieser Tag gehörte dem traditionellen Work-Shop, 
das in diesem Jahr dem Thema der Optimierung der Zusam­
menarbeit von Richtern und Sachverständigen bei der Abwick­
lung von Baumängelprozessen gewidmet war. Die Impulsrefera­
te wurden von HA des OGH Dr. Johann HÖLLWERTH und Dr. 
Martin SCHÖRKHUBER, Zivilingenieur für Bauwesen, bestrit­
ten. Eine Synthese, welche sich sehr bewährte und die eine 
Fülle von Stoff für die Diskussion in den anschließenden Arbeits­
kreisen lieferte. Die Arbeitskreise wurden vom Vizepräsidenten 
des OLG lnnsbruck Dr. Gerald COLLEDANI, vom Präsidenten 
des Handelsgerichtes Wien, HA Dr. Ralner GEISSLER, von HA 
Dr. Johann HÖLLWERTH und vom Vorsteher des BG Leibnitz 
HA Dr. Peter HÖTZL geleitet. Von der Abgrenzung des Gutach­
tens an Hand des Prozessstoffes über die Gestaltung des Gut­
achtensauftrages bis hin zu einer Analyse der Möglichkeiten einer 
Mängelbeurteilung, all dies unter Darstellung der rechtlichen 
Grundlagen und der sachverständigen Möglichkeiten und Pflich­
ten (Stichwort "Schadensquotelung") reichte die Palette des 
angebotenen Diskussionsstoffs. Dementsprechend lebhaft war 
die Teilnahme an den_Arbeitskreisen, deren Ergebnisse am Nach­
mittag von HA Dr. HOLLWERTH dem Plenum referiert wurden. 

Mängel und Schäden an Bauwerken dominierten auch das 
Thema des nachmittägigen Vortrags "Beurteilung von Sanier­
putzsystemen". Dr. Helmut KOLLMANN von der epasit GmbH 
Spezialbaustoffe aus Ammerbuch, Deutschland, bereitete das 
Thema umfassend auf und konnte neben grundlegenden Aus­
sagen über die Funktionalität von am Markt befindlichen Sanier­
putzen und Sanierputzsystemen auch ausführlich über die theo­
retischen Grundlagen der Normen (Ö-Norm B 3345: 2003 08 01; 
EN 998-1, in Kraft getreten am 1. 2. 2005) berichten. Ausführun­
gen über Ergebnisse von Testreihen und Forschungsarbeiten 
rundeten den Vortrag ab. 

Am Donnerstagvormittag zog wieder einmal o. Univ. Prof. Dipl.­
lng. Dr. Horst GAMERITH, Vorstand des Institutes für Hoch­
und Industriebau der Technischen Universität Graz, mit seinem 
Vortrag über das Thema "Flachdach - Gründach - Umkehr­
dach" die Teilnehmer in seinen Bann. Wie kaum ein anderer ver­
stand er es wiederum sein umfassendes theoretisches Wissen 
und seine außergewöhnlichen Erfahrungen in besonders 
anschaulicher und launiger Form zu vermitteln. Seine Aus­
führungen gipfelten in der nachvollziehbar dargestellten Aussa­
ge, dass heute durchaus die Möglichkeit besteht, sichere Flach­
dachkonstruktionen, die allen Anforderungen entsprechen, zu 
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planen und auszuführen, weil die dafür erforderlichen Materiali­
en mit den geforderten Güteeigenschaften zur Verfügung ste­
hen. Es fehle aber- so Prof. GAMERITH weiter- ein Qualitäts­
bewusstsein auf der Auftraggeberseite und andererseits in man­
chen Bereichen die notwendige Fachkenntnis in Planung und 
Ausführung. 

Am Nachmittag des Donnerstag sprach ao. Univ.-Prof. Dr. 
Meinhard LUKAS vom Institut für Zivilrecht der Johannes Kep­
ler Universität Linz zum Thema "Judikatur in Baufragen". Er 
spannte einen weiten Bogen über die Judikatur des Obersten 
Gerichtshofes in allgemeinen Fragen (wie zB zum Liegen­
schaftskauf, zur Gewährleistung, zur Warnpflicht und der Ver­
jährung von Werklohnforderungen) bis hin zu Fragen im Zusam­
menhang mit der arbeitsteiligen Werkerstellung (wie zB zwi­
schen Generalunternehmer und Subunternehmer, bei Bau 
ARGE, beim Baubetreuungs- und Bauträgervertrag). Dem Vor­
tragenden ist es zu danken, dass er die für juristische Laien 
sicher komplexen Sachverhalte verständlich dargestellt hat. 

Zum Abschluss der Tagung kamen auch noch speziell die Sach­
verständigen für die Immobilienbewertung auf ihre Rechnung: 
Hon. Prof. Mag. Dr. Wilhelm RASINGER, Präsident des lnter­
essenverbandes für Anleger, sprach zum Thema "Das Sachver­
ständigengutachten und die Erwartungshaltung des Immobilien­
investors". Der Vortragende, dessen Engagement für den Anle­
gerschutz bekannt ist, wies eindringlich auf die durch die Zunah­
me der Bedeutung von Immobilien-Aktiengesellschaften und 
Immobilien-Investmentfonds steigenden Anforderungen an die 
Sachverständigen hin. Sie bringe eine Aufwertung des Sachver­
ständigen mit sich, allerdings auch mehr Verantwortung und 
steigende Qualitätsvoraussetzungen an die Professionalität, die 
Standards und die Qualitätskontrolle. Daran knüpfte er rigorose 
Forderungen an die Bestellung und Auswahl der Sachverständi­
gen für Immobilienbewertungen und verglich diese mit jenen Kri­
terien, die bei der Auswahl, der Bestellung und Abberufung der 
Abschlussprüfer nach den Bestimmungen des Handelsgesetz­
buches gegeben sein müssen. 

ln seinen Schlussworten konnte der Seminarleiter Dr. Jürgen 
SCHILLER ein erfreuliches Resümee über die Tagung ziehen. 
Die Zustimmung der Teilnehmer zu den gewählten Themen und '· _ _) 
Vortragenden war sehr groß, die Diskussionsfreudigkeit bemer­
kenswert. Er kündigte schließlich an, dass das 28. "Bauseminar" 
in der Zeit vom 15. 1. bis 20. 1. 2006 wiederum in Bad Hofgastein 
stattfinden werde und verlieh der Hoffnung auf ein Wiedersehen 
bei dieser Veranstaltung Ausdruck. 

Für die umsichtige Vorbereitung und die reibungslose Abwick­
lung der Tagung vor Ort zeichnete wiederum Frau Chrlstlna 
RÜHMKORF des Hauptverbandes verantwortlich. Sie leitete 
nicht nur mit großem Engagement das Tagungsbüro, dem auch 
Frau Mag. RAINER vom Hauptverband angehörte, sondern war 
auch für die "Reisebewegung" der Teilnehmer nach Salzburg 
und zurück und für das Eisstockschießen verantwortlich, das sie 
mit nimmermüdem Eifertrotz klirrender Kälte auch als Punkte­
richterin betreute. Ihre Idee eines Hüttenabends im Angertal 
wurde begeistert aufgenommen, sodass auch dieser Abend -
wie alle anderen geselligen Veranstaltungen - ausgebucht war. 
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Internationales Fachseminar Spezielles aus 
Recht und Praxis im Sachverständigenwesen 
für Sachverständige und Juristen 2005 
Vom 17. bis 20. Jänner 2005 fand dieses sich an alle Fach­
gruppen wendende Seminar zum zweiten Mal mit großem Erfolg 
in Bad Hofgastein statt. Das ausgebuchte Seminar konnte der 
hohen Erwartungshaltung der Teilnehmer absolut gerecht wer­
den. 

Veranstalter waren der Hauptverband der allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs und 
die Vereinigung der Österreichischen Richter. Seminarleiter war 
der Präsident des Handelsgerichtes Wien, Hofrat Dr. Rainer 
GEISSLER. 

Die in Vorträgen und Diskussionen behandelten Themen waren: 

"Sachverständige im Spannungsfeld Beschleunigung - Effizi­
enz - Wirtschaftlichkeit - Qualitätssicherung", Hofrat Prof. Dr. 
Alexander SCHMIDT, Vorsteher des BG für Handelssachen 
Wien. Den Rechtsrahmen, in dem sich der SV zu bewähren hat, 
Zivilverfahrens-Novelle 2002, GabAG-Novelle 1994, EO-Novelle 
2000, SOG-Novelle 2003 und die damit verbundene Herausfor­
derung an Richter und Sachverständige erklärte dieser mit der 
Materie bestens vertraute Richter umfassend und interessant. 

"Anforderungen an das Gutachten aus der Sicht der Versiche­
rungswirtschaft", lng. Gerhard ZACH, Prokurist der Grazer 
Wechselseitige Versicherung AG, Graz und Vorsitzender des 
Schadensausschusses der Versicherungen. Der hehren Forde­
rung von Juristen, ein Privatgutachten sollte sich in seiner Objek­
tivität nicht von einem Gerichtsgutachten unterscheiden, wurde 
auch von einem Fachmann mit langjähriger Erfahrung im Versi­
cherungswesen nicht widersprochen. ln der anschließenden 
Diskussion wurden allerdings von einigen sehr versierten Kolle­
gen die Unterschiede in der Alltagspraxis sehr wohl aufgezeigt. 

"Pönale, gesetzliches und vertragliches Schadensersatzrecht", 

Dr. Helmut CRONENBERG, Rechtsanwalt in Graz. Dieser Vor­
trag eines auf diesem Gebiet spezialisierten Rechtsanwaltes 
erklärte für Nichtjuristen verständlich und mit interessanten Bei­
spielen belegt, diesen sehr komplizierten Rechtsbereich. 

"Aus Fehlern lernt man", Dr. Herber! TEPLY, Richter des Han­
delsgerichtes Wien. An Hand von 7 konkreten Gutachten, selbst­
verständlich anonymisiert, zeigte dieser erfahrene Richter die 
darin enthaltenen Mängel auf. Die Fähigkeit des Vortragenden, 
das Wesentliche zu erkennen und in kurzer, trockener Weise 
angemessen gewichtet darzulegen, grenzte bereits ans Ver­
gnügliche. Auch fühlte sich wohl jeder Kollege zumindest ein 
bisschen ertappt und konnte froh sein, dass es nicht sein 
unzulänglichstes Gutachten war, das seziert wurde. 

Wie jedes Jahr bedankte sich Hofrat Dr. Rainer GEISSLER im 
Namen aller Teilnehmer unter zustimmendem Applaus für die 
großartige organisatorische Leistung von Frau Christina 
RÜHMKORF und allen anderen Damen des Hauptverbandes. 
Es muss gesagt werden: dass die "Gasteiner Seminare" die Krö­
nung aller diesbezüglichen Veranstaltungen darstellen, ist nicht 
nur der Auswahl der Vortragenden, der Anwesenheit vieler hoch­
rangiger Persönlichkeiten aus dem Rechtswesen und der hohen 
Qualifikation der Seminarteilnehmer zu danken, sondern auch 
Frau Christina RÜHMKORF, die auch diesmal - weit über ihren 
Pflichtenrahmen hinaus - durch die perfekte Organisation von 
vergnüglichen Abendveranstaltungen wie immer dafür sorgte, 
dass sich alle Teilnehmer wohl fühlten und in gepflegter Atmo­
sphäre zwanglos alte Kontakte pflegen und neue knüpfen konn­
ten. 

Dipl.-lng. Michael G. Wiese 
Zivilingenieur für Maschinenbau 

Internationales Fachseminar Straßen­
verkehrsunfall und Fahrzeugschaden für 
Sachverständige und Juristen 2005 
Vom 23.-28. Jänner 2005 fand zum 28. Mal das interdisziplinäre 
Gasteiner Seminar in bewährter Form statt, das 5. Mal in Bad 
Hofgastein. Das Ziel - Weiterbildung im eigenen Bereich und 
Einblick in den Bereich anderer Disziplinen zu vermitteln- wurde 
bestens erreicht. Wieder nützten Richter, Staatsanwälte, Rechts­
anwälte und Sachverständige die Gelegenheit, Kontakte zu 
schließen und zu vertiefen. 

Die Begrüßung der insgesamt 141 Teilnehmer des Seminars 
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ertolgte in traditioneller Weise durch den Seminarleiter Dr. Ro­
bert FUCIK, Richter des OLG Wien. Die Eröffnung des Semi­
nars nahm der Präsident der Oberlandesgerichtes Wien Dr. Ha­
raid KRAMMER als "Überraschungsgast" vor, der auch Gruß­
worte des verhinderten Präsidenten Prof. Dipl.-lng. Dr. Mat­
thias RANT und der Richtervereinigung überbrachte. ln seiner 
Ansprache war auch die im Internet abrufbare "elektronische" 
SV-Liste, die ein Link auf die Hornepage des HV aufweist, 
Thema. Ab Februar 2005 soll anstelle des SV-Ausweises eine 
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Chip-Karte ausgegeben werden. Mit dieser Chip-Karte wird in 
naher Zukunft auch die Möglichkeit bestehen, dem Gericht Gut­
achten direkt im elektronischen Weg zu übermitteln. 

Nach kurzen Festansprachen des Bürgermeisters Benedikt 
LANG konnte das reichhaltige Buffet genossen werden. Der 
.. harte Kern" blieb bis zum Beginn des nächsten Tages. 

Der erste Vortrag am Montag von lng. Helmut LINDL zum 
Thema .,Transport gefährlicher Güter auf Straßen" zeigte uns, 
dass zwar die absoluten Zahlen der Unfälle in diesem Bereich 
nicht hoch sind, die Folgen aber überproportional, sodass auf 
Einhaltung der zahlreichen Vorschriften zu achten ist. Im Vorder­
grund stehen naturgemäß die Transporte entzündbarer flüs­
siger Stoffe (Klasse 3), von Gasen (Klasse 2) und ätzenden Stof­
fen. Auch für den Allgemein-SV kann die Kenntnis der Bedeu­
tung der jeweiligen .,Gefahrenzettel" sowie die Verpackungsvor­
schriften und .,UN-Nummern" von Bedeutung sein. Allerdings 
dürfen auch gefährliche Güter in kleinen Mengen entsprechend 
verpackt bzw zum privaten Gebrauch ohne Kennzeichnung 
transportiert werden. Jeder Einkauf in der Drogerie oder im Far­
bengeschäft wäre sonst ein Problem. 

Nachmittags musste Univ.-Prol. Dr. Max H. FRIEDRICH auch 
seine Frau WOR Dr. Elisabelh FRIEDRICH ersetzen, weil sie 
sich dienstlich im Katastrophengebiet in Thailand aufhält. Die 
Themen waren "Unfälle mit Kindern aus gerichtsmedizinischer 
und kinderpsychiatrischer Sicht". 

Univ.-Prof. FRIEDRICH bot auch den Themenkreis seiner Gattin, 
nämlich Fragen des Gerichtsmediziners, in sehr anschaulicher 
und interessanter Weise dar. Bei Unfällen mit Todesfolge kann 
die Frage zu beantworten sein, durch welches Fahrzeug tödliche 
Verletzungen zugefügt wurden. Die Verletzungsmuster können 
dazu Auskunft geben. Die Zusammenarbeit mit dem Techniker 
ist für die Unfallrekonstruktion notwendig und hilfreich, wenn es 
um Aufschaufelungen, Abwürfe oder spezielle Anprallvorgänge 
geht. Aufgrund der Größe von Kindern ist das zu erwartende Ver­
letzungsmustervon dem Erwachsener naturgemäß verschieden. 
Bei Fahrzeuggeschwindigkeiten unter 20-30 km/h ist die Todes­
wahrscheinlichkeit von Kindern gering, bei mehr als 50 km/h 
sehr hoch. 

Der kinderpsychiatrische Teil des Vortrags begann mit der Typi­
sierung der Kinder und ihren spezifischen Gegebenheiten was 
sowohl gesunde als auch behinderte Kinder betrifft. Auf die Auf­
sichtspflicht wurde verwiesen. Besonderes Augenmerk wurde 
auf die entwicklungspsychologische Denkfähigkeit des Kindes 
gelenkt. Diese beeinflusst auch die Fähigkeit Wahrgenommenes 
als Zeuge wiederzugeben. Zwischen 3 und 6 Jahren lebt das 
Kind in einer magisch~animistischen "Märchenwelt". Zeit und 
Dauer können erst ab dem 8. Lebensjahr klar bewertet werden. 
Analoges gilt für die Einsichts- und Tragweitenproblematik. ln 
einem zweiten Teil ging der Vortragende auf die Gutachtensein­
schätzungen bzw Einstufungen (Schmerzengeld) in qualitativer 
und quantitativer Form ein. Zahlreiche Einflüsse die beim 
Erwachsenen wegfallen, sind zu berücksichtigen, wie etwa die 
emotionale Wirkung langer Spitalsaufenthalte und persönlich­
keitsverbildende Einflüsse der Schmerzen bei der Rehabilitation, 
geistige Retraumatisierung und psychosomatische Folgen. Der 
am Schluss des Vortrags präsentierte Fall eines durch einen 
Unfall im Gesicht völlig entstellten Jugendlichen, der dem Psy­
chiater seinen Berufswunsch Tierpfleger zu werden, damit 
begründete, "den Tieren wird mein Aussehen gleichgültig sein", 
machte betroffen und sprachlos. 

Dienstag sprachen Franz DWORAK und lng. Günler DIVOKV 
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über das Thema "Reparaturmöglichkeiten von Motorrädern". 
Dem kurzen historischen Überblick über die Entwicklung des 
Motorrads folgte eine Erklärung der für das Fahrverhalten 
wesentlichen Parameter wie Nachlauf, Lenkkopfwinkel etc. und 
ihr Einfluss auf die Stabilität und ihre Veränderung im Fahrbe­
trieb, zB während des Bremsens. ln der Folge wurden die ver­
schiedenen Bauteile systematisch vorgestellt, beginnend mit 
dem Rahmen und dessen unterschiedlichen Ausführungen, der 
Vorderradführung, der Lenkung und deren Analyse- und Mess­
möglichkeiten, die ihrerseits wieder die Reparaturmöglichkeiten 
bestimmt. Die Zulässigkeil von Schweißarbeiten am Rahmen ist 
sehr eingeschränkt. Auf Räder und Reifen wurde ebenfalls ein­
gegangen. Dass der Ersatz geschraubter Teile kein "Misstrauen" 
beim Käufer hervorrufen sollte, liegt nicht nur in der Tatsache 
ausgezeichneter Fachbetriebe, sondern kann auch damit 
begründet werden, dass ein Motorrad, im Unterschied zum Pkw, 
erst vom Händler vollständig zusammengestellt wird (Motor­
räder werden teilzerlegt in Kisten angeliefert). Der Fahrdynamik 
wurde ein breiter Raum eingeräumt. Anhand von Filmen konnte 
man sich über mögliche Fahrinstabilitäten informieren. Während 
das Pendeln (Wobbeln) noch relativ harmlos aussah, sind die 
Effekte des Flatterns (Shimmy-Effekt) und Lenkerschiagens 
(kick-back) beängstigend. Vielleicht lässt sich mancher Motor­
radunfall auf diese Effekte zurückführen, ohne dass dies bisher 
bedacht wurde. 

Nachmittags war es dank der Mithilfe der Gendarmerie möglich, 
Selbsttests zum Alkoholisierungsgrad durchzuführen. Dies 
umrahmte den Vortrag von Dr. Chrislian HIRTZBERGER, der 
über die Wirren der gesetzlichen Situation berichtete. Er bot mit 
dem Thema "Alkohol im Straßenverkehr" eine Zusammenschau 
der verschiedenen Regelungsbereiche. Da sich der Bogen von 
der S!VO über das FSG, die Alkoholdelikte des StGB und die 
zivilrechtliehen (Schadenersatz- und versicherungsrechtlichen) 
Aspekte spannte, konnte wohl jeder Teilnehmer die Komplexität 
des Themas erahnen. Nur die historische Entwicklung kann 
eine, allerdings kleine Entschuldigung für die vielen gesetzlichen 
Widersprüche und Ungereimtheiten sein. Schon der wichtige 
Begriff "Beeinträchtigung" ist schwierig zu fassen und zu defi­
nieren. Man muss begrüßen, dass es für Alkoholbeeinträchti­
gung gesetzliche Grenzwerte gibt (auch wenn diese im einzel­
nen Fall zu einem äußerst unterschiedlichen Ausmaß der Beein­
trächtigung führen). Bei Beeinträchtigungen durch Drogen ste­
hen wir erst am Anfang einer quantitativen Fassbarkeit. Die Fra­
gen der Verpflichtung zur Feststellung einer eventuellen Alkoho­
lisierung sowie Strafbestimmungen und Zwangsmaßnahmen 
wurden ausführlich und immer launig dargeboten. Zuletzt wur­
den die weitreichenden zivilrechtliehen Konsequenzen vor 
Augen geführt. 

Mittwoch stellte Joachim MICHELKENS "Elektronische Syste­
me im Kfz-Bau" vor. Es ging um die Themen Funktion, Prüfung 
und Instandsetzung. Wenn auch die Elektronik in den 90-er Jah­
ren einen rasanten Aufschwung im Fahrzeugbau erlebte, sollte 
doch nicht vergessen werden, betonte der Vortragende, dass 
das Fahrzeug letztlich ein mechanisches Gerät ist. Für Funkti­
onsweise, Sicherheit und Komfort werden aber zunehmend 
elektronisch gesteuerte Elemente eingebaut. Das beginnt beim 
Motormanagement, ohne das die gesetzlich geforderten Abgas­
werte nicht oder nur schwer eingehalten werden könnten, geht 
über die diversen automatischen Eingriffe in das Fahrverhalten, 
wie ABS oder ESP bis hin zu den bekannten marktgängigen 
Komfortkomponenten. Selbstverständlich wird es immer schwie­
riger, alle diese Komponenten zu überprüfen, was zur Entwick­
lung von inzwischen teilweise genormten Diagnosegeräten 
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geführt hat. Nicht nur Steckverbindungen, sondern auch der 
Datenaustausch und die Protokolle müssen normiert sein, um 
entsprechende Diagnosemöglichkeiten herstellerübergreifend 
zu ermöglichen. Über diverse bereits erfolgte Normungen und 
noch verbliebene Eigenheiten einzelner Hersteller wurde berich­
tet. Als Konsument und Fahrzeuglenker ist man erstaunt, wie 
groß das Vertrauen in einen "Bordcomputer" ist, offenbar darf 
man ihn nicht mit der Verlässlichkeit eines PCs vergleichen. 

Nachmittags berichtete Univ.-Prof. Dlpl.-lng. Dr. Hermann 
STEFFAN über die "Simulation von Verkehrsunfällen. Er weitete 
sein Thema auf Unfallanalyse und Sicherheit aus und wies ein­
gangs auf die Problematik der Kompatibilität verschiedener 
Fahrzeugtypen (Pkw-Kastenwagen-SUV) hin. Obwohl die Todes­
ursachen Herz- und Kreislaufversagen, Krebs, Selbstmord und 
andere Unfälle die des Verkehrsunfallstodes überwiegen, sind 
die Absolutzahlen dennoch groß, vor allem weltweit. Die Ergeb­
nisse der Sicherheitsentwicklungen kommen nur im Umfeld 
hoch technisierter Gesellschaften voll zur Wirkung. Ein Exkurs 
zeigte die Möglichkeiten der Computersimulation im Einsatz für 
die Sicherheitsforschung und für die Fahrzeugentwicklung. Die 
Möglichkeit einer Optimierungsstrategie in Zusammenhang mit 
der Anwendung des vom Vortragenden entwickelten Pro­
gramms PC-Crash mit der Monte-Cario-Methode wurde vorge­
stellt. Zahlreiche Einzelbeispiele belebten den sehr lebendigen 
Vortrag. Eine wichtige Unterscheidung wurde vom Autor, der auf 
beiden Gebieten gearbeitet hat, betont, nämlich zwischen Com­
putersimulation und Computeranimation. Oder anders ausge­
drückt, schöne Animationsfilme am PC-Display haben nicht not­
wendigerweise etwas mit dem zu rekonstruierenden Unfall zu 
tun. Zuletzt wurde darauf hingewiesen, dass trotz aller Notwen­
digkeit der Weiterentwicklung der Sicherheit von Fahrzeugen 
noch großes Potenzial in den vorhandenen Komponenten liegt. 
50% der Toten im Kfz waren nicht angegurtet' 

Die beiden Vorträge am Donnerstag führten uns die Problematik 
des Unfalls mit einem "ausländischen Fahrzeug" vor Augen. RA 
Dr. Thomas ROMAUCH sprach vormittags über den "Verkehrs­
unfall im Ausland", RA Dr. Michael MATHES nachmittags über 
den "Verkehrsunfall im Inland mit Auslandskontakt". Beiden Vor­
trägen gemeinsam war, dass eine für den Nichtjuristen unüber­
sehbare Flut von Gesetzen, Verordnungen, Internationales Pri­
vatrecht, Gemeinschaftsrecht, Richtlinien, Ubereinkommen, 
Abkommen, Durchführungsbestimmungen zu Richtlinien, allge­
meine Vorschriften, unabdingbare Bestimmungen, Haager 
Straßenverkehrsabkommen, LGVÜ Lugano-Übereinkommen, 
EuGVÜ Brüsseler Übereinkommen, EuGWO etc. zu beachten 
sind bzw. gelten. Dr. ROMAUCH machte uns seinen Vortrag 
schmackhaft, indem er Prüfungsfragebögen austeilte. Man 
konnte im Anschluss an seinen Vortrag im Selbsttest sehr gut 
überprüfen, was man davon verstanden und behalten hatte. 
Tipp: bei einem Unfall mit einem Ausländer oder im Ausland 
(auch mit einem in Österreich zugelassenen Fahrzeug) kann nur 
ein Anwalt mit speziellen Kenntnissen oder eine rechtskundige 
Institution helfen. Die Verwirrung ist vollständig, weil den jeweili­
gen vorher genannten Abkommen einerseits nicht alle EU-Staa­
ten beigetreten sind (zB Deutschland nicht dem Haager Straßen­
verkehrsabkommen), schon aber einige Staaten außerhalb der 
EU. 

Berichte 

bot Dlpl.-lng. Roy SlZELElZ mit seinem Thema "Analyse von 
Fußgängerunfällen". Auch wenn groBteils über Dummy-Versu­
che berichtet wurde, schloss sich der Bogen zum Vortrag über 
Kinder im Straßenverkehr. Ein historischer Rückblick auf erste 
Versuche ging bis 1967. Von der Fülle von Einzelinformationen 
seien einige herausgegriffen und wiederholt. Nur bei kleinen 
Fahrzeugen und großen Fußgängergeschwindigkeiten kann 
man aus dem Beulenversatz, also dem schrägen Verlauf ver­
schiedener Einbaulungen am Fahrzeug die Geh- oder Laufrich­
tung bestimmen. Die bekannten spinnennetzartigen Rissformen 
in der Windschutzscheibe werden nicht immer vom Kopf des 
Fußgängers verursacht, es kommt zu ähnlichen Bruch- und Kon­
taktbildern auch beim Anprall der Schulter oder des Ellbogens. 
Im höheren Geschwindigkeitsbereich wird ein Fußgänger 
"irgendwohin" geschleudert. Aus der Endlage ist in keiner Weise 
ableitbar, ob er von rechts oder von links kam. Erst die Verknüp­
fung mit anderen Anhaltspunkten macht die Rekonstruktion 
möglich. Nicht alle früheren theoretischen Kurven zur Wurfweite 
gelten noch, weil sich die Formen der Fahrzeugfront entwickeln 
und ändern. Die Lage von Lack- oder Glassplittern gestattet es 
nicht, die Unfallstelle brauchbar genau zu bestimmen. Man kann 
sie nur nach unten eingrenzen, weil zB die ersten Lacksplitter 
selbst bei 7ü-90 km/h schon an der Unfallstelle liegen bleiben. 
Der Vortrag zeigte uns aufs Neue, wie verantwortungsvoll und 
gewissenhaft Fußgängerunfälle analysiert werden müssen, sei 
es einerseits in Hinblick auf die strafrechtlichen Konsequenzen 
für Fahrzeuglenker, sei es in Hinblick auf die zivilrechtliehen 
Schadenersatzansprüche des verletzten Fußgängers. Gerade 
beim Fußgängerunfall bleibt die Streubreite der Ergebnisse 
unvermeidbar sehr hoch, mit der Konsequenz, dass ein ver­
kehrstechnisches Gutachten wegen der unterschiedlichen recht­
lichen Voraussetzungen im Strafverfahren andere Ergebnisse 
bringen muss (Grenzwert) als im Zivilverfahren (wahrscheinlich­
ster Wert bzw Beweispflichtregeln). 

Durch das Seminar führte uns auch diesmal wieder in schon 
bewährter Weise souverän und unterhaltsam dessen Leiter, 
Dr. Robert FUCIK, der zum Abschluss und zur Verabschiedung 
die Themen in launiger Weise Revue passieren ließ und dafür mit 
lang anhaltendem Applaus belohnt wurde. 

Außer der Eröffnung beinhaltete das Rahmenprogramm einen 
gemütlichen "Hüttenabend im Angertal". Die angeregten Unter­
haltungen bei bester Speis und bestem Trank konnten die Teil­
nehmer genießen. Vor dem "Ritteressen auf Burg Klammstein" 
führte uns der Kustos in die Geschichte der Burg und des 
Gasteinertals ein. Seine zahlreichen Sammalobjekte auf der von 
ihm inslandgesetzten ehemaligen Ruine sind bunt gemischt und 
sehenswert. Es wäre leicht möglich gewesen, bei dieser Gele­
genheit einen Eß- und Trinkrekord aufzustellen. Unterbrochen 
wurde man bei dem fast dreistündigen Gelage nur durch das 
eigene Gelächter über die Schwänke und Witze - nicht alle 
waren jugendfrei- die die Runde machten. 

Das nächste Seminar wurde für die Zeit vom 22.-27. 1. 2006 
festgesetzt. Wir alle freuen uns schon darauf und danken unse­
rerseits allen Verbandsmitarbeiterinnen, besonders Frau RÜHM­
KORF und Frau WURZER, für den reibungslosen Ablauf des 
bestens organisierten Seminars. 

Den krönenden Abschluss der technisch orientierten Vorträge Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke 
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Oberlandesgerichtspräsident Dr. Hansjörg Rück tritt in den Ruhestand 
Der Präsident des Oberlandesge­
richtes lnnsbruck Dr. Hansjörg 
RÜCK ist mit Ablauf des Jahres 
2004 in den Ruhestand getreten. 

Nach dem Besuch der Handelsaka­
demie in lnnsbruck und dem Studi­
um der Rechte an der Universität 
lnnsbruck war Dr. RÜCK vorerst 
zwei Jahre in der Privatwirtschaft 
tätig, bevor er am 4. 1. 1965 als 
Rechtspraktikant in den Gerichts­
dienst eintrat. Mit 1. 12. 1966 wurde 
er in den richterlichen Vorberei­

tungsdienst übernommen und am 1. 11. 1969 zum Sprengel­
richter ernannt. ln dieser Funktion war er bei den Bezirksgerich­
ten lnnsbruck, Feldkirch, Kitzbühel und Steinach tätig, bevor er 
am 1. 1. 1972 zum Bezirksgericht lnnsbruck ernannt wurde. Mit 
1. 7. 1973 erfolgte seine Berufung zum Landesgericht lnnsbruck, 
wo er zunächst mit großem Erfolg eine Zivilabteilung und im 
Anschluss daran die Konkursabteilung dieses Gerichtshofes lei­
tete. Gerade bei der Abwicklung von Großinsolvenzen kamen 
Dr. RÜCK seine wirtschaftlichen Erfahrungen und seine hervor­
ragenden Kenntnisse auf dem Gebiete des Zivilrechtes zugute, 
sodass er bald zum gefragten Vortragenden und Experten in 
Insolvenzrechtssachen wurde. 

bewirkten mit Oktober 1985 seine Berufung als Mitglied eines 
zivilen Rechtsmittelsenates beim Oberlan_desgericht lnnsbruck. 
Mit Jahresbeginn 1986 übernahm Dr. RUCK die Funktion des 
Präsidialvorstandes beim Oberlandesgericht lnnsbruck, am 1. 1. 
1989 wurde er Senatspräsident dieses Gerichtshofes und 
schließlich am 1. 8. 1992 Vizepräsident Mit 1. 1. 1995 wurde 
Dr. Hansjörg RÜCK in die Funktion des Präsidenten des Ober­
landesgerichtes lnnsbruck berufen; im Jahre 1997 erfolgte seine 
Ernennung zum Präsidenten des Fürstlich Liechtenstein'schen 
Obersten Gerichtshofes. 

Die hervorragenden Verdienste Dris RÜCK um die Österreichi­
sche Justiz wurden zuletzt- neben verschiedenen anderen Aus­
zeichnungen - durch Verleihung des "Großen Silbernen Ehren­
zeichens mit dem Stern" gewürdigt. 

Dr. Hansjörg RÜCK hat für den Landesverband Tirol und Vorarl­
berg der allgernein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sach­
verständigen Osterreichs viele Jahre als beliebter Vortragender 
in der Ausbildung der Sachverständigen gewirkt. 

Der Hauptverband der allgemein beeideten und gerichtlich zer­
tifizierten Sachverständigen Österreichs und der Landesverband 
Tirol und Vorartberg wünschen Dr. Hansjörg RÜCK alles Gute für 
seinen neuen Lebensabschnitt 

HR Dr. Gottfried Götsch 
Vorsitzender des Landes-

Prof. Dipl.-lng. Dr. Matthias Ranl 
Präsident des Hauptverbandes 

· :.. Diese über die Landesgrenzen hinaus anerkannten Leistungen verbandes Tirol und Vorarlberg 

Präsident des Oberlandesgerichtes Linz Dr. Helmut Hubner 
Ein Freund und Förderer des Sachverständigenverbandes für Oberösterreich und Salzburg 
tritt von der Bühne ab 

Wie der Chronist schon beim 
Amtsantritt im April 1997 voraus­
schauend und richtig bemerkt 
hat, hat Dr. Helmut HUBNER als 
Präsident des Oberlandesge­
richts Linz neben seiner hohen 
Kompetenz als Richter das Sach­
verständigenwesen zu seinem 
persönlichen Anliegen gemacht. 

Der Sachverständigenverband 
Oberösterreich und Salzburg ver­
dankt Präsident Dr. Helmut HUB­
NER diesen nachhaltigen Brü­
ckenschlag zwischen Justiz und 

Organisation der Sachverständigen. 

Mit unermüdlichem Einsatz stellte sich Präsident Dr. Helmut 
HUBNER als Vortragender für Grundseminare und Liegen­
schaftsseminare zur Verfügung und war bei fast allen Neuerun­
gen im Sachverständigenbereich mit großer Sachkenntnis betei­
ligt. So insbesondere bei dem im europäischen Raum einzigar­
tigen Österreichischen Liegenschaftsbewertungsgesetz, bei der 
Gestaltung des Sachverständigen- und Dolmetschergesetzes, 
bei der Novelle zum Eisenbahnenteignungsgesetz uam. 

Ganz besonders dankbar ist zu vermerken, dass Präsident 
Dr. Helmut HUBNER beim Aufbau und der kontinuierlichen Wei-
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terentwicklung des Brandlhof-Seminares geholfen hat, einem 
jährlichen Seminar für Sachverständige, das sich inzwischen zur 
anerkannten Plattform für den Meinungsaustausch der Immobi­
lien- und Liegenschaftsbewerter entwickelt hat. 

Seinem Weitblick ist es auch zu verdanken, dass der Sachver­
ständigenverband schon vor geraumer Zeit Kontakte nach Brüs­
sel und zum Informationsaustausch zu den neuen EU-Mitglieds­
staaten geknüpft hat. 

Wenn ein sinnreiches Sprichwort sagt, dass hinter jedem erfolg­
reichen Mann eine tüchtige und liebevolle Frau steht, triffl dies 
im gegenständlichen Fall uneingeschränkt zu. Seine Frau Jutta, 
seine beiden Söhne und seine Tochter haben sicher zum har­
monischen Alltag und der beruflichen Ausgeglichenheit beige­
tragen. 

Gleichermaßen wie auch seine Liebe zur Musik, zu den Bergen 
und zum Sport: wir erinnern uns, dass Präsident Dr. HUBNER 
anlässtich der Gasteiner-Fortbildungsseminare als Eisstock­
schütze den Sachverständigen so manchen Pokal entführt hat. 

Die Sachverständigen danken aufrichtig und mit Respekt Präsi­
dent Dr. Helmut HUBNER für das Verständnis ihrer Anliegen und 
Nöte, für seine hochgeschätzte Kompetenz und Lehrtätigkeit bei 
der Ausbildung von Sachverständigen, sowie für seine fundier­
ten und freundschaftlichen Ratschläge. 
Die hervorragenden Verdienste Dris HUBNER um die Öster­
reichische Justiz wurden zuletzt- neben verschiedenen anderen 
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Auszeichnungen - durch Verleihung des "Großen Silbernen 
Ehrenzeichens mit dem Stern" gewürdigt. 

Der Hauptverband der allgemein beeideten und gerichtlich zer­
tifizierten Sachverständigen Österreichs und der Landesverband 
Oberösterreich und Salzburg wünschen Dr. Helmut HUBNER 
alles Gute für seinen neuen Lebensabschnitt 

Berichte 

Wir können nur wünschen, dass uns Präsident Dr. HUBNER 
noch lange in bester Gesundheit und Verbundenheit für kom­
mende Aufgaben zur Seite stehen wird. 

Dr. Erich Kaufmann 
Vorsitzender des LV 
Oberösterreich und Salzburg 

Prof. Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 
Präsident des Hauptverbandes 

Dr. Alois Jung - neuer Präsident des Oberlandesgerichtes Linz 

Mit Jahreswechsel 2004/2005 
fand ein Wechsel an der Spitze 
des Oberlandesgerichtes Linz von 
Dr. Helmut HUBNER zu Dr. Alois 
JUNG statt. 

Dr. Alois JUNG wurde am 28. 12. 
1946 in Ulrichsberg geboren, er 
ist verheiratet mit Frau Gabriele 
und Vater von Sohn Georg und 
Tochter Antonia. Nach seiner Pro­
motion zum Doktor iuris an der 
Universität Wien trat er in den 
Gerichtsdienst ein, wo er am 

1. 11. 1974 zum Richter für den Sprengel des Oberlandesge­
richtes Linz ernannt wurde. 1978 wurde er Staatsanwalt und 
1984 Richter des Landesgerichtes Linz. Am 1. 2. 1993 erfolgte 
die Ernennung zum Richter des OLG Linz und am 1. 6. 1997 die 
zum Vizepräsidenten. 

Zusammen mit seinem geschätzten Vorgänger, Präsident 
Dr. HUBNER, und dem in der Zwischenzeit in Pension, aber nicht 
im Ruhestand befindlichen Leitenden Oberstaatsanwalt 
Dr. BUCHMAYA- denen auch an dieser Stelle für ihr vielschich­
tiges Wirken für die Interessen des Sachverständigenverbandes 
herzliehst gedankt sei- hat er über die Grenzen Österreichs hin­
aus schon lange vor der EU-Osterweiterung besonderen Kontakt 
mit der tschechischen Richterschalt gepflegt. 

Der neue Präsident ist unter seinen Kollegen und als Vorgesetz­
ter wegen seiner hohen fachlichen Kompetenz, seines Engage­
ments für die Justiz in Österreich und seiner Objektivität 
geschätzt und geachtet. Besonders hervorzuheben ist seine 
sehr persönliche Anteilnahme an allen Problemen, wobei er 

schon in seiner bisherigen Funktion als Vizepräsident zum not­
wendigen kühlen strategischen Denken eine menschliche Note 
hinzugefügt hat. 

Dies wurde auch von Frau Bundesministerin für Justiz Mag. 
Karin MIKLAUTSCH bei seiner Amtseinführung am 19. 1. 2005 
im Oberlandesgericht Linz festgestellt. Dabei sprach er selbst 
von den drei Grundsätzen, die sein Handeln stets bestimmten­
Offenheit, Loyalität und Gerechtigkeit, Begriffe, deren Anfangs­
buchstaben sinnigerweise OLG ergeben. Seine menschliche Art 
der Rechtsprechung war auch bei der so schwierigen Umset­
zung der Personalkürzungen erkennbar. So konnte er eine sozi­
al verträgliche Komponente im Zusammenhang mit der Perso­
nalentwicklung einbringen. 

Mit dem Dank an den Vizepräsidenten Dr. JUNG für seine bishe­
rigen vielseitigen Bemühungen um die allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen verbinden wir die Bitte 
an den nunmehrigen Präsidenten des OLG Linz Dr. JUNG, die 
intensive Verbindung zu uns aufrecht zu erhalten und auch wei­
terhin unser hochgeschätzter Ratgeber, Förderar und Freund zu 
sein. 

Der Hauptverband der Gerichtssachverständigen Österreichs 
und der Landesverband Oberösterreich und Salzburg gratulie­
ren zu dieser hohen und ehrenvollen Ernennung und hoffen, 
dass Dr. Alois JUNG in seinem neuen Amt Zufriedenheit, 
Gesundheit und Erfolg beschieden sein möge. 

Dr. Erich Kaufmann 
Vorsitzender des Landes­
verbandes Oberösterreich 
und Salzburg 

Prof. Dipl.-lng. Dr. Matthiss RANT 
Präsident des Hauptverbandes 

Dr. WaHer Pilgermair - Präsident des Oberlandesgerichtes lnnsbruck 
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Dr. Waller PILGERMAIR wurde 
1948 in Hall i.T. geboren, matu­
rierte am dortigen Franziskaner­
gymnasium, studierte nach Ab­
leistung des Präsenzdienstes 
beim Bundesheer an der Univer­
sität lnnsbruck Jus und promo­
vierte im Jahr 1971. 1974 wurde 
er zum Richter und 1976 zum 
Staatsanwalt ernannt. Nach einer 
Dienstzuteilung an das Bundes­
ministerium für Justiz war er beim 
Landesgericht lnnsbruck als Ein­
zelrichter sowie als Richter in 

Schöffen- und Geschworenengerichtssachen tätig. 

1991 wurde er Oberstaatsanwalt, 1999 erster Stellvertreter des 
Leiters der Oberstaatsanwaltschaft und anschließend vom 1. 12. 
2002 bis 31. 12. 2004 Leiter der Oberstaatsanwaltschaft für 
Oberösterreich und Salzburg in Linz. Seit 1. 1. 2005 ist Dr. Wal­
ler PILGERMAIR Präsident des Oberlandesgerichtes lnnsbruck 
mit Zuständigkeit für die Bundesländer Tirol und Vorarlberg. 

Da Dr. PILGERMAIR seit 20 Jahren in der Ausbildung der Rich­
teramtsanwärter/innen und der Richterfortbildung tätig ist, 
haben die Sachverständigen von Tirol und Vorarlberg stets den 
Kontakt zu ihm gesucht und gerne seinen Rat eingeholt. Der 
Landesverband Tirol und Vorarlberg ist ihm zu besonderem 
Dank dafür verpflichtet, dass er für die Kollegen immer ein offe-
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nes Ohr hatte und auch den Sachverständigenverband bei den 
zahlreichen von ihm organisierten Veranstaltungen eingebunden 
hat. 

Der Hauptverband der Gerichtssachverständigen Österreichs 
und der Landesverband Tirol und Vorarlberg freuen sich auf die 
Fortsetzung der bisher guten Zusammenarbeit und wünschen 

Revirements in der Justiz 

Der Jahreswechsel 2004/2005 hat eine Reihe wichtiger Neube­
setzungen an den Gerichtshöfen gebracht: 

Beim Obersten Gerichtshof wurde die bisherige Senatspräsi­
dentin des OGH Dr. Birgit LANGER zur Vizepräsidentin des 
Höchstgerichts ernannt. Senatspräsidenten des OGH wurden 
die bisherigen Hofräte des OGH Hon.-Prof. Dr. lrmgard GRISS, 
Dr. Ronald ROHRER, Dr. Gernot FLOSSMANN und Dr. Josef 
GERSTENEGGER. Auf frei gewordene Hofratstellen rückten 
Dr. lrene FICHTENAU, Dr. Marlies GLAWISCHNIG und Dr. Waller 
VEITH (vom OLG Wien) sowie Dr. Johann HÖLLWERTH und Dr. 
Edwin GITSCHTHALER (vom OLG Linz) nach. 

Der Landesverband Wien, Nieder­
österreich und Burgenland nimmt die 
berichteten personellen Veränderun­
gen an der Spitze des Wiener Straf­
landesgerichts - dem als "Graues 
Haus" allgemein bekannten, größten 
Österreichischen Strafgerichtshof 
erster Instanz - zum Anlass, Präsi­
dent i.R. Dr. Günter WORATSCH 
Dank zu sagen für viele Jahre bester 
Kooperation mit unserem Landes­
und Hauptverband sowie Präsidentin 

Dr. Ulrike PSENNER einen herzlichen Willkommensgruß zu ent­
bieten, mit der Bitte um Fortsetzung 
der bisherigen optimalen Zusam­
menarbeit mit den Gerichtssachver­
ständigen im Wirkungsbereich des 
Straflandesgerichts Wien. 

Dr. WO RATSCH sind die Österreichi­
schen Gerichtssachverständigen 
und deren Vertretungsorgane in 
besonderer Weise seit vielen Jahren 
eng verbunden und zu aufrichtigem 
Dank verpflichtet. Dies fand ua in der 
Delegiertenversammlung 2001 in 
Wien durch Verleihung der Goldenen Ehrennadel des Hauptver­
bandes an Dr. WORATSCH sichtbaren Ausdruck (vgl SV 2001/2, 
52). Diese Ehrung erfolgte vor allem in Würdigung der Ver­
dienste Dris. WORATSCH bei der Organisation und souveränen 
Leitung der Tagungsreihe "Straßenverkehrsunfall und Fahrzeug­
schaden" im Rahmen der "Gasteiner Seminare" durch 14 Jahre 
hindurch. Sie war aber auch ganz allgemein Zeichen unserer 
Verbundenheit und unseres Danks für den wiederholten Einsatz 
Dris. WORATSCH bei Unterstützung "justizträchtiger" Anliegen 
und Veranstaltungen der Gerichtssachverständigen. 

54 DER SACHVERSTÄNDIGE 

I. 

II. 

dem neuen Oberlandesgerichtspräsidenten für seine verantwor­
tungsvolle Tätigkeit alles Gute. 

HR Dr. Gottfried Götsch Prof. Dipl.-lng. Dr. Matthias Rant 
Vorsitzender des Landes- Präsident des Hauptverbandes 
verbandas Tirol und Vorarlberg 

Am Oberlandesgericht Linz trat mit Jahreswechsel Präsident 
Dr. Helmut HUBNER in den Ruhestand, ihm folgte im Amte der 
bisherige Vizepräsident Dr. Alois JUNG. 

(' 
Präsidentin des Landesgerichts für Strafsachen Wien wurde 
die bisherige Vizepräsidentin dieses Gerichts Dr. Ulrike PSEN­
NER. Sie folgte Dr. Günter WORATSCH nach, der mit Jahres­
ende 2004 in Pension ging. 

Der Hauptverband der Gerichtssachverständigen gratuliert den 
genannten Damen und H'erren sehr herzlich zu ihren Ernennungen 
und entbietet den in den wohlverdienten Ruhestand getretenen 
Richtern für den neuen Lebensabschnitt die besten Wünsche! 

Dieser Dank sei nun, aus Anlass seines Übertritts in den wohl· 
verdienten Ruhestand, erneuert! 

Die Justizlaufbahn des 1939 Geborenen sei kurz in Erinnerung 
gebracht: Eintritt in den Justizdienst 1963; Richterernennung 
1966; vom 1. 1. 1990 bis 31. 12. 2004 (höchst aktiver) Präsident 
des Straflandesgerichts Wien. Hochkarätiger Funktionär natio­
naler, europäischer und internationaler Standesvertretungen der 
Richter; seit 1973 (Mit-)Veranstalter und Leiter der alljährlichen 
"Ottensteiner Strafrechtsseminare". 

Zur Persönlichkeit: Dr. Günter WO RATSCH ist ein welterfahrener, 
sprachkundiger Mann; sportlich, unkompliziert und selbstbe­
wusst. Er weiß viel über bildende Künste und Musik und trug 
durch Organisation einschlägiger Veranstaltungen (Ausstellun­
gen, Konzerte) im Justizbereich zur "kulturellen Einbindung" 
seiner Berufskollegen bei. Seine Urteilskraft und sein unermüd­
licher Einsatz- so möge es auch in Zukunft bleiben! -war und 
ist beeindruckend. Gradlinigkeit und Verlässlichkeit waren für 
ihn kennzeichnend, die so oft apostrophierte Handschlagsqua­
lität. 

Wir wünschen Dr. WORATSCH für den neuen Lebensabschnitt, 
der wohl kein "Ruhestand" werden dürfte, in freundschaftlicher 
Verbundenheit das Allerbeste! 

Der nunmehrigen Präsidentin des Landesgerichts für Strafsa­
chen Wien Mag. rer. soc. oec. Dr. Ulrike PSENNER (Geburts­
jahrgang 1948) gratulieren wir sehr herzlich zu ihrer Ernennung 
und wünschen ihr für die künftige Tätigkeit an der Spitze des 
Straflandesgerichts alles Gute und viel Erfolg. Wir sind über­
zeugt, dass die bewährte, gute Zusammenarbeit von Justiz und 
Gerichtssachverständigen auch unter ihrer Präsidentschaft fort­
gesetzt wird. 

Hofrat Dr. Waller MELNIZKY 
Rechtskonsulent 

Prof. Dl Dr. Matthias RANT 
Präsident 
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Delegiertenversammlung 2005 
findet am 

Samstag, 21. Mal 2005 um 9.15 Uhr 

illl Brucknerhaus, Mittlerer Saal, 

4020 Linz, Untere Donaulände 7, 

statt. 

Hauptverband der allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Osterreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 406 11 56 

Europa auf dem Weg zu gemeinsamen 
Standards 
Die Rolle des Sachverständigen im Zivilprozess - ein 
europäischer Vergleich - Sachverständige in der EU 

EuroExpert Symposium 2005 Wien 
veranstaltet von EuroExpert und dem Hauptverband der allge­
mein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Österreichs 

Samstag, 9. April2005 im Großen Schwurgerichtssaal des Lan­
desgerichts für Strafsachen Wien, Landesgerichtsstraße 11, 
1080 Wien 

Programm 

Begrüßung durch 
Dr. Ulrike PSENNER, Präsidentin des Landesgerichts für Straf. 
sachen Wien 
Prof. Dl Dr. Matthias RANT, Präsident des Hauptverbandes der 
Gerichtssachverständigen Österreichs 
Gastor lglesias SANZO, Präsident von EuroExpert 
Dr. Ernst MARKEL, Senatspräsident des Obersten Gerichtshofs 
und Ehrenpräsident der internationalen Richtervereinigung 

Die europäische Dienstleistungsrichtlinie - aktueller Stand der 
Diskussion und Ausblick 
Alan TYRELL, QC (Queen's Counsel- Kronanwalt), Großbritan­
nien 

Die Rechtsstellung der Sachverständigen im Zivilprozess - ein 
europäischer Vergleich 

Die Stellung des Sachverständigen im Zivilprozess ist von Land 
zu Land teilweise unterschiedlich geregelt. Daraus resultieren für 
die Sachverständigen unterschiedliche Richtlinien. Die Vortra· 
genden (vorgesehen sind Vertreter aus Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Österreich, Portugal, Spanien) werden sich 
sowohl mit allgemeinen als auch mit den für ihr Land spezifiw 
sehen Fragen auseinandersetzen. Die Teilnehmer erhalten einen 
Überblick der Gemeinsamkeiten und Unterschiede. 

Vortragender aus Österreich: Hofrat Dr, Gottfried GÖTSCH, Vize­
präsident des Hauptverbandes der Gerichtssachverständigen 
und Vorsitzender des Landesverbandes Tirol und Vorarlberg, 
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Der Weg zu gemeinsamen Standards - Bericht und Ausblick 
Michael COHEN, ehern, Vorsitzender, The Academy of Experts, 
Großbritannien 
Philip NEWMAN, stellvertretender Vorsitzender, The Academy of 
Experts, Großbritannien 

Die Leistungsbilanz von EuroExpert 
Chancen für Sachverständige in Europa außergerichtliche Streit­
schlichtung 
Bernhard FLOTER, Generalsekretär EuroExpert 

Die Vergütung von Sachverständigenleistungen in Europa -
EuroExpert Studie 
Diskussion, EuroExpert im Dialog 

Programmänderungen vorbehalten 

Anmeldungen nur schriftlich an das Sekretariat des Hauptver­
bandes der Gerichtssachverständigen Österreichs, Wien, Email: 
hauptverband@gerichts-sv,at, Fax +43/1 /406 11 56 

Tagungspreis 
Die Teilnahme am EuroExpert Symposium 2005 in Wien kostet 
60,00 € inkL USt. ln diesem Preis sind die Kaffeepausen und der 
Mittagsimbiss eingeschlossen, 

Konferenzsprachen sind Englisch und Deutsch, Die Vorträge 
werden simultan übersetzt. 

Allfällige Zimmerreservierungen 
können im Hotel Mercure Jaseishof Wien, Jaseisgasse 4-6, 
1 080 Wien, e-mail: H2806@Accor-Hotels,com vorgenommen 
werden. 
TeL: +43/1/40419, Fax: +43/1/40419150 
Einzelzimmer: € 85,-
Doppelbelegung: € 1 05,-

Bitte buchen Sie die Hotelzimmer direkt beim Hotel unter dem 
Stichwort "EuroExpert", damit Sie von den vereinbarten Sonder­
preisen profitieren können. Die Preise verstehen sich inklusive 
Frühstücksbuffet und Mehrwertsteuer, 

Landesverband für Oberösterreich 
und Salzburg 
4020 Unz, Robert-Stolz-Straße 12 Tel. (0732) 66 22 19, Fax (0732) 65 24 62 

35. Mitgliederversammlung 

des Landesverbandes für Oberösterreich und Salzburg 

am Freitag, 29. Apll 2005 um 10 Uhr 

im Schloss Tillysburg, 

4490 SI. Florlan, Tlllysburg 1 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gerichtliche Verfahren (Zivilprozess, Strafprozess), 
Gerichts- u, Privatgutachten, Schadensanalysen, Schemata für 
Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozess, Schiedswesen, 
Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, Schadenersatz-, 
Gewährleistungs-, Gebührenrecht etc. 
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Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, OLG Linz 
Mag. Waller HAUNSCHMIDT, LG Weis 

Tagungsorte und Termine: 
Landwirtschaftskammer für OÖ 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 
GS 4/0Ö I I. und I 2. November 2005 

Landgasthof Holzner 
5301 Eugendorf, Dorfstraße 4 
GS 3/Sbg. t6. und 17. September 2005 

Seminarbeginn: jeweils Freitag I 4 Uhr, Samstag 9 Uhr 
Seminarende: jeweils ca. t 8 Uhr 

Sollten Sie übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an 
die oben angeführte Seminaradresse 
(LWK Tel.: 0732/6902/1470 oder Holznerwirt Tel.: 06225/82 05) 

Semlnarkosten: € 414,- inkl. MWSI., I Mittagessen, Kaffee, 
Getränke und Skripten. 
€ 327,- inkl. MWSt., nur für Mitglieder und Anwärter des LV 
(Erlagschein wird zugesandt, sollte die Rechnung auf eine Fir­
menadresse lauten, bitte dies bei Anmeldung bekanntgeben.) 

Anmeldung: nur schriftlich an das Büro des Landesverbandes, 
Robert-Stolz-Straße I 2, 4020 Linz I FAX 0732/65 24 62 
Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen 
werden in der eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. Wenn 
Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar nicht 
teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die Admini­
stration einen Betrag von € 40,- einbehalten. 

15. Fortbildungsseminar am Brandlhof 
Termin: 22. - 24. April 2005 
Ort: Gut Brandlhof in Saalleiden 

Der Landesverband für OÖ und Sbg. veranstaltet in Zusammen­
arbeit mit dem Hauptverband der allgemei~ beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Osterreichs auch 
nächstes Jahr wieder ein Seminar mit den Schwerpunktthemen: 

Eröffnung, Begrüßung und einführende Worte 
Präsident Prof. Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 

Discounted cash flow - Methode vs. Ertragswertverfahren an 
Beispielen von gewerblichen Objekten 
lng. Dr. Werner HÜITER, lnnsbruck 

Praktische Erfahrungen mit der Exekutionsordnungsnovelle 
2000 und 2003 
Dr. Harald MINI, Richter BG Linz 

Bewertung von Baurechten und Superädifikaten 
Dr. Erich KAUFMANN, Vorsitzender d. LV für OÖ/Sbg. 

Wertminderung und Marktanpassung im Sachwertverfahren 
Techn.Rat lng. Franz KAINZ, Steiermark 

EU-Osterweiterung: Was haben österr. SV zu erwarten bzw zu 
befürchten? 
Prof. Klaus EMMERICH, ehern. ORF-Chefredakteur, Publizist, Wien 

Das SV-Wesen und die Liegenschaftsbewertung in der Tschechi­
schen Republik 
lng. Jindrich KRATENA, Präsident d. tschechischen Sachver­
ständigenkammer 

Bewertung von öffentl. Grünland und öffentl. Verkehrsflächen 
Arch. Theo v. FROENAU, Bayern 
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Aktuelle Rechtsfragen für den Sachverständigen 
o.Univ.-Prof. Dr. Peter RUMMEL, Universität Linz 

Zu allen Vorträgen findet anschließend eine Diskussion statt. 

Programmänderungen vorbehalten. 

Schriftliche Seminaranmeldung und Quartierbestellung aus­
schließlich bis zum 8. April 2005 beim Landesverband für OÖ 
und Salzburg, 4020 Linz, Robert-Stolz-Straße I 2, 
Tel.: 0732/66 22 19, FAX: 0732/65 24 62 

Seminarbeitrag € 495,- (inkl. 20% MWSt) 
ln diesem Seminarbeitrag sind 2 Mittag- und 2 Abendessen ent­
halten. 

Quartiermögllchkelt: im Seminarhotel 
Sondertarif für Seminarteilnehmer 
Doppelzimmer mit Frühstück € 70,-/P/Tag . 
Einzelzimmer mit Frühstück € 85,-/~/Tag ':....J 
Teilnehmerzahl und Zimmerkontingent beschränkt! 

Die Hotelreservierung wird nach dem Eintreffen der Anmeldung 
fixiert. 

Begleitpersonen sind herzlich willkommen; ein reichhaltiges 
Freizeitprogramm steht zur Auswahl. 

Landesverband für Steiermark und Kärnten 
8020 Graz, Griesgasse 10 Tel. (0316) 71 1018, Fax {0316) 711018-20 

Mitgliederversammlung 
des Landesverbandes Steiermark 

und Kärnten 

am 11. Juni 2005 in Graz 

Grundlagenseminar für Sachverständige 2005 !:\) 

Thema: Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbeson- V 
dere bei Gericht: Eintragung in die Liste, Bearbeitung des Auf­
trages, Aufbau des Gutachtens, Verhalten vor Gericht, Gebüh­
renanspruch etc.; Grundbegriffe des Schadenersatzrechtes, 
Schadensanalyse, Gerichtsorganisation u.a. 

Zielgruppe: Alle, die an der Eintragung in die Liste der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen inter­
essiert sind; alle Sachverständigen, die ihr Wissen um die The­
menkreise auffrischen oder vertiefen wollen. 

Seminarleiter: 
Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des LG für ZRS, Graz 

Termine: 
09. und I 0. April 2005 
04. und 05. Juni 2005 
Beginn jeweils 9.00 Uhr 

Veranstaltungsort: 
Schloss Seggau, Saggauberg I, 8430 Leibnitz 
Tel. 03452/82435-0 

Semlnarkosten: 
Mitglieder des Verbandes € 327,03 (ATS 4.500,-) (inkl. 20% 
MwSt), 
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Nichtmitglieder € 414,24 (ATS 5.700,-) (inkl. 20% MwSt) 
Im Preis enthalten sind die Unterlagen, sowie 2 Mittagessen, 
Pausengetränke, Kaffee und Obst. 

Anmeldung: 
Schriftlich an das Sekretariat des Landesverbandes (Mag. Eva 
Baumgartner), 8020 Graz, Griesgasse 10, Fax 0316/71 10 18-20. 
Wegen allfälliger Zimmerbestellung werden Sie gebeten, sich 
mit dem jeweiligen Seminarhotel direkt in Verbindung zu setzen. 

Wir sind gezwungen, einen Teilbetrag von € 36,33 für Verwal­
tungskosten einzufordern, falls jemand !rotz Anmeldung und 
ohne vorheriger Absage nicht am Seminar teilnimmt. 

Fachgruppe Land- und Forstwirtschaff 

Fortbildungsseminar für land- und forstwirt­
schaftliche Sachverständige 

Termin: Freitag, 29. April2004, von 09.00-17.00 Uhr 

Ort: Hotel Paradies in Graz, Strassgangerstraße 380, 8054 Graz 
Tel.: 0316-28 21 56 

Themen: GAP (gemeinsame europäische Agrarpolitik) - Reform 

"Grundsätze der GAP Reform" 

Einheitliche Betriebsprämie (Entstehung, Hintergründe, 
Rechtliches) 
Cross Compliance und guter landwirtschaftlicher und ökolo­
gischer Zustand 
Nutzung der EBP (Rotation) 
Zeitplan und Fristen der Umsetzung (als Überblick) 

"Ermittlungsverfahren" 

Vorabübertragung 
Härtefälle 
Sonderfälle (Kauf, Pacht, Neueinsteiger) 
Fallbeispiele 

"Bewertung" 

'"" • Wert der Zahlungsansprüche 
• Auswirkungen auf Pachtzins und Wert von Grundstücken 

"Steuerrechtliche Aspekte" 

Einkommenssteuer 
Grunderwerbssteuer 
Umsatzsteuer 
Gebührenrecht 
Erbschafts- und Schenkungssteuer 
Auswirkungen auf den Einheitswert 

Seminarleiter: HR Dipl.lng. Friedrich BAUER 

Vortragende: 
Dipl.-lng. Gerald HOHENAUER, NÖ Landwirtschaftskammer 
Dipl.-lng. Andreas SCHLAGER, NÖ Landwirtschaftskammer 
Univ.-Lekt. Dipl.-lng. Dr. Christian URBAN, LBG Wirtschaftstreu­
hand 

Seminarkosten: Für Mitglieder des Sachverständigenverban­
des € 240,- inkl. Mwst (Nichtmitglieder € 280,- inkl.) 

Anmeldung: Schriftlich bei Frau Mag. Baumgartner, 
Fax: 0316-711 018-20, 
e-Mail: eva.baumgartner@sachverstaendige.at 

Allfällige Zimmerreservierungen bitte direkt im Hotel vornehmen! 
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Workshop 
Interdisziplinäre Zusammenhänge des Werkstoffes mit den 
Einflussgrößen Konstruktion, Verarbeitungstechnologie, Be­
triebsbedingung, Anlagenkorrektur Revision und Reparatur 
in Thermen, Rehabilitationszentren und Krankenanstalten 

Dieser Workshop beinhaltet folgende Schwerpunkte 

Inhaltsangabe: 

Planungsphase 
Werkstoffauswahl 
Fertigungsprozess 
Umgebungseinflüsse (zB Korrosion, Korrosionsschutz 
Betriebsbedingungen (zB mechanische, physikalische, 
biologische, chemische, elektrochemische) 
Qualitätssicherung (zB Werkstoffprüfung, Veränderungen im 
Betriebsablauf, Schadensanalyse) 

Vortragender: Prof. Dipl.-lng. Dr. mont. Karl KOHLBACHER 

Termin: Freitag, 13. Mai 2005, von 9.00--17.00 Uhr 

Tagungsort: Hotel Paradies, Straßgangerstraße 380, 8054 Graz, 
Tel.: 0316-282156 

Seminarkosten: Für Mitglieder des Verbandes € 21 0,-, für 
Nichtmitglieder € 233,- (inkl. 20% MwSt). Im Preis enthalten 
sind die Unterlagen, Pausengetränke, sowie ein Mittagessen. 

Anmeldung: Schriftlich an das Sekretariat des Landesverban­
des, Frau Mag. Eva Baumgartner, Fax 0316/71 10 18-20. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt 
mit dem Hotel in Verbindung in Verbindung zu setzen. 

Intensivseminar 
für eingetragene Sachverständige 

Die Veranstaltung richtet sich an Sachverständige aller Fachge­
biete, die ihr Wissen und ihre Tätigkeit auffrischen und vertiefen 
wollen. · 

Folgende Themenbereiche werden im Besonderen behandelt: 

Zusammenarbeit Richterinnen/Sachverständige 
Aktuelle Rechtssprechung zum Honoraranspruch des Sach­
ver-ständigen (unter anderem auch eine selbst zu erarbeiten~ 
de Honorarnote) 
Neuerungen in der ZPO den Sachverständigen betreffend 
Schadenersatz- Gewährleistung 
Zertifizierung/Rezertifizierung 
SV-Liste neu (Internet, Chipkarte und ihre Bedeutung für die 
Sachverständigen etc.) 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des LGZ 

Termin: Samstag, 18. Juni 2005 von 9.00 bis ca. 16.00 Uhr 

Ort: Hotel Paradies, Straßgangerstraße 380 b, 8054 Graz 
Tel.: 0316-282156 

Kosten: Mitglieder des Verbandes € 192,- inkl. MwSt. 
Nichtmitglieder € 233,- inkl. MwSt. 

Im Preis enthalten sind ein Mittagessen, Seminargetränke und 
die Seminarunterlagen. 

Anmeldung: Schriftlich an das Sekretariat des Landesverban­
des, Frau Mag. Eva Baumgartner, Griesgasse 1 0, 8020 Graz, 
Tel.: 0316-711018-20 
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Lehrgänge 2005/2006 der Liegenschafts­
bewertungsakademie Graz 

Die Liegenschaftsbewertungsakademie Graz GmbH (LBA) bietet 
zum ?.Mal ihren erfolgreichen Lehrgang Liegenschaftsbewer­
tung an, dieses Mal in Wien und in Salzburg. 

Die Veranstaltung richtet sich an alle Interessenten an einer 
gerichtlichen Zertifizierung und an einer Zertifizierung nach der 
ISO Norm 17024, sowie an alle Sachverständige, welche ihr Wis­
sen um die Bewertung von Immobilien auf den neuasten Stand 
bringen bzw. vertiefen wollen. 

Der zweisemestrige Lehrgang umfasst ca. 180 Unterrichtsstun­
den und bringt umfassende Informationen u.a. zu folgenden 
Themen: 

Bewertung von Liegenschaften nach den "klassischen Verfah­
ren" (normierten Verfahren); DCF- und Residualwertverfahren 
etc.; bewertungsrelevante Bautechnik (inkl. Haustechnik) und 
Bauphysik; Finanzmathematik; Bewertung von Rechten und 
Lasten; Bewertung von Sonderimmobilien; Ermittlung des Belei­
hungswertes; Wertermittlung nach Steuer- und Handelsrecht; 
Bewertung des Baurechtes und von Superädifikaten etc. 

Ziel der Ausbildung ist eine solide Gesamtschau über alle für die 
Bewertung von Liegenschaften maßgeblichen rechtlichen, tech­
nischen und wirtschaftlichen Parameter; sie soll dem Sachver­
ständigen das für den besonderen Sorgfaltsmaßstab des § 1299 
ABGB erforderliche Wissen vermitteln. 

Es werden ab Herbst 2005 zwei parallel geführte Lehrgänge 
angeboten, und zwar: 

ln Wien mit Beginn am 16. September 2005 
in Salzburg mit Beginn am 23. September 2005 

Die Lehrgänge 2006/2007 finden voraussichtlich wieder in Graz 
und Wien statt ! 

Die Vorträge (begleitet von praktischer Arbeit der Teilnehmer im 
erforderlichen Umfang), finden 14 Mal jeweils von Freitag Mittag 
bis Samstag Abend im Wesentlichen im 14-tägigen Rhythmus 
statt. 

Den genauen Lehrplan wollen Sie bitte ab 15. 03. 2005 dem 
Internet unter der Adresse www.lba-cvc.at entnehmen, oder Sie 
fordern ihn direkt bei der LBA GmbH, Griesgasse 10, 8020 Graz, 
an. 

Die Kosten für den gesamten Lehrgang betragen € 5.800,­
zuzüglich Ust.; Mitgliedern und Anwärtern des Hauptverbandes 
wird ein Nachlass von € 300,- gewährt. Sonderkonditionen, ins­
besondere für Mehrfachteilnahme, auf Anfrage. 

Im Lehrgangsbeitrag sind enthalten die Kosten für umfangreiche 
Studienunterlagen, deren Gestaltung auch die Verwendung als 
Nachschlagewerk in der Praxis gestattet, Pausengetränke, 
Lunch bei ganztägigen Veranstaltungen etc. 

Telefonische Informationen erteilt Frau Mag. Eva Baumgartner 
unter der Telefonnummer 0316-711 018 oder Dr. Jürgen Schiller 
unter der Telefonnummer 0676/503 11 99; Fax 0316-711018-20. 
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Landesverband für Tirol und Vorarlberg 
6020 lnnsbruck, Purtschellerstraße 6 Tel. 0512/34 65 51, Fax 0512/34 47 99 

Auswirkungen der Novellierung des 
WEG 2002 auf das Nutzwertgutachten, 
Praxis-Seminar 
Veranstalter: Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulen­
ten für Tirol und Vorarlberg 

Termin: Donnerstag, 12. Mai 2005, von 14 bis ca. 17 Uhr 

Besonderer Hinweis: Bei ausreichendem Interesse ist eine 
kurzfristige Wiederholung des Seminars in Vorarlberg möglich! 

Ort: Seminarraum im 1. Stock der Hofburg, Rennweg 1, 6020 
lnnsbruck 

Referent: Baurat h.c. Dipl.-lng. Rainer J. KÖNIG < 
Seminarthemen: 
• Text des WEG 2002 in der Fassung der Wohnrechtsnovelle 

2005, welche hinsichtlich des WEG 2002 voraussichtlich am 
1. Juli 2005 in Kraft tritt 

Auswirkungen auf die Empfehlung für Regelnutzwerte 

Mustergutachten für die Nutzwertberechnung 

Preis: für Kammermitglieder und deren Mitarbeiter (Rechnung 
an ZT-Büro) EUR 180,00 
für Mitglieder des Sachverständigenverbandes € 180,00 
für Studenten und Anwärter (Rechnung privat) € 135,00 
für Nichtmitglieder € 225,00 

Im Preis ist keine Umsatzsteuer enthalten und es wird auch 
keine Umsatzsteuer in Rechnung gestellt. 

Die Anmeldung erfolgt über die Kammer der Architekten und 
Ingenieurkonsulenten für Tirol und Vorarlberg. 
Rennweg I (Hofburg), 6020 lnnsbruck 
Telefon: (0512) 58 83 35 
Fax: (0512) 58 83 35-6 
E-Mail: arch.ing.office@tirol.com 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46·0, Fax 406 11 56 

Mitgliederversammlung 
des Landesverbandes für Wien, Niederösterreich 

und Burgenland 

3. Mai 2005, 17 Uhr 

Innungen der Wirtschaftskammer Wien (Gewerbehaus), 

Wilhelm-Neusser-Saal (EG) 

1030 Wien, Rudolf-Sallinger-Piatz 1 
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Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Sachverständigenbeweis, Gerichts- und Privatgutach­
ten, Gerichtsorganisation und Gerichtsverfahren, Eintragungs­
und Zertifizierungsverfahren für gerichtliche Sachverständige, 
Verhalten vor Gericht, Schadensanalyse, Aufbau eines Gutach­
tens, Schiedswesen, Werbung, Haftung des Sachverständigen, 
Sachverständigengebühren, Rechtskunde für Sachverständige 

Termine: 
Mittwoch, 15. Juni und Donnerstag, 16. Juni 2005 
von 9.00 bis ca. 18.00 Uhr 

Tagungsort: Schulungszentrum des Landesverbandes für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland, 1010 Wien, Doblhoffgasse 7 

Vortragende: 
HR Dr. Alexander SCHMIDT 
BG für Handelssachen Wien 

e '--'-,.. Mag. Dr. Ernst SCHÖDL 
Richter des ASG Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, Pausengetränke, umfang­
reicher Skripten sowie der 20%igen MwSt. 
€ 420,00 für Nichtmitglieder 
€ 330,00 für Mitglieder des Landesverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes (e-mail: rainer.office@gerichts­
sv.at) zu richten. Anmeldungen werden der Reihe nach entge­
gengenommen, weil die Teilnehmerzahl beschränkt ist! Allfällige 
Zimmerreservierung können im Hotel Mercure Jaseishof Wien, 
1080 Wien, Jaseisgasse 4--6, Telefon: 01/40419-0 oder im Cor­
dtal Theaterhotel Wien, 1080 Wien, Josefstädter Straße 22, Tele­
fon: 01/402 99 84 vorgenommen werden (diese Hotels sind 
5 Minuten vom Schulungszentrum entfernt). Eine Liste von im 
Umkreis liegenden Pensionen senden wir Ihnen gerne auf Anfor­
derung zu. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie bis 
spätestens 48 Stunden vor Seminarbeginn bei uns einlangen. 
Bei späteren Starnierungen sind wir gezwungen, einen Teilbe­
trag von € 40,- (Verwaltungs- bzw. Stornokosten) einzubehal­
ten. Bei Nichterscheinen am Veranstaltungsort wird die volle Teil­
nahmegebühr verrechnet. 

Dieses Seminar ist nicht nur für jene Personen, die eine Gerichts­
sachverständigentätigkeit anstreben, sondern auch für allge­
mein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige offen. 

Liegenschaftsbewertungs-Seminar 

Thema: Liegenschaftsbewertungsgesetz, Festsetzung des Nutz­
wertes nach dem Wohnungseigentumsgesetz 2002, mietrechtli­
che Bestimmungen, Wertermittlungsmethoden 

Termin: Donnerstag, 19. Mai und Freitag, 20. Mai 2005 
19. Mai von 9.00 bis ca 19.00, 20. Mai von 9.00 bis ca 18.00 Uhr 

Tagungsort: Schulungszentrum des Landesverbandes Wien, 
NO und Burgenland, 1010 Wien, Doblhoffgasse 7 

Vortragende: 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien 
(19. Mai 9.00-13.00 Uhr) 

Prof. (FH) Dr. jur. Margret FUNK, Gerichtssachverständige 
(19. Mai 14.00-16.00 Uhr) 
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Dipl.-lng. Werner BÖHM, Gerichtssachverständiger 
(19. Mai 16.20- ca 19.00 Uhr) 

Mag. Georg EDLAUER, Gerichtssachverständiger 
(20. Mai 9.00- ca 18.00 Uhr) 

Preis: inklusive Mittagessen (ohne Getränke), Pausengetränke 
umfangreicher Skripten sowie 20% MwSt 
€ 420,00 für Nichtmitglieder 
€ 330,00 für Mitglieder des Landesverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. Anmeldungen wer­
den der Reihe nach entgegengenommen werden, da die Teil­
nehmerzahl beschränkt ist! 

Allfällige Zimmerreservierung können im Hotel Mercure Jaseis­
hof Wien, 1080 Wien, Jaseisgasse 4-6, Telefon: 01/404 19-0 oder 
im Cordtal Theaterhotel Wien, 1 080 Wien, Josefstädter Straße 
22, Telefon: 01/402 99 84 vorgenommen werden (diese Hotels 
sind 5 Minuten vom Schulungszentrum entfernt). Eine Liste von 
im Umkreis liegenden Pensionen senden wir Ihnen gerne auf 
Anforderung zu. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie bis 
spätestens 48 Stunden vor Seminarbeginn bei uns einlangen. 
Bei späteren Starnierungen sind wir gezwungen, einen Teilbe­
trag von € 45,00 (Verwaltungs- bzw. Stornokosten) einzubehal­
ten. Bei Nichterscheinen am Veranstaltungsort wird die volle Teil­
nahmegebühr verrechnet. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete und gericht­
lich zertifizierte Sachverständige offen, sondern auch für jene, 
die sich für diese Tätigkeit interessieren, jedoch hauptsächlich 
für den Personenkreis aus Bauwesen und lmmobilienwesen. 

Intensivseminar für bereits 
eingetragene Sachverständige 

Dieses Seminar bietet praktisch tätigen Gerichtssachverständigen 
aller Fachgebiete eine Auffrischung und Vertiefung der für Sach­
verständige wichtigen Vorschriften, insbesondere werden Fragen 
der Kommunikation bei der Gutachterarbeit, Probleme der Hal­
tung des Sachverständigen und Honorierungsfragen (GebAG, 
Honorar für Privatgutachten) erörtert. Weiters werden die Neue. 
rungen der letzten Zeit (Bildungs-Pass, elektronische Sach­
verständigen- und Dolmetscherliste samt Linkmöglichkeit 
sowie Chipkarte als Ausweis) behandelt. 

Vor allem wird es Gelegenhe~ zur ausführlichen Diskussion 
von Detailproblemen geben. 

Seminarleiter: 
Dr. Harald KRAMMER, OLG Wien 

Termin: Dienstag, 31. Mai 2005,9.00 bis 17.00 Uhr 

Tagungsort: Schulungszentrum des Landesverbandes für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland, 1010 Wien, Doblhoffgasse 7 

Preis: inklusive einer schriftlichen Unterlage für dieses Seminar, 
Mittagessen, Pausengetränke, sowie der 20%igen MWSt. 
€ 192,- für Mitglieder, die aktuelle Skripten des Grundseminars 
wünschen 
€ 170,- für Mitglieder ohne Skripten 
€ 248,- für Nichtmitglieder, die aktuelle Skripten des Grund­
seminars wünschen 
€ 219,- für Nichtmitglieder ohne Skripten 
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Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass Stornierungen nur 
dann akzeptiert werden können, wenn sie bis spätestens 48 
Stunden vor Seminarbeginn bei uns einlangen. Bei späteren 
Starnierungen sind wir gezwungen einen Teilbetrag von € 40,00 
(Verwaltungs- bzw. Stornokosten) einzubehalten. Bei Nichter­
scheinen am Veranstaltungsort muss die volle Teilnahmegebühr 
verrechnet werden. 

Der Sachverständige in der gerichtlichen 
Praxis 

Praxisorientiertes Aufbauseminar 

Dieses in 3 Abschnitten durchgeführte Seminar soll Sachver­
ständigen nach Ablegung des Sachverständigeneides die Praxis 
eines Gerichtssachverständigen (richtig aufgebautes und nach­
vollziehbares Gutachten zur Unterstützung der Justiz in fachli­
cher Hinsicht, richtiges Verhalten des Sachverständigen bei 
Gericht etc.) näher bringen. Auch allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen mit Gerichtserfah­
rung, die an der Diskussion von praxisorientierten Fällen und an 
der Lösung von Problemstellungen zur Erarbeitung von qualita­
tiv hochwertigen Gutachten für die Rechtsprechung interessiert 
sind, steht dieses Seminar offen. 

Mittwoch, 20. April 2005 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich 15 Minuten Katteepause) 
Impulsreferate und Diskussion 

"Die Praxis der Gutachtenserstellung im Zivil- und Strafverfahren" 

Referenten: 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Präsident des Handelsgerichtes Wien 
Dr. Dietrich GRÜNDER 
Vizepräsident des Jugendgerichtshofes Wien 

Montag, 25. April 2005 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich 15 Minuten Kaffeepause) 
Impulsreferat und Diskussion 

"Die verfahrensrechtlichen Rahmenbedingungen für Sachver­
ständige und die Verantwortung des Sachverständigen" 

Referent: 
Hofrat Dr. Markus THOMA 
Richter am Verwaltungsgerichtshof 

Freitag, 29. April 2005 
13.30 bis ca. 18.30 Uhr (einschließlich 30 Minuten Kaffeepause) 

"Die Anforderungen an den Sachverständigen in der Gerichts­
verhandlung" 

Reduktion von Spannungen, selbstsicheres Auftreten, Agieren, 
richtiges Reagieren des Sachverständigen bei Gutachtenserör­
terungen in der Gerichtsverhandlung. 

1. Stressbewältigung: Strategien in praktischen Übungen 
Trainer: Dr. Gerald F. KASTNER, Psychologe und Psychothera­
peut 

2. Realitätssimultane Gerichtsverhandlung - kurzes Rollenspiel, 
Umgang mit Störungen. 
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Unter Mitwirkung der Referenten und Trainer 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Dr. Dietrich GRÜNDER 
Dr. Markus THOMA 
Dr. Gerald F. KASTNER 

Maximale Teilnehmerzahl 20 Personen 

Tagungsort: Schulungszentrum des Landesverbandes Wien, 
NO und Burgenland, 1010 Wien, Doblhoffgasse 7 

Preis: inklusive Seminarunterlagen, Pausengetränke und 200/o 
MwSt., € 270,00 für Mitglieder, € 360,00 für Nichtmitglieder 

Wir bitten um schriftliche Anmeldung (Fax, e-mail oder über 
unsere homepage). Die Rechnung wird Ihnen Anfang April zuge­
sandt. Wir bitten um Verständnis, dass eine gültige Anmeldung 
nur bei Eingang des Seminarbeitrages bis zum 11. April 2005 
vorliegt, und dass aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl die 
Berücksichtigung in der Reihenfolge des Einfangens der Anmel- .__; 
dungen (Zahlungen) erfolgt. Die Seminarunterlagen erhalten Sie 
am Beginn der Veranstaltung. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie 
nachweislich bis zum 11. April 2005 bei uns eingelangt sind. 
Ein(e) Ersatzteilnehmer(in) kann gerne genannt werden. Bei 
Fernbleiben muss aus verständlichen Gründen die volle Teilnah­
megebühr verrechnet werden. 

Hilfestellung durch Infrarotmessungen für 
den SV bei der Bau-Schadensbewertung 
Leichtbaukonstruktionen, Dachausbauten, Einfamilien­
häuser, Schimmelfälle etc. 

Die Kombination mit der Differenzdruckmessung. 

Zerstörungsfreie Schadensanalysen unter dem Aspekt von 
neuen Normen und Anforderungen 

Begrüßung: 
Professor lng. Fritz MENDEL t.__) 
Generalsekretär Österreichische Gesellschaft für Thermografie 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Vorstellung der Österreichischen Gesellschaft für Thermografie 
Einführung in die Strahlungsphysik 
Die Einsatzgebiete der Thermografie 

Vortragender: Wolfgang PAST 
zertifizierter Bauthermograf - NWG Netzwerk Gebäudehüllen­
prüfung, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sach­
verständiger 
Was kann die IR Thermografie im Bauwesen 
Woran erkennt man die Wertigkeit eines vorliegenden Befundes 
Welche Möglichkeiten bietet die Beiziehung eines zertifizierten 
Bauthermografen dem Sachverständigen 

Tagungsort: Schulungszentrum des Landesverbandes Wien, 
NO u. Bgld., 1010 Wien, Doblhoffgasse 7 

Termin: Mittwoch, 13. April2005, 17.00-20.00 Uhr 
(ca. 20 min Pause) 

Preis: für Mttglieder € 30,00 + 20% USt. = € 36,00 

Der Tagungsbeitrag beinhaltet Teilnahme am Seminar inkl. 
Unterlagen und Pausengetränke. 
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Wir ersuchen um schriftliche Anmeldung mit beiliegendem 
Formular, Fax, e-mail oder über unsere homepage. Die Rech­
nung erhalten Sie Ende März. Wir bitten um Verständnis, dass 
eine gültige Anmeldung nur bei Eingang des Seminarbeitrages 
bis zum 4. April 2005 vorliegt. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie 
nachweislich bis zum 4. April 2005 bei uns eingelangt sind. 
Ein(e) Ersatzteilnehmer(in) kann gerne genannt werden. Bei 
Fernbleiben muss aus verständlichen Gründen die volle Teilnah­
megebühr verrechnet werden. 

Da die Teilnehmerzahl auf 40 Personen beschränkt ist, erfolgt die 
Reihung nach Eingang Ihrer Zahlung. Bei Nichterscheinen am 
Veranstaltungsort muss die volle Teilnahmegebühr verrechnet 
werden. Aus gegebenem Anlass weisen wir darauf hin, dass 
eine Teilnehmerbestätigung nur bei durchgehender Anwesen­
heit ausgefolgt werden kann. 

Sonstige Seminare 

ARS - Akademie für Recht und Steuern 
Seminar und Kongreß VeranstaltungsgmbH 
1010 Wien, Schallautzerstraße 2-4/15 

in Zusammenarbeit mit dem Hauptverband der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen, 
Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgenland 

Anmeldungen bitte an ARS Akademie für Recht und Steuern 
zH. Frau Christins Walser, bzw. Frau Andrea Ecklbacher 
1010 Wien, Schallautzerstraße 2-4/Reischachstraße 3 
Tel.: 01/713 80 24-26 bzw. 17 
e-mail: office@ars.at 

für Immobiliensachverständige 

Trinkwasserverschmutzung, Blei usw. 
Thema: Arten der Versehrnutzung - Hygiene, Austausch der Blei­
rohre im Wohn recht, allgemeine installationstechnische Aspekte wie 
Wasserrohrleitungen aus Blei, Haftung für Steigleitungen, Trinkwas­
serhygiene etc.; Austausch, Sanierungsarten, Nutzwasser, Trinkwas­
ser, Regenwasser, Austausch bei Versicherungsschäden 

Datum: Freitag, 15. April 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: Dr. Robert MECL 
lng. Diethelm C. PESCHAK 
Dr. Sabine RICHTER-CERMAK 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSI.) 

Mangelhafte Elektroinstallationen 
Thema: Undichte Kabel, fehlende Erdungen und andere 
Unbrauchbarkeiten der elektrischen Anlagen von Wohnhäusern: 
Schutzmaßnahmen und Erdungsanlagen, Nullungsverordnung: 
Fallbeispiele: Recht 
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Datum: Dienstag, 24. Mai 2005 
Montag, 14. November 2005 

Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.15-17.15 Uhr 

Referenten: Dl Michael HIRSCH 
Dr. Peter KOVANYI 

Seminare 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

für Bausachverständige 

Haustechnik und Schallschutz 
Thema: Grundlagen des Schall· und Schwingungsschutzes: Kör­
perschall - Luftschall; Richtlinien und Grenzwerte; Gerätetechnische 
und bauliche Maßnahmen; Berechnungen; Schallschutzmaßnah­
men in Theorie und Praxis; Beispiele; der Schallschutz in der 
gerichtlichen Praxis; das richtige Sachverständigengutachten bei 
Schallproblemen 

Datum: Donnerstag, 22. September 2005 
Uhrzeit: 9.00-13.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: DDr. Paul NECHVATAL 
Dl Walter PRAUSE 

Semlnarkosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Pausen-Snack und exkl. 20% 
MWSt.) 

Fehlervermeidung bei Dächern 
Thema: Umgang mit Feuchtigkeit auf Dächern; Risiken bei Blech­
dachkonstruktion ohne Unterdach; Fragen der Grenzgefälle-Ausbil­
dung von Dächern; Vor- und Nachteile von Folienabdichtungen 
gegenüber Schwarzabdichtungen, Ausführung von Durchstoßpunk­
ten, Gebäudeanschlüssen und -dehnfugen bei Folienabdichtungen 
und bituminös~m Abdichtungen sowie Blechdächern 
Datum: Mittwoch, 21. September 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.00-13.00 Uhr 

Referent: Dl Waller PRAUSE 

Seminarkosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Pausen-Snack und exkl. 20% 
MWSt.) 

Flachdach nach welcher ÖNorm? 
Thema: Rechtliche Bedeutung technischer Normen und Auf­
klärungspflichten; Gegenüberstellung ON B7220, ON 82220, ON 
82209-2; genutzte und ungenutzte Flachdächer: Konflikte im Regel­
werk; technischer Inhalt der Hinweispflicht; Applikation in der Praxis 

Datum: Mittwoch, 21. September 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 14.00-18.00 Uhr 

Referenten: Wolfgang HUBNER 
Dr. Hans LANGER 
Komm.Rat lng. Herbart WOCILKA 

Seminarkosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, 
Begrüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Pausen-Snack und exkl. 
20% MWSt.) 
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Preview - Vereinheitlichte Bauordnung für 
Österreich 
Thema: Überblick über die neuen vereinheitlichten bautechni­
schen Vorschriften in Österreich, wie Harmonisierungskonzept, 
Schutzziele der Vereinbarung, Umsetzung in Landesrecht, Ausnah­
men, 018-Richtlinien, Brandschutz, Nutzungssicherheit und Barrie­
refreiheit, Schallschutz, Energieeinsparung und Wärmeschutz uvm. 

Datum: Donnerstag, 7. April 2005 
Ort: Veranstaltungszentrum Novum, lnnsbruck 
Datum: Freitag, 8. April 2005 
Ort: Hotel Martinspark, Dornbirn 
Datum: Montag, 18. April 2005 
Ort: Hotel Renaissance, Salzburg 
Datum: Dienstag, 19. April 2005 
Ort: Hotel Werzer, Pörtschach 
Datum: Mittwoch, 20. April 2005 
Ort: Hotel Burgenland, Eisenstadt 
Datum: Mittwoch, 13. Juli 2005 
Ort: Parkhotel Pörtschach, Pörtschach 

Uhrzeit: 9.3G-17.30 Uhr 

Referenten: Dl Dr. Rainer MIKULITS 
Arch. Dl Franz VOGLER 
+ die jeweiligen Bundesländervertreter: Sen.Rat Dl H. WEDENIG 
(Wien), OBR Dl E. PENNINGER (OÖ), ORR Dr. P. TRIPPL (Stmk.), HR 
Dl K. BURTSCHER (Vbg.), Dl A. EGGERTH (Sbg.), Dl St. RAU­
CHENWALD (Ktn.), Dl R. SCHMIDT (Bgld.-angefragt) 

Seminarkosten: € 420,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

Die aktuelle Wiener Bauordnung 
Thema: Aufbau der Bauordnung für Wien, Gesamtüberblick- Aktu­
elle Praxis, Zuständigkeiten und Verwaltungspraxis, wesentliche 
"Ausnützbarkeitsbestim mungen", Verfahrensbestimmungen, das 
"Vereinfachte Verfahren nach § ?Oa BO", bewilligungsfreie Bau­
führungen, "Bauanzeigen", Dachgeschossausbau, barrierefreies 
Planen & Bauen (Novelle LGBI 33/2004), uvm. 

Datum: Mittwoch, 23. März 2005 
Donnerstag, 3. November 2005 

Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 15.0G-20.00 Uhr 

Referenten: Sen.Rat Dr. Wolfgang KIRCHMAYER 
Sen.Rat Dl Hermann WEDENIG 

Seminarkosten: € 320,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Pausen-Snack und exkl. 20% 
MWSt.) 

Fertigstellungsanzeige - Technik, Recht, Haftung 
Thema: Prüfingenieur in Österreich und Deutschland; Beispiel Wien; 
Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen; Prüfingenieur 
in der Praxis; Vermeidung von Störparametern im Bauablauf; 
Kosten; künftige Entwicklungen; Gesetzliche Grundlagen; Abgren­
zung der Verantwortungsbereiche gegenüber ÖBA/begleitende 
Kontrolle; gemeinsame Verantwortung; vertraglicher Regelungsbe­
darf; zivil- und strafrechtliche Folgen von Gesetzesverletzungen 

Datum: Mittwoch, 13. April 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: S.OG-14.00 Uhr 
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Referenten: Dl Jörg GRITSCH 
Dr. Hans LANGER 

Seminarkosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Pausen-Snack und exkl. 20% 
MWSt.) 

Die aktuelle Steirische Bauordnung 
Thema: Baugesetznovelle 2003- wesentliche Inhalte und bisherige 
Erfahrungen aus der Praxis, Übersicht über die ROG-Novelle 2002 
und die damit verbundenen Auswirkungen auf baubehördliche Ver­
fahren, Abstandsbestimmungen, zivilrechtliche Aspekte im bau­
rechtlichen Verfahren uvm. 

Datum: Freitag, 15. April 2005 
Ort: Hotel Europa, Graz 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: Mag. Andrea TESCHINEGG 
Dl Sirnone SKALICKI 

Seminarkosten: € 420,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, 
Begrüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 
20% MWSt.) 

Bauen ist Kampf gegen Wasser 
und Baufeuchtigkeit 
Thema: Bauvertragsstrategien und Kostensicherheit; Konsulenten­
verträge und Kostensicherheit; Kostenplanung; Feuchtigkeitsschä­
den als Kostenfaktor; Kanalfernsehuntersuchungen: aufgrabungs­
freie Kanalsanierung im Hausbereich; Bauphysikalisch bedingte 
Feuchteschäden im Kellerbereich; Feuchte- und Nässeschäden im 
Bereich von Terrassen und Loggien 

Datum: Montag, 18. April 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: S.OG-17.00 Uhr 

Referenten: 01 Stephan BRAUNEGG 
Sen. Rat Dl Dr. Karl MIEDLER 
Dl Waller PRAUSE 
Prof. 01 Dr. Matthias RANT 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

Dachbodenausbauten in Wien 
Thema: Dachböden aus der Sicht des sachkundigen Planers, Nut­
zers und Controllers; Dachgeschossausbauten und Revitalisierung 
historischer Gebäude von der Planung bis zur Verwertung; Rechts­
fragen bei Dachbodenausbauten; Fragen der Wohnbauförderung 
bei Dachbodenausbauten, Übertragung von Miete ins Eigentum; 
Mietzinsbildung bei Dachböden; Dachbodenausbauten in Wien aus 
Warte der Baupolizei 

Datum: Dienstag, 19. April2005 
Montag, 4. Juli 2005 

Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.0G-17.15 Uhr 

Referenten: Dr. Herbart GARTNER 
OStBR Dl Hannes KIRSCHNER 
Sen.Rat Dr. Henriette PLAMETZBERGER 
Arch. Dl Roland POPP 
Prof. Dl Dr. Matthias RANT 
Dr. Alexander SCHEUCH 
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Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, 
Begrüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 
20% MWSt.) 

Mängel bei Holzfußböden, Innen- & Fassaden­
beschichtungen (Malerei/Anstrich) 
Thema: Holz- und Parkettböden - Arten und Typen, richtige neue 
Verlegung nach ÖNorm B2218 und ÖNorm B3000, Warn- und Hin­
weispftichten aus technischer Sicht, Schaden und Schadensbewer­
tung, Sanierung und Wertminderung, was bei Beweissicherungs­
gutachten zu beachten wäre; Mängel bei Innen- und Fassadenbe­
schichtungen; Holzfußböden, Malerei und Fassaden in rechtlicher 
Hinsicht 

Datum: 

:.~ t i~ Ort: 
<:.:,.c Uhrzeit: 

. :: 

Mittwoch, 20. April 2005 
Donnerstag, 20. Oktober 2005 
ARS, Wien 
9.15-17.15 Uhr 
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.. 

.' .. 

Referenten: Dr. Hans LANGER 
Dl Dr. Manfred VANEK 
KR Josef WIELTSCHNIG 

Semlnarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrü­
ßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

Glasfassaden im modernen Wohn- und Bürobau 
Thema: Glasfassaden - transparente Bauteile - Fenster, Nut­
zungseigenschaften und bauphysikalische Problematik, Funktions­
gläser für Wärme-, Sonnen- und Schallschutz; Glaseigenschaften 
und Bruchrisiko; Eintritt von Ereignissen wie Glasbruch, Ober­
flächenschäden, das Glas erfüllt die erwarteten Funktionen nicht -
wie gehe ich damit um? 

Datum: Donnerstag, 21. April 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 
Referenten: Dl Wolfgang E. GOLLNER 
Dl Waller PRAUSE 

':i::) KR Josef WARZEL 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

Oberösterreichisches Baurecht 
Thema: Oö. Bauordnung und Oö. Bautechnikgesetz - juristische 
Aspekte, wie Bauplatzbewilligung, Nachbar- und Parteistellung, Fer­
tigstellungsanzeige, barrierefreies Bauen, Neuplanungsgebiete: die 
wichtigsten Bestimmungen des oö. Bautechnikgesetzes und der oö. 
Bautechnikverordnung - technische Aspekte, wie Brandschutz, 
Abstandsvorschriften für Gebäude, Stellplätze und Garagen, Bauer­
leichterungen uvm. 

Datum: Dienstag, 26. April 2005 
Ort: Hotel Schillerpark, Linz 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: HR Dl Ernst PENNINGER 
Vize-Präs. Mag. Dr. Wolfgang STEINER 

Seminarkosten: € 420,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 
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Seminare 

Sanierung von Wohnbauten aus technischer, 
architektonischer und juristischer Sicht 

Thema: Nachhaltigkeil im Hochbau- grundlegende Anforderungen; 
thermische Sanierung, Mietrechtsgesetz & Energiesparen, Sanie­
rungskonzept für typische mehrgeschossfge Wohnbauten aus den 
60er Jahren, Haustechnik - Lösungen, Abnahmeprüfungen; Haf­
tung; Gebäudezertifikat 

Datum: 
Ort: 
Uhrzeit: 

Mittwoch, 27. April 2005 
ARS, Wien 
9.00-18.15 Uhr 

Referenten: Prof. Univ.-Lekt. Dl Dr. M. BRUCK 
Sen.Rat Dr. Peter HEINDL 
Dr. Hans LANGER 
Arch. Dl Georg W. REINBERG 

Seminarkosten: € 425,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

Neuerungen im Bauproduktenrecht - ÜA- und 
CE-Zeichen -
Verpflichtende Baustoffkennzeichnung! 

Thema: Die Bauproduktengesetze der Bundesländer; das ÜA-Zei­
chen; die Baustoffliste ÜA; die Bauproduktenrichtlinie; harmonisier­
te Europäische Normen; Europäische Technische Zulassungen: das 
CE-Zeichen; die Baustoffliste ÖE; uvm. 

Datum: Montag, 2. Mai 2005 
Ort: ARS, Wien 

Datum: Dienstag, 3. Mai 2005 
Ort: Austrotellnnsbruck, lnnsbruck 

Datum: Donnerstag, 14. Juli 2005 
Ort: Parkhotel Pörtschach, Pörtschach 

Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: Dl Dr. Rainer MIKULITS 
Arch. Dl Franz VOGLER 

Seminarkosten: € 420,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

Burgenland - Baugesetz, Bauverordnung, 
aktuelle Novellen 

Thema: Das burgenländische Baurecht - Baugesetz, Bauverord­
nung, Novellen zum Baugesetz und zur Bauverordnung, Brand­
schutzrichtlinie für Betriebsstätten, Umsetzung der Bauprodukten­
richtlinie, Einreichung und Durchführung von Bauvorhaben in der 
Praxis, Ausblick auf zukünftige Entwicklungen 

Datum: Mittwoch, 1. Juni 2005 
Ort: Hotel Burgenland, Eisenstadt 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: wHR Dl Johann FERTL 
wHR Dr. Josef HOCHWARTER 

Seminarkosten: € 420,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 
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Baufeuchtigkeit im Alt/Neubau 
Thema: Aktuelles für Bausachverständige: Auswirkungen der ZPO 
auf Bau-SV; Gewährleistung und Garantie; Fristen; Wasser als Ursa­
che für Bauschäden; Schadensrisiko; Grundlagen der Feuchtigkeit­
seinwirkung; Baufeuchtigkeit im Neubau und hygienische Wohn­
raumnutzung, systematische Ursachenbetrachtung und Schadens­
baum bei Feuchteschäden 

Datum: Donnerstag, 16. Juni 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.3G-17.30 Uhr 

Referenten: Dl Walter PRAUSE 
Prof. Dl Dr. Matthias RANT 
Dr. Christian RAUSCH ER 
BM Dl Alexander SAFFERTHAL 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

für ärztliche Sachverständige 

Erstellung eines ärztlichen Sachverständigen­
gutachtens 
Thema: Zivilprozessrechtliche Fragen (ZPO Novelle 2002, §§ 357, 
359 ua.); Befundaufnahme; Hilfsbefunde, Hilfsgutachten; Mitwir­
kungspflicht der Parteien; Befundgrundlage; Fehlervermeidung; 
Haftung für die Richtigkeit des Gutachtens; Obergutachten und Pri­
vatgutachten; spezielle Begutachtungsprobleme 

Datum: Samstag, 2. April 2005 
Samstag, 22. Oktober 2005 

Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.0G-13.00 Uhr 

Referenten: DDr. Paul NECHVATAL 

Semlnarkosten: € 270,- (inkl. Schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Pausen-Snack und exkl. 20% 
MWSt) 

Aktuelle Rechtsfragen für ärztliche 
Sachverständige 
Thema: Gewährleistung von Behandlungsfolgen oder Verpflichtung 
zur Behandlung de lege artis; wann ist eine ärztliche Leistung ein 
"Werk" im Rechtssinn? Gewährleistung für Werke, Abgrenzung, 
Gewährleistung, Schadenersatz, Versicherung; neue Gewährlei­
stung und Vorrang der Verbesserung; Erfahrungen mit der neuasten 
Rechtslage nach der Gewährleistungsreform; der Sachverständige 
im Zivilprozess; Sonderprobleme des ärztlichen Sachverständigen; 
Recht der Patienten; Haftung für eigenes und fremdes Fehlverschul­
den; fehlerhafte Patientenaufklärung; Dokumentation; verschuldan­
sunabhängige Patientenentschädigung; Sonderfall wrongful birth 
und wrongful life; Schmerzengeld und Verunstaltungsenfschädi­
gung 

Datum: Samstag, 4. Juni 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: DDr. Paul NECHVATAL 
Dr. Christian RAUSCH ER 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 
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Schmerzengeld 
Thema: Medizinische Grundlagen; Trennung von kausalen und 
nicht kausalen Schmerzzuständen; Haftung des Arztes für Behand­
lungsfehler; ärztliche Aufklärung; Stellung des ärztlichen Gerichts­
gutachters im Zivilprozess nach der Novelle 2002; Judikatur zur Arzt­
haftung aus gerichtlicher und privater Gutachtertätigkeit; mangel­
hafte und fehlende Krankengeschichten und Karteikarten; Einsichts­
rechte von Patienten und Angehörigen in Krankengeschichten; Haf­
tung für Gehilfen (für Belegärzte); 

Datum: Montag, 27. Juni 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 8.3G-16.30 Uhr 

Referenten: DDr. Paul NECHVATAL 

Seminarkosten: € 395,- 0nkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

für alle Sachverständigen 

SV-Aktuell 
Thema: Stand des Bildungspasses; Rezertifizierungsverfahren; 
elektronische Sachverständigenliste; das gerichtliche Beweisrecht, 
insbes. der Sachverständigenbeweis; die Auseinandersetzung mit 
Privatgutachten in Gerichtsverfahren; der Aufbau eines Sachver­
ständigengutachtens; Haftung der Sachverständigen im Spiegel der 
neuasten Rechtsprechung und Lehre; zivilprozessuale Grundsätze; 
Befangenheit; Folgen verzögerter Gutachtenserstattung; 
Gebührenansprüche 

Datum: Mittwoch, 7. September 2005 
Ort: ARS, Wien 

Datum: 
Ort: 
Uhrzeit: 

Montag, 11. Juli 2005 
Parkhotel Pärtschach, Pärtschach 
9.0G-17.00 Uhr 

Referent: Präs. Dr. Harald KRAMMER 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
~:s~~gskaffee, Ertrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% itJ 

Die neuen Justizverfahren - Strafprozessnovelle, 
Neues Außerstreitgesetz, ZPO-Novelle und 
neuerliche Reformtendenzen 
Thema: Neuerungen in der ZPO - Erfahrungen mit der Novelle 
2002, Möglichkeiten der Vertahrensbeschleunigung, ZPO-Novelle 
und der Sachverständigenbeweis; die neue Strafprozessordnung: 
lnkrafttreten, Grundsätze, Ausbau der Opfer- und Beschuldigten­
rechte; das neue Außerstreitgesetz, der Sachverständigenbeweis, die 
wichtigsten Verfahrensarten und Fachgebiete für Sachverständige 

Datum: Montag, 11. April 2005 
Montag, 17. Oktober 2005 

Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.0G-17.00 Uhr 

Referenten: Präs. Dr. Harald KRAMMER 
Dr. Hans LANGER 
Mag. Christian PILNACEK 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 
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für Kfz-Sachverständige 

Oldtimer 
Thema: Historische Fahrzeuge aus gesetzlicher Sicht; das Gutach­
ten bei historischen Fahrzeugen: Beurteilung, Bewertung, Scha­
densermittlung, Begutachtung außerhalb von Prozessen; zivilrecht­
liehe Aspekte: Gewährleistung, Verkürzung über die Hälfte, ver­
schuldonsunabhängige Produkthaftung der Reparateure 

Datum: Dienstag, 8. März 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.00-17.00 Uhr 

Referenten: MR Dipl.-lng. Heinz LUKASCHEK 
KR Franz STEINBACHER 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 

,, MWSt.) 
;•, 

für Sachverständige der Schiffstechnik und Schilffahrt 

Schiffstechnik, Schifffahrt - Bewertung, Betrieb, 
Havarie und Haftung 
Thema: Rechtliche Grundlagen des Österreichischen Schifffahrts­
rechts, Aspekte der Sachverständigentätigkeit: Schiffbau, Bewer­
tung, Betriebsaspekte, Havarien, Versicherungsfragen, Gutachten; 
Verträge, Gewährleistungsansprüche, Schadenersatz, Produkthaf­
tung, Abwehr von Produkthaftungsansprüchen; Neue Navigations­
systeme auf Wasserstraßen 

Datum: Montag, 4. April 2005 
Ort: ARS, Wien 
Uhrzeit: 9.00-17.30 Uhr 

c·.·. Referenten: Dl Bernd BIRKLHUBER 
. :· · Dl Dieter HINTENAUS 

... , Dl Richard KUCHAR 
··. Dr. Hans LANGER 

.~) 

Seminarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Be­
grüßungskaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% 
MWSt.) 

für Sachverständige des Bereiches Brandschutz 

·.... Haftungsrisken der Brandschutzbeauftragten 
Thema: Allgemeine Grundsatzfragen, allgemeine Begriffe der Haf­
tung und des Schadenersatzes, Stand von Wissenschaft und Tech­
nik, der zivilrechtliche Schadenersatz, nicht funktionierende Brand­
schutzeinrichtungen aus rechtlicher Sicht, Beauftragte, Pflichten der 
Brandschutzbeauftragten und -warte; Praktische Umsetzung des 
Brandschutzes - vorbeugender Brandschutz, Brandschutzkonzep­
te, Umsetzung der Schutzziele, Vermeidung der Brandentstehung, 
organisatorische Maßnahmen, abwehrender Brandschutz 

Datum: Freitag, 21. Oktober 2005 
Ort: ARS, Wien 

Datum: Freitag, 30. September 2005 
Ort: Hotel Europa, Graz 

Uhrzeit: jeweils 9.15-17.15 Uhr 

Referenten: Dr. Hans LANGER 
Dl Dr. Friedrich PERNER 

Semlnarkosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, 
Begrüßungskaffee, Ertrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 
20% MWSt.) 
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Seminare 

Sommer-Sachverständigen-Woche in Pörtschach 
11.-15. Juli 2005 

Wie jedes Jahr findet auch im Jahr 2005 in Zusammenarbeit mit dem 
Hauptverband der ~llgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen Osterreichs und der ARS - Akademie für Recht 
und Steuern eine Sommer-Sachverständigen-Woche für verschiede­
ne Sachverständigengruppen statt- heuer wieder in Pörtschach! 

Oie Erfahrung der letzten Jahre hat gezeigt, dass die Seminare auf 
reges Interesse gestoßen sind, der wissenschaftliche Gehalt sehr 
hoch war und die persönliche Kontaktaufnahme wertvolle Dienste 
für den praktischen Alltag geliefert hat. Diese Seminare haben den 
großen Vorteil, dass nicht nur Sachverständige als Zielgruppe zuge­
lassen sind, sondern auch Richter, Rechtsanwälte und alle betroffe­
nen Wirtschaftstreibenden. Daher kommt bei dieser Form der Semi­
nare ein völlig neuer Dialog zustande. 

Detaillierte Informationen zu den Seminaren in Pörtschach finden 
Sie auf unserer hompage unter www.ars.at oder rufen Sie uns an 
(01/713 80 24-0)! 

Termin: 11. 7. 2005, 9.00-17.00 Uhr 
Gruppe: alle Sachverständigen 
Thema: SV-aktuell 
Referent: Präs. Dr. H. KRAMMER 

Termin: 12. 7. 2005, 9.00-17.00 Uhr 
Gruppe: alle Sachverständigen 
Thema: Wissenswertes für den Sachverständigen im Zivil-, Straf­
und Außerstreitverfahren 
Referenten: Präs. Dr. H. KRAMMER 
Dr. H. LANGER ua. 

Termin: 13. 7. 2005, 9.30-17.30 Uhr 
Gruppe: Bausachverständige .. 
Thema: Preview- Vereinheitlichte Bauordnung für Osterreich 9.3 
Referenten: Dl Dr. R. MIKULITS 
Arch. Dl f VOGLER 

Termin: 14. 7. 2005, 9.00-17.00 Uhr 
Gruppe: Bausachverständige .. 
Thema: Neuerungen im Bauproduktenrecht - UA- u. CE-Zeichen -
Verpflichtende Baustoffkennzeichnung 
Referenten: Dl Dr. R. MIKULITS 
Arch. Dl F. VOGLER 
Termin: 15. 7. 2005,9.00-17.00 Uhr 
Gruppe: Sachverständige des Bereichs Brandschutz 
Thema: Aktuelle Aspekte des Brandschutzes 
Referenten: Dl R. PAMLITSCHKA 
Dl Dr. F. PERNER 
Dr. H. LANGER 
(angefragt) 

Termin: 15. 7. 2005,9.15-17.15 Uhr 
Gruppe: ärztliche Sachverständige 
Thema: Das ärztliche Sachverständigengutachten 
Referenten: Sen.Präs. DDr. R NECHVATAL 
Prim. Dr. D. STEINBRENNER 
(angefragt) 
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Seminare 

Internationale Baufachtage 2005 lnnsbruck 
Renommierte Experten aus Deutschland, aus der Schweiz und aus 
Österreich werden in zwei thematisch aufeinander abgestimmten 
Fachtagungen jene beiden Einwirkungen am Bau umfassend 
behandeln, die am nachhaltigsten wirken und schwerwiegendste 
Folgen haben: Risse und Feuchtigkeit. Der 1. Teil der lnt. Baufach­
tagung befasst sich mit Ursachen, Beurteilungskriterien, Maßnah­
men zur Vermeidung und mit den Möglichkeiten der Sanierung von 
Rissen am Bau - systematisch, Schicht für Schicht, beginnend bei 
der Beschichtung, über Putz, WDVS, Mauerwerk und statische Ele­
mente bis hin zum Baugrund. Der 2. Teil der Baufachtage ist die 
7. Tagung des Internationalen Sachverständigenkreises Ausbau & 
Fassade, D-A-CH -zugänglich für alle Bauschaffenden und Interes­
sierte! - und dem Themenkreis Feuchtigkeit, beginnend vom nas­
sen Altbau bis hin zum feuchten Neubau, gewidmet. 

Die Tagungen können sowohl einzeln, wie auch kombiniert (20% 
ermäßigt) gebucht werden. 

"Aus der Praxis für die Praxis" ist die Zielrichtung der Vorträge von 
Referenten und Sachverständigen aus dem Bereich von Universitä­
ten und Hochschulen, aus der Industrie und Wirtschaft, sowie aus 
dem Handwerk. Eine kleine begleitende Fachausstellung ergänzt 
die Vorträge, thematisch abgestimmt. Es sind auch einige organisa­
torische Besonderheiten vorgesehen, die vor allem der Kommunika­
tion und dem fachlichen Austausch der Tagungsteilnehmer unter­
einander dienen werden. 

Eine Chance für Sachverständige, die sich erstmals als Referenten 
versuchen wollen, bietet ein eigener Tagungsabschnitt Personen, 
die noch nie vor Publikum vorgetragen haben, können in Kurzrefe­
raten zum Thema "Feuchtigkeit" Stellung nehmen. 

Mit spannendem Interesse werden die Vorträge von Prof. Hansruedi 
PREISIG, Zürich über die "Nachhaltige Entwicklung: Eine neue Her­
ausforderung für das Bauen" und ein erster Einblick in die "100+1 
Hochbauregeln" von Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Horst GAMERITH, TU 
Graz, erwartet. 

Internationale Baufachtagung 2005 lnnsbruck -Teil 1 
"Risse am Bau" ... vom Baugrund bis zur Beschichtung 

Referenten und Themen (in der thematisch aufbauenden Reihen­
folge): 
Michael HLADIK1

, lnnsbruck: Ein Riss entsteht 
Komm. RatEgon FISCHER, BIM der Maler (Ö), Weiz: Risse in Anstri­
chen und Beschichtungen 
Dr. Uwe ERFURTH', Weiden, D: Risse in Putz+ WDVS- WTA-Merk­
blatt, Rissessanierung 
Eidgen. Dipl. Gipsermeister Walter SCHLÄPFER3

, Bülach, CH: Risse 
im Innenwandputz bei Deckenauflager 
lng. Lothar KURZEMANN', Dornbirn: Sind Risse bei Gipskartonplat­
ten unabwendbar? 
lng. Peter ROSENBERGER', Wien: Die Banalität der Risse 
Dr. Peter SCHUBERT, TU Aachen, D: Risse in tragendem Mauerwerk 
und in Zwischenwänden 
Akad. Dir. Dipl.-lng. Kurt ZEUS, Uni Stuttgart: Einfluss der Mauer­
steinart, des Formats und der Fugenausbildung auf den Risswider­
stand von verputztem Mauerwerk 
Dr. Eckart WERTHMANN1

, Mötz, A: Rissbildung durch die Hydrata­
tionswärme des Betons 
Prof. Dipl.-lng. Ernst LEXE 1

, Villach, A: Statische Rissursachen 
Prof. Dipl.-lng. Dr. Jörg H', Rissursache Baugrund 
1 Referent aus Österreich: Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sach­
verständiger 
2 Referent aus Deutschland: öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger 
3 Referent aus der Schweiz: öffentlich bestellter Fachexperte. 

Ausrichter der Tagung: Forum BAUINFOalpin, Leitung: Michael 
HLADIK 
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Zielgruppen: Sachverständige aller allgemeinen und speziellen 
Fachbereiche des Bauwesens. Alle Geist- und Handwerker im Bau­
wesen, vom Investor bis zum Maler. Alle Hersteller und Händler von 
Bauprodukten und Systemen. Alle, die von Rissen und/oder Feuch­
tigkeit betroffen sind. 

Termin: Donnerstag, 14. April2005, 09-18 Uhr 

Veranstaltungsort Tagungscenter der Messe lnnsbruck 

Informationen und Anmeldung: Forum BAUINFOalpin, A-6161 Nat­
ters-lnnsbruck, Faxanfrage: +43-(0)512-546369 oder Internet 
W'NW. bauinfoalpin. at 

Internationale Baufachtagung 2005 lnnsbruck -Teil 2 
Internationale Sachverständigentagung Ausbau & Fassade - ISK 
2005 
"Feuchtigkeit am und im Bauwerk" ... vom nassen Altbau bis zum 
feuchten Neubau 

Referenten und Themen (in der thematisch aufbauenden Reihen- ~ 
folge): 
Michael HLADIK1

, lnnsbruck: Wasser ist überall 
Univ.-Prof. Dlpl.-lng. DDr. Jürgen DREYER, TU Wien: Aufsteigende 
Feuchtigkeit 
Restaurator Franz HOCHHOLZER, Andorf, O.Ö.: Dürfen alte Bau­
werke feucht bleiben? 
Dipl.-lng. Erich RÖHRER1

, Korneuburg, Ö: Feuchtigkeitsmessung 
mit Mikrowellentechnik 
Dipl.-lng. Dieter ANSORGE, Bietigheim, 0: Bauwerksahdichtung -
Maßnahmen gegen von außen und von innen angreifende Feuch­
tigkeit. 
Dr. Manfred ELSÄSSER', lnnsbruck: Diffusionsdichte Innendäm­
mung 
Dr. Uwe ERFURTH', Weiden, D: w-Wert, V-Wert, sd-Wert, .... Was 
iss'n das? 
Michael HLADIK1

, lnnsbruck: Schnell bauen- feucht bauen- scha­
densträchtig bauen 
lng. Wolfgang WINKLER, Wien: Das Feuchteverhalten von Bauteilen 
im Rohbau (Projektstudie) 
Dr. Martin KIRCHMAIR\ Uni lnnsbruck: Feuchte innen - Schimmel 
drinnen! 
3 Neu-Referenten: 3 Kurzreferate zum Thema "Feuchtigkeit" 
Prof. Hansruedi PREISIG, Zürich: Nachhaltige Entwicklung: Eine 
neue Herausforderung für das Bauen 
Architekt Bernhard NYDEGGER, Winterthur, CH: Hydrophobierte 
Mörtel - Fluch oder Segen? 
Peter LEIER, Gaggenau, D: Korrosion von Putzprofilen 
Michael HLADIK1

, lnnsbruck: Taubefall an Fassaden - eine System­
eigenschaft! 
Dr. Uwe ERFURTH2

, Weiden, D: Der Feuchtehaushalt von Fassa­
denbeschichtungen 
Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Horst GAMERITH', TU Graz: 100+1 Hoch-
bauregeln .. 
1 Referent aus Osterreich: Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sach­
verständiger 
2 Referent aus Deutschland: öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger 

Ausrichter der Tagung: Forum BAUINFOalpin, Leitung Michael 
HLADIK und Internationaler Sachverständigenkreis Ausbau & Fas­
sade (ISK) 

Zielgruppen: Sachverständige aller Fachgebiete in den Bereichen 
Ausbau & Fassade, sowie alle Geist- und Handwerker im Bauwesen, 
vom Investor bis zum Maler. Alle Hersteller und Händler von Bau­
produkten und Systemen. Sachverständige aller allgemeinen und 
speziellen Fachbereiche des Bauwesens. Alle, die von Rissen 
und/oder Feuchtigkeit betroffen sind. 

Termin: Freitag, 15. April2005, 09-18 Uhr und 
Samstag, 16. April 2005, 09-14 Uhr 
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Europäisches Agrarrecht 
Gemeinsame Marktorganisation, Beihilfen, ländliche 
Entwicklung, Betriebsmittel, Produktionsbedingungen 

. · •· .,• , •! und -auflagen, multilaterale Abkommen 
·..:~ 

. ;: 

Leidweln, Alols. Zweite aktualisierte Auflage; Neuer Wissen­
schaftlicher Verlag GmbH Wien 2004; 533 Seiten; ISBN 3-
7083-0223-0 

Der nunmehr in der zweiten Auflage erscheinende "Leidwein" 
umfasst den agrarrechtlich relevanten Rechtsbestand der EU bis 
Sommer (August) 2004, also auch die Agrarreform 2003/2004 
und die agrarechtliehen Grundlagen der im Mai 2004 erfolgten 
Neubeitritte zur EU. Er bietet somit einen Überblick über die 
Gemeinsame Agrarpolitik und die agrarrechtlichen Regelungen 
der Europäischen Union. Die Agrarpolitik ist praktisch der einzi­
ge politische Bereich, der auf EU-Ebene geregelt wird, wodurch 
rund 40 Prozent aller Rechtsakte der EU in den Bereich des 
Agrarrechtes fallen. Die Entwicklung der nunmehr vorliegenden 
zweiten Auflage zu einem agrarischen Standardwerk ist abseh­
bar. 

Wie komplex und umfassend die Materie des Agrarrechtes ist, 
läßt sich einerseits an dem über 500 Seiten betragenden 
Umfang dieses Buches erkennen. Andererseits verweist der 
Autor selbst darauf, dass - eben wegen des Umfanges und der 
Fülle der Rechtsmaterie- dieses Buch vor allem als ein mit wei-

. · "; terführenden Nachweisen und Fundstellen versehener Überblick 
- zu betrachten ist. 

Im ersten von zehn Abschnittenwird vom funktionellen Agrar­
rechtsbegriff (Teil I) ausgegangen, der jene Normen umfasst, die 
" ... kraft ausdrücklicher Anordnung oder kraft des berührenden 
Lebenssachverhaltes die Land- und Forstwirtschaft treffen oder 
treffen können ... ". Allein aus dieser Formulierung wird die Kom­
plexität des dargestellten Bereiches des Agrarrechtes erkennbar, 
der weit über den landläufigen Begriff der Land- und Forstwirt­
schaft hinausgeht. in den Teilen II bis IV wird auf die Funktions­
weise der Europäischen Union, die Gemeinsame Agrarpolitik 
und auf die agrarechtlieh relevanten Politikbereiche der EU ein­
gegangen. Umfassend dargestellt sind die Bereiche der gemein­
samen Marktorganisationen (Teil V), die wichtigen Beihilfenrege­
lungen (Teil VI) und der Bereich der Forstwirtschaft _(Teil VII). Die 
anschließenden Abschnitte über "Internationale Ubereinkom­
men" (Teil IX) und über "Landwirtschaftliche lnteressensvertre­
tungen/Lobbying" (Teil X) runden die in der EU bestehenden 
agrarrechtlichen Gegebenheiten ab. 

Das Buch bietet daher dem fachkundigen Leser sowohl eine 
gute Einführung in agrarrechtliche Grundlagen, als auch eine 
detaillierte und fundierte Darstellung der speziellen europarecht­
liehen Vorgaben der gemeinsamen Marktorganisation, des Bei­
hilfenbereiches und des Produktions- und Betriebsmittelrechtes. 
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Speziell durch die nunmehr wirksam werdende Reform der 
"Gemeinsamen Agrarpolitik" werden zahlreiche Bestimmungen 
und Änderungen bedeutungsvoll, welche Auswirkungen auf die 
landwirtschaftliche Produktion, auf landwirtschaftliche Betriebe, 
auf deren Bewirtschaftung und deren Flächen haben und somit 
in im Zusammenhang mit der Land- und Forstwirtschaft stehen­
de Beurteilungen, Empfehlungen und Bewertungen einfließen 
müssen. 

Für jene Sachverständige, die im Bereich der Land- bzw. Forst­
wirtschaft, der ländlichen Entwicklung, des Naturschutzes oder 
des Umweltschutzes tätig sind oder tätig sein wollen, ist dieses 
Buch eine unverzichtbare Grundlage, um die bestehenden aktu­
ellen agrarrechtlichen Rahmenbedingungen und deren Auswir­
kungen in ihren fachlichen Überlegungen mit berücksichtigen zu 
können . 

Helmut Halmböck 

Das Auto im Steuerrecht, Ein Praxis-Leitfaden 
Dietmar Aigner, Gerhard Gaedke, Roland Grabner, Michael 
Tumpel, 2., überarbeitete Auflage, Linde Verlag 2004; ISBN 
3-7073..()185..(); € 54,-. 

Das hier zu besprechende Buch ist vor neun Jahren erstmals 
erschienen. Aufgrund der mittlerweile tiefgreifenden und laufend 
stallfindenden Anderungen der Steuergesetze war eine zweite 
Auflage unumgänglich, wobei das Autorenteam um weitere 
renommierte Vertreter der Finanzverwaltung und der Wissen­
schaft ergänzt wurde. Gegliedert in die Bereiche Einkommen­
steuer (Körperschaftssteuer), Umsatzsteuer, Normverbrauchs­
abgabe und Kraftfahrzeugsteuer werden sämtliche steuerlichen 
Belange rund um das aus unserem Alltag nicht mehr wegzu­
denkende Auto systematisch abgehandelt. Die Betrachtung 
erfolgt dabei sowohl aus dem Blickwinkel des Unternehmers, 
des Dienstnehmers als auch aus der Sicht der Privatperson. 
Letzteres etwa im Zusammenhang mit dem Eigenimport eines 
Fahrzeuges. Ferner finden sich eine Vielzahl von praktischen 
Gegenüberstellungen, wie etwa "Kaufen versus Leasing", "PKW 
versus Klein-Lkw bzw Klein-Bus" und "Was ist besser: Gehalts­
erhöhung oder Dienstwagen?". Dieses Buch schließt wahrlich 
eine Lücke in der Österreichischen Literatur zum Steuerrecht und 
ist sicherlich auch für Sachverständige verschiedenster Fach­
gruppen von Nutzen. 

StB Mag Dr Werner Hailas 

Das Rotationsprinzip bei der 
Jahresabschlussprüfung 
Jutta Sigmund-Akhavan Aghdam, Neuer Wissenschaftlicher 
Verlag, Wien-Graz 2004; ISBN 3-7083-0218-4; € 28,80. 

Die Autorin behandelt in ihrem Buch "Das Rotationsprinzip der 
Jahresabschlussprüfung" ein wichtiges Sicherungselement für 
die Integrität und Unabhängigkeit des Abschlussprüfers. Gerade 
in Zeiten von Großinsolvenzen, Unternehmenszusammenbrü­
chen und Bilanzskandalen sowie ersten Versuchen der Gesetz­
gebung die gesetzlichen Rahmenbedingungen zu verändern, ist 
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die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung der Abschlussprüfung erfreulich. Das Buch 
bietet nicht nur einen kurzen Überblick über die internationale 
Entwicklung, sondern liefert auf Basis bisheriger Untersuchun­
gen auch ein.e ökonomische Analyse der Rotation. Natürlich wird 
auch das in Osterreich mit dem Finanzmarktaufsichtsgesetz ein­
geführte, aber noch nicht in Kraft getretene (externe) Rotations­
prinzip eingehend dargestellt. Dabei werden betriebswirtschaftli­
ehe und rechtliche Bedenken gegen die externe Rotation aufge­
zeigt und an den Gesetzgeber der Appell gerichtet, die "über­
fallsartig" eingeführte externe Rotation im Hinblick auf die Inter­
essen der geprüften Unternehmen, der Gläubiger und der 
Öffentlichkeit zu überdenken. 

Für die Tätigkeit eines Buchsachverständigen finden sich viele 
nützliche Kapitel wie etwa die Prüfung durch einen ausge­
schlossenen Prüfer oder die Behandlung von Haftungsfragen. 

StB Mag Dr Werner Hailas 

Immobilienberatung 
Entwicklung und Perspektiven einer eigenständigen 
Dienstleistung 

Volk, Blrglt (2004): lmmobilienberatung. Entwicklung und 
Perspektiven einer eigenständigen Dienstleistung, in: Egger, 
Walter/Hasenzagl, Rupert/Stocker, Ferry/Wagner, Christfan 
(Hg.): Wirtschaftsberatung in Österreich. Struktur und Ent­
wicklungen. Neuer Wissenschaftlicher Verlag NWV, Wien, 
2004,445 Seiten, ISBN 3-7083-0228-1, € 59,-. 

Mit der steigenden Bedeutung von Immobilien als Kapitalanlage 
hat sich eine neue Dienstleistung entwickelt: die lmmobilienbe­
ratung. Volk, lmmobilienbewerterin bei der Raiffeisen evolution 
project development GmbH. und Lektorin an der FH Wr. Neu­
stadt, hat vor diesem Hintergrund eine Studie durchgeführt, die 
die Situation, Entwicklungen und Perspektiven der Berufsgrup­
pen, die Immobilienberatung anbieten (Liegenschaftsbewerter, 
Immobilienmakler, -verwalter, -entwickler und Facility Manager), 
abbildet. 

Systematisch, bei der historischen Entwicklung der einzelnen 
Berufsgruppen beginnend, erarbeitet Volk die differenzierten 
Zugangsvoraussetzungen, Standesregeln, Haftungsbestimmun­
gen, beschreibt die Marktstruktur (Größe der Unternehmen, 
Umsätze, ... ) und geht danach auf die zukünftigen Entwicklungen 
und die Maßnahmen, die die befragten Unternehmen mittelfristig 
umsetzen wollen, ein. Basis für die Aussagen bietet die Auswer­
tung von 212 ausgefüllten Fragebögen und 102 Experteninter­
views. Klar zeigt sich, wie umfangreich die Tätigkeitsfelder sind: 
die Dimensionen erstrecken sich über verschiedene Immobilien­
arten (Wohn-, Büro-, Gewerbeimmobilien, ... ), über die Phasen 
im Lebenszyklus einer Immobilie (Planung, Realisierung, Bewirt­
schaftung, Sanierung und Abriss), bis zu inhaltlichen Schwer­
punkten (Finanzierung, Portfoliomanagement, Wertermittlung, 
Verwertung, ... ). Als die Zukunft beeinflussende Faktoren werden 
die höhere Professionalisierung der Branche, neue Investitions-

formen (lmmobilienfonds, ... ), mehr und bessere Aus- und Wei­
terbildungsmöglichkeiten und die Entwicklung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen gesehen. Die Unternehmen begegnen 
den Herausforderungen unter anderem damit, dass die Aus­
und Weiterbildung der eigenen Mitarbeiter forciert und die Bera­
tung ausgebaut wird. Die Unternehmen wollen sich auch zuneh­
mend in Netzwerken engagieren, expandieren bzw ihre Ge­
schäftsbereiche ausweiten. Die Entwicklung zu einem lmmobi­
liengeneralanbieter wird vorangehen. 

Die Studie richtet sich an Immobilienunternehmen als Bench­
mark für ihre eigenen Unternehmerischen Entscheidungen, an 
Verbände und Interessensvertretungen als Basis für die zukünf­
tige Gestaltung der Zugangs- und Ausübungsvoraussetzungen 
bzw die Weiterentwicklung der Berufsfelder und an immobilien­
wirtschaftliche Forschungsinstitutionen für die Weiterentwick­
lung der bisherigen Forschungsaktivitäten. 

Der Sammeltland oietel ebenso wertvolle Beiträge für Fachleute ·.J 
aus der Unternehmensberatung, dem Wirtschaftstreuhandwe-
sen, dem Marketing und der IT-Branche. 

Mag. Birgit Volk, M.Sc. 

Bewertungs- und Entschädigungssätze bei 
Grundstückseinlösen 
Univ.-Doz. Dipl.-lng. Dr. Karl Bochsbichler, erschienen 2003. 
Vertrieb: SCHIG Schieneninlrastrukturgesellschaft, Abtei­
lung Baucontrolling, Vivenotgasse 10, 1120 Wien, 344 Sei­
ten, gebunden, € 250,-. 

[)ie SCHIG GmbH überprüft regelmäßig die Grundeinlösen der 
OBB und der HL-AG. Die begleitenden Kontrollen werden von 
Univ.-Doz. Dip/.-lng. Dr. Kar/ Bochsbich/er durchgeführt. 

Das Buch enthält den letzten Stand der Wissenschaft und Tech­
nik, die dem SV-Gutachten bei Grundeinlösen im öffentlichen 
Interesse entsprechen müssen. Es ist übersichtlich gegliedert 
und behandelt in einzelnen Kapiteln schwerpunktmäßig die Ver- ,· . 
kehrswertermittlung nach dem Vergleichswertverfahren, die ··....) 
Bewertung vorübergehender Beanspruchungen, die Entschädi­
gung für die Einräumung von Dienstbarkeiten, forstliche Bewer­
tungstragen und die Bewertung von Bauland und Bauerwar­
tungsland. 

Besonders ausführlich werden landwirtschaftliche Nebenent­
schädigungen für Feldverkürzung, Formverschlechterung, 
Schlagverkleinerung, Wirtschaftsumwege und landwirtschaftli­
che Betriebsverkleinerungen beschrieben. Die vom Autor darge­
legten Kalkulationsunterlagen entsprechen dem neuasten Stand 
und die von ihm dargestellten Berechungsmethoden für Restlie­
genschaftsentwertungen sind sehr gut nachvollziehbar. 

Es ist derzeit das im deutschen Sprachraum beste Nachschlag­
werk für Entschädigungsbewertungen, erstellt von einem der 
profundesten Kenner dieser Materie. 

HR Dipl.-lng. Friedrich Bauer 


